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Zusammenfassung 

 

Die vorliegende Masterarbeit beschäftigt sich mit der Ausprägung des politischen Interesses 

sowie der politischen und sozialen Partizipationsbereitschaft von SchülerInnen im Wahlalter 

und wirft darüber hinaus einen Blick auf deren Haltung und Einstellung zu Politischer 

Bildung im Schulunterricht. Zunächst werden die für die Masterarbeit zentralen theoretischen 

Ansätze und Begrifflichkeiten erläutert, der Stand der Forschung präsentiert und der 

Entwicklungsprozess der Politischen Bildung in Österreichs Schulen nachgezeichnet. Das 

Hauptaugenmerk liegt auf der derzeitigen Ausgestaltung von Politischer Bildung im Bereich 

Schule. Anhand einer schriftlichen Online-Befragung wurden Daten von SchülerInnen im 

Wahlalter aus verschiedenen österreichischen Bundesländern erhoben. 

Im empirischen Abschnitt dieser Masterarbeit erfolgt die Analyse und Interpretation des mit 

Hilfe des Statistikprogramms IBM SPSS Statistics 25 ausgewerteten Datenmaterials von 

insgesamt 281 SchülerInnen. Dabei wird dem gängigen Klischee einer politikverdrossenen 

Jugend widersprochen sowie unter den SchülerInnen die Tendenz einer stärkeren Forderung 

nach mehr Politischer Bildung in der Schule sichtbar. Kontroverse Ergebnisse zeigen sich 

hinsichtlich des von den SchülerInnen empfundenen Einflusses von Politischer Bildung in der 

Schule auf ihr politisches Interesse einerseits und ihre Partizipationsbereitschaft andererseits. 

Darüber hinaus wird deutlich, dass SchülerInnen im Wahlalter mehrheitlich nicht an ihre 

eigene politische Wirksamkeit glauben.  
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Abstract 

 

The master thesis focuses on the political interest and the willingness of Austrian school 

students of voting age to participate in political and social life. In addition it highlights the 

attitude of the students towards political education in school. The first part of this thesis 

explains essential theoretical concepts and key terminology, presents the state of the art and 

provides an insight into the historical development of political education in the Austrian 

school system with a focus on its current status. 

The data required for this work were collected by means of written online survey. After 

analyzing 281 questionnaires with the help of IBM SPSS Statistics 25, the output was 

presented in the empirical part of this thesis. The results contradict the common stereotype of 

a young generation characterized by a general disenchantment with politics and rather point 

towards an increased demand of political education in school amongst students. With regard 

to the perceived impact of political education to the political interest and the willingness to 

participate in political and social life the results are controversial. Furthermore, the survey 

shows that the majority of the students doesn´t believe in their own political effectiveness.  
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Einleitung 

An Österreichs Schulen gibt es zum momentanen Zeitpunkt kein flächendeckendes eigenes 

Unterrichtsfach Politische Bildung. Stattdessen herrscht ein Unterrichtsprinzip zu dessen 

Beschreibung und Umsetzung ein Grundsatzerlass existiert. Darin wird unter anderem folgende 

Zielsetzung der Politischen Bildung im Schulunterricht definiert: 

„Politische Bildung leistet einen wesentlichen Beitrag zu Bestand und Weiterentwicklung 

von Demokratie […]. [Sie] zeigt demokratische Mitbestimmungsmöglichkeiten auf allen 

gesellschaftlichen und politischen Ebenen auf und befähigt dazu, als Einzelperson, als 

Mitglied einer sozialen Gruppe und als Teil der Gesellschaft daran teilzuhaben;“ 

(Grundsatzerlass 2015, 2; Anmerkung des Verfassers) 

Demokratie ist unweigerlich mit einem gewissen Grad an Mitbestimmung verbunden. 

Mitbestimmung wiederum erfordert Interesse sowie Teilhabe an gesellschaftlichen und 

politischen Prozessen. Dem Grundsatzerlass nach, sollen junge Menschen im Schulunterricht 

demnach dazu angeregt beziehungsweise befähigt werden, sich an gesellschaftlichen und 

politischen Prozessen zu beteiligen. 

Zwei Schlagwörter, welche diese Debatte rund um das politische Interesse sowie die politische 

Partizipation von (jungen) Menschen in westeuropäischen Demokratien und speziell auch in 

Österreich und Deutschland in den letzten Jahrzehnten prägten, sind einerseits der Begriff 

Politikverdrossenheit sowie andererseits das Wort Wutbürger. Zwischen diesen beiden 

Begriffen liegen fast zwei Jahrzehnte. Genau genommen sind es 18 Jahre, die das deutsche 

Wort des Jahres von 1992 und seinem Pendant aus dem Jahr 2010 trennen  

War bis in die 2000er Jahre von einer wachsenden Politikverdrossenheit innerhalb der 

Bevölkerung die Rede, wich diese Einschätzung in den letzten Jahren immer mehr der 

Konstatierung einer Politiker- beziehungsweise Parteiverdrossenheit. Besonders unter jungen 

Menschen ist heute eine Politikdistanz oder Parteiverdrossenheit empirisch nachweisbar, wie 

ein Blick in die gängige Jugendforschung beweist (Widmaier & Nonnenmacher 2011; Gaiser 

2009; Frech & Juchler 2011; Abs, Roczen & Klieme 2007; Wiedmaier 2011).  

Diese konstatierte Distanz der Menschen von der Politik im Sinne der verfassten, 

institutionalisierten Politik, spiegelt sich unter anderem auch in den seit Jahrzehnten 

zurückgehenden Mitgliederzahlen der etablierten Parteien oder Gewerkschaften wieder (Klein, 

von Alemann & Spier 2011, 19; Bernauer et al. 2009, 295). Für Jugendliche gilt das in noch 
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stärkerem Maße als für Erwachsene (Niedermayer 2006, 287). Diese scheinbare Tendenz einer 

abnehmenden politischen Beteiligung von jungen Menschen im deutschsprachigen Raum passt 

jedoch nicht zusammen mit den in den letzten Jahren immer wieder aufkommenden 

Aktionsformen zivilgesellschaftlicher Gruppierungen (Stichwort Wutbürger): Von den 

Protesten rund um Stuttgart 21 im Jahr 2010, über die sich seit 2015 entwickelnde Bewegung 

Pegida und die zeitlich parallele und ideologisch orthogonale Refugees-Welcome-Bewegung, 

bis hin zu aktuelleren Ereignissen rund um den tödlichen Vorfall auf einem Stadtfest in 

Chemnitz und den drauffolgenden, teils gewaltförmigen Aufmärschen rechtsextremer 

Gruppierungen sowie den Gegenprotesten linksliberaler Kräfte aus der Zivilgesellschaft, 

welche in einem Benefizkonzert mit über 70.000 Besuchern ihren vorläufigen Höhepunkt 

fanden. All diese zivilgesellschaftlichen Formen von Engagement, politischer Aktion 

beziehungsweise Protest deuten nicht auf eine Abnahme von politischem Interesse und der 

Partizipationsbereitschaft (junger) Menschen hin. Eine Abkehr vom politischen System und 

ihren Institutionen – allen voran den Parteien – lässt sich jedoch auf keinen Fall leugnen.  

Eine mögliche Rolle in der Vermittlung von Werten im Hinblick auf eine politische 

Sozialisation sowie deren Förderung nimmt die Politische Bildung ein.  Politische Bildung stellt 

einen von vielen sich wechselseitig bedingenden Faktoren (Familie, diverse Peer groups,…) 

dar, welche auf die politische Einstellung, das politische Interesse, die Haltung gegenüber dem 

politischen System sowie die Partizipationsbereitschaft beziehungsweise auch die realisierte 

Partizipation einwirken können. (Lange, Onken, Korn 2013)   

Hinsichtlich der empirischen Forschung im Sinne einer systematischen Analyse von 

gesammelten Informationen hinkt die Politikdidaktik anderen Fachdidaktiken deutlich 

hinterher (Weisseno 2012, 11). Lange Zeit bediente man sich der Forschung anderer 

Disziplinen (Oberle 2018, 103) und auch in Österreich wurden politische Meinungen sowie 

Einstellungen und Ansichten zur Politischen Bildung bis zur Wahlreform 2007 und der damit 

einhergehenden Senkung des Wahlalters auf 16 noch aus allgemeinen Wertstudien, 

Wahlstudien und Nachwahlbefragungen entnommen (Filzmaier & Klepp 2009, 342). 

Allgemeine Studien über das politische Interesse, die politische Partizipation von 

österreichischen Jugendlichen sowie deren Haltung zu Politischer Bildung findet man danach 

etwa bei Kritzinger et. al (2013), Filzmaier (2007), Palme und Filzmaier (2008). Hinsichtlich 

der empirischen Forschung im Bereich der Politikdidaktik, liefern vor allem Oberle (2012; 

2018) und Weisseno (2012) wichtige Beiträge. Zumindest für den österreichischen Fall gibt es 

jedoch kaum empirische Untersuchungen hinsichtlich der spezifischen politischen 
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Interessensfelder junger Menschen in Österreich, insbesondere von SchülerInnen im Rahmen 

von Politischer Bildung in der Schule sowie in weitere Folge zu deren Partizipationsverhalten. 

Die empirische Untersuchung im Rahmen dieser Masterarbeit setzt sich deshalb mit diesen 

Interessensfeldern auseinander. 

Auf Basis der bisherigen Ausführungen haben sich für eine genauere Bearbeitung in dieser 

Masterarbeit mehrere Interessensfelder herauskristallisiert. 

Zum einen steht die generelle Ausprägung des politischen Interesses von SchülerInnen im 

Wahlalter sowie auch die Richtung ihres Interesses im Hinblick auf die in den österreichischen 

Lehrplänen in Politischer Bildung enthaltenen Themen im Fokus. Zum anderen befindet sich 

das gesellschaftliche und politische Partizipationsverhalten von SchülerInnen im Wahlalter im 

Zentrum der Aufmerksamkeit und dabei auch insbesondere die Beschäftigung mit der Frage, 

welche Rolle die zuvor erwähnte Ausprägung des politischen Interesses für die politische und 

gesellschaftliche Beteiligung spielt. Darüber hinaus beschäftigt sich diese Masterarbeit auch 

speziell mit der Funktion von Politischer Bildung in der Schule und legt den Fokus dabei auf 

die Wahrnehmung der SchülerInnen zur Politischen Bildung im Schulunterricht sowie deren 

Wirkung auf das politische Interesse und die politische Partizipation. 

Aus diesen Überlegungen sind folgende drei Forschungsfragen entstanden: 

• Inwiefern interessierten sich SchülerInnen im Wahlalter generell für Politik sowie für 

die im Unterricht in Politischer Bildung behandelten Themen? 

• Inwiefern gibt es Unterschiede im gesellschaftlichen und politischen 

Partizipationsverhalten zwischen politisch interessierten und politisch weniger 

interessierten SchülerInnen im Wahlalter? 

• Inwiefern wirkt sich der Unterricht in Politische Bildung in der Schule aus der Sicht der 

SchülerInnen auf ihr politisches Interesses sowie ihre politische 

Partizipationsbereitschaft aus? 

Darüber hinaus soll ein genereller Blick auf das allgemeine Partizipationsverhalten von 

SchülerInnen im Wahlalter sowie auf deren Haltung zu Politischer Bildung in der Schule und 

den dabei vermittelten Themen geworfen werden.  

Die für die Abarbeitung der skizzierten Interessensfelder und Fragestellungen benötigten Daten 

wurden mittels einer schriftlichen Befragung, als eine Methode der empirischen 

Sozialforschung, in Form einer Online-Befragung erhoben und anschließend mit dem 

Statistikprogramm IBM SPSS Statistics 25 ausgewertet. Die Methode der schriftlichen 



4 

 

Befragung schien unter anderem deshalb als geeignet, da sie es ermöglicht, relativ ökonomisch 

über eine größere Anzahl von Befragten, Informationen einzuholen (Brake 2009, 395). 

Außerdem lassen sich Einstellungen und Meinungen der Befragten (z.B. Zustimmung oder 

Ablehnung zu Aussagen), Überzeugungen (subjektives Wissen über die Wirklichkeit), das 

Verhalten der Befragten (retrospektiv/prospektiv) oder deren Eigenschaften 

(soziodemographische Merkmale) besonders gut mit der Methode der schriftlichen Befragung 

erheben (ebd.). Eine genauere Beschreibung der für diese Masterarbeit verwendete Methode 

findet sich in Kapitel 7 wieder.  

Zur Bearbeitung der weiter oben dargestellten Fragestellungen wird diese Masterarbeit in zwei 

Abschnitte gegliedert. Der erste Teil umfasst eine theoretische Abarbeitung des Themas und 

folgt im Anschluss an die Einleitung. Dabei wird zunächst eine umfassende Klärung der in 

dieser Masterarbeit zentralen Begrifflichkeiten vorgenommen. So wird als erstes der 

Politikbegriff erklärt, indem die Gegensatzpaare gouvernemental – emanzipatorisch, normativ 

– deskriptiv, konfliktorientiert – konsensorientiert, eng – weit, sowie die 

politikwissenschaftliche Triade polity – politics – policy dargestellt werden. Der 

Vollständigkeit halber wird dabei auf alle diese Begriffsunterscheidungen eingegangen, der 

Fokus liegt dabei jedoch auf der Unterscheidung zwischen dem engen und dem weiten 

Politikbegriff, da diese für die weiteren Ausführungen in dieser Masterarbeit von erheblicher 

Bedeutung ist. Bei der Klärung des Partizipationsbegriffs erfolgt zunächst eine Unterscheidung 

zwischen der politischen und der sozialen Partizipation. Danach kommt es zur Darstellung der 

Verknüpfung von Partizipation und Demokratie im Rahmen derer auch eine Diskussion von 

verschiedenen demokratietheoretischen Ansätzen erfolgt. Darüber hinaus werden die 

verschiedenen Formen der politischen Partizipation beschrieben. Schlussendlich wird auch auf 

den Begriff der Politischen Bildung eingegangen, wobei zunächst der Bildungsbegriff im 

Allgemeinen und danach speziell für die Politische Bildung erklärt wird und dazu auch die 

Funktionen der Politischen Bildung zunächst anhand eines historischen Abrisses sowie danach 

kontrovers anhand zweier aktuellen Ansätze von Detjen (2011) und Lösch (2011) diskutiert 

werden. 

Im zweiten Kapitel wird ein weitreichender Blick auf den Forschungsstand hinsichtlich des 

politischen Interesses, der politischen Partizipation sowie der Politischen Bildung geworfen, 

wobei jeweils eine allgemeinere sowie auch eine spezielle, auf die für diese Masterarbeit 

relevante Zielgruppe der Jugendlichen beziehungsweise SchülerInnen zugeschnittene 

Betrachtung erfolgt.  
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Im dritten Kapitel des theoretischen Teils steht die Entwicklung der Politischen Bildung in 

Österreich im Fokus. Dabei wird ein historischer Überblick über den Werdegang der 

Politischen Bildung vom Ende des 19. Jahrhunderts bis zur aktuellen Verfasstheit gegeben. 

Einen umfangreichen Raum wird dabei der Grundsatzerlass Politische Bildung in den Schulen 

von 1978 einnehmen, dessen Entstehungsprozess von jahrelangen, konflikthaften 

innenpolitischen Diskussionen begleitet wurde. 

Der zweite Teil dieser Masterarbeit ist ein empirischer. Eingeleitet wird dieser von einigen 

Vorbemerkungen in Kapitel 5, welche noch einmal die Motive zur Durchführung der 

empirischen Studie hinsichtlich des politischen Interesses und der politischen Partizipation von 

SchülerInnen im Wahlalter kombiniert mit dem Aspekt der Politischen Bildung darlegen.  

Im Anschluss folgt in Kapitel 6 die Darstellung der im Vorfeld der empirischen Untersuchung 

erarbeiteten Forschungshypothesen.  

Kapitel 7 widmet sich noch einmal der genauen Beschreibung der für diese Masterarbeit 

gewählten Methode der schriftlichen Befragung. Nach einer allgemeinen Einleitung zu dieser 

Methode der quantitativen empirischen Sozialforschung, wird konkret auf den in dieser 

Masterarbeit konzipierten Fragebogen eingegangen. Dabei wird dessen Erarbeitungs- und 

Gestaltungsprozess erklärt sowie im Anschluss daran eine detaillierte Beschreibung 

hinsichtlich des Aufbaus gegeben.   

Danach werden im achten Kapitel der vorliegenden Masterarbeit die Ergebnisse, welche sich 

aus der Untersuchung ergaben, dargestellt. Dabei werden chronologisch die drei in dieser 

Masterarbeit im Zentrum stehenden Interessensfelder, das politische Interesse, die politische 

Partizipation und die Poltische Bildung in der Schule abgearbeitet. 

Kapitel 9 steht im Anschluss daran ganz im Zeichen der Überprüfung der im sechsten Kapitel 

formulierten Hypothesen. Auch hier wird wieder die vorher beschriebene Chronologie der 

Interessensfelder eingehalten. 

Die Ergebnisse der für die formulierten Forschungsfragen relevanten Aspekte aus der 

empirischen Untersuchung werden in Kapitel 10 abschließend zusammengefasst und 

interpretiert. 

Aufgrund des umfangreichen Fragebogens, welcher für die empirische Untersuchung dieser 

Masterarbeit konzipiert wurde, konnten im Hinblick auf das zentrale Thema dieser Masterarbeit 

rund um das politische Interesse und die politische Partizipation von SchülerInnen im Wahlalter 

in Verbindung mit Politischer Bildung in der Schule, einige wichtige Erkenntnisse gewonnen 

werden, welche nicht direkt für die Beantwortung der formulierten Forschungsfragen ein Rolle 
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spielen. Die Darstellung dieser Erkenntnisse folgt im elften Kapitel, bevor es zum Abschluss 

dieser Masterarbeit zu einer allgemeinen Schlussbetrachtung kommt. Dabei werden die im 

Laufe dieser Masterarbeit gesammelten Erkenntnisse zusammengefasst und in weiterer Folge 

ein Ausblick auf daraus entstehende weiterführende Fragestellungen gegeben. 
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A. Theorieteil 

 

1. Begriffsbestimmungen 

Um sich mit der in der Einleitung beschriebenen Thematik hinsichtlich des politischen 

Interesses und der politischen Partizipation von SchülerInnen im Wahlalter sowie der 

Politischen Bildung in der Schule auseinanderzusetzen, bedarf es zunächst einer Klärung der 

darin enthaltenen Begrifflichkeiten. Im ersten Kapitel des theoretischen Abschnitts der 

vorliegenden Masterarbeit werden diese Begriffe genau bestimmt. Darüber hinaus kommt es 

auch zu einer Darstellung von verschiedenen ausgewählten Ansätzen und Konzeptionen zu den 

Begriffen Demokratie, Partizipation und Politische Bildung. 

 

1.1. Der Politikbegriff 

Beschäftigt man sich mit dem Themenkomplex der Politischen Bildung, ist eine 

Auseinandersetzung mit dem Politikbegriff unvermeidbar. Die Bestimmung eben jenes 

Politikbegriffs wird seit Aristoteles immer wieder neu versucht (Alemann 1995, 542). Bei der 

Vielzahl an kontroversen Politikbegriffen lässt sich nach Alemann (1995, 543) eine Einordnung 

in drei Gegensatzkategorien vornehmen, welche in der Folge kurz beschrieben werden. Gegen 

Ende des 20. Jahrhunderts nahm man etwas Abstand von der verbissenen Suche nach einem 

einheitlichen und verbindlichen Begriff und einigte sich auf die Vorstellung, die Politik sei „in 

der Gesellschaft grundsätzlich mehrdimensional strukturiert“ (Alemann 1995, 544 zit. n. Rohe 

1994, Böhret 1988). Die angesprochene Mehrdimensionalität wird in der 

politikwissenschaftlichen Triade polity – politics – policy eingebettet. Diese basiert jedoch auf 

einer weiteren wichtigen Trennung des Politikbegriffs. Gemeint ist die Unterscheidung 

zwischen einem engen und einem weiten Politikbegriff. Diese Unterscheidung ist für den 

Verlauf dieser Masterarbeit besonders von Bedeutung, weshalb er in den folgenden 

Ausführungen im Vergleich zu den anderen eben erwähnten Aspekten etwas mehr Raum 

einnimmt.  

 



8 

 

1.1.1. Gouvernementaler vs. emanzipatorischer Politikbegriff 

Die zentralen Konzepte Führung, Herrschaft, Macht und Hierarchie stehen beim 

gouvernementalen Politikbegriff im Zentrum. Politik ist dabei in erster Linie die Lehre von den 

Staatszwecken sowie den geeigneten Mitteln diese zu verwirklichen.  Arnold Bergsträßer 

(1961) meinte dazu: „Unter Politik verstehen wir den Begriff der Kunst, die Führung 

menschlicher Gruppen zu ordnen und zu vollziehen.“ 

Der emanzipatorische Grundbegriff von Politik knüpft an das Konzept Macht an, zeichnet sich 

jedoch durch die Idee der Machtbeschränkung mittels Teilhabe, Partizipation, Gleichheit und 

Demokratisierung aus. Dabei soll Politik auch Elemente der Gesellschaftskritik beinhalten 

(Alemann 1995, 543). 

1.1.2. Normativer vs. deskriptive Politikbegriff 

Der normative Politikbegriff beschäftigt sich mit der Frage Was soll Politik sein? und erhebt 

dabei einen normativen Ziel- oder Sollwert als Grundkategorie des Politischen. Politik wird als 

„Kampf um die rechte Ordnung“ (Suhr 1950) bezeichnet. Vertreter des deskriptiven 

Politikbegriffs kritisieren diese Zuspitzung auf einen Sollwert als Essenz der Politik. In 

Anlehnung an Gerhard Lehmbruch (1968, 17) ist Politik vielmehr „gesellschaftliches Handeln, 

welches darauf ausgerichtet ist, gesellschaftliche Konflikte über Werte verbindlich zu regeln.“  

1.1.3. Konfliktorientierter vs. konsensorientierter Politikbegriff 

Der konflikthafte Politikbegriff geht vom Konflikt als zentralem Merkmal von Politik aus. Er 

stellt den Antrieb für jede Form sozialen Handelns dar, was im Gegensatz zur Harmonielehre 

steht, welche nur aus dem Konsens das Gemeinwohl gefördert sieht. Damit der Konflikt 

allerdings als zentrale Kategorie in Politiktheorien eingesetzt werden kann, braucht es flexible 

und gleichzeitig stabile Strukturen von Spielregeln, damit der Konflikt zwischen verschiedenen 

sozialen Gruppen auch friedlich ausgetragen werden kann. Eine repräsentativ-parlamentarische 

Demokratie, geprägt durch Parteien und Interessensgruppen sowie eine pluralistische 

Gesellschaft, weisen solche Strukturen auf. Neben dem Pluralismus, basiert auch etwa der 

marxistische Politikbegriff auf Konflikt. Klaus Buhr (1975, 941) schreibt dazu: „Politik ist der 

Kampf der Klassen und ihrer Parteien, der Staaten und der Weltsysteme um die Verwirklichung 

ihrer sozialökonomisch bedingten Interessen und Ziele.“ 

 



9 

 

1.1.4. Enger vs. weiter Politikbegriff 

Eine weitere, wenn auch etwas gröbere Möglichkeit zur Einordnung des Politikbegriffs, ist die 

Unterteilung in einen engen und einen weiten Politikbegriff. Anton Pelinka (1999, 10) vertritt 

in der Diskussion um die Politikbegriffe die Ansicht, dass die Frage, was denn alles zur Politik 

gehöre, immer eine interessensbezogene Frage sein müsse. Politik ist dem Autor nach „immer 

auch Veränderbarkeit, weil Machbarkeit“ (ebd.). Deshalb ist die Diskussion um den politischen 

oder unpolitischen Charakter von verschiedenen gesellschaftlichen Sachverhalten gleichzeitig 

immer auch die Diskussion „von der Veränderbarkeit oder Unveränderbarkeit dieser 

Sachverhalte“ (ebd.). Die Unterscheidung zwischen dem weiten und dem engen 

Politikverständnis, dreht sich in dieser Hinsicht um die Frage, ob man Politik ausschließlich 

beziehungsweise wesentlich mit Staat gleichsetzt und in der Folge den nicht-staatlichen 

Bereichen der Gesellschaft die direkte politische Steuerung und damit ihre Veränderbarkeit 

entzieht. Ist dies der Fall, so handelt es sich um ein enges Politikverständnis. Diese 

Unterscheidung zwischen einem engen und einem weiten Politikverständnis wurzelt den 

Ausführungen von Pelinka (1999, 15) nach auch in den unterschiedlichen Traditionen des 

Liberalismus sowie des Sozialismus. Die Demokratie im Liberalismus, der im Hinblick auf 

Verfassung, Grundrechte, politische Freiheiten sowie Rechtstaatlichkeit eine historische 

Vorreiterrolle einnahm, sollte im Laufe des 19.Jahrhunderts rein auf den Staat beschränkt 

bleiben. Völlig konträr war dazu der Zugang des Sozialismus, der die Gleichheit vor dem 

Gesetz auch auf die Gesellschaft ausgedehnt sehen wollte. In der Geburtsstunde des politischen 

Sozialismus sollte die vom politischen Liberalismus vertretene rechtliche Gleichheit auch zu 

einer sozialen Gleichheit werden (ebd.) Pelinka verdeutlicht den weiten Politikbegriff, welcher 

sich zwangsläufig aus dem Zusammenleben mit Menschen, sowie deren divergierenden 

Interessen und den daraus resultierenden Konflikten ergibt, anhand des folgenden Beispiels: 

„Solange Robinson allein auf seiner Insel ist, hat er zwar mit der Natur zu kämpfen (…) 

Solange ist Robinson unpolitisch, weil er nur in der Natur, nicht aber in der Gesellschaft 

- eben allein - existiert. Erst wenn Freitag auftaucht, also ein anderes Individuum, mit 

dem Robinson eine gesellschaftliche Beziehung aufnimmt, entstehen Probleme der 

Verteilung der knappen Güter, entsteht Konflikt, werden Konflikte verbindlich geregelt. 

Sobald Gesellschaft als Summe zwischenmenschlicher Beziehungen vorhanden ist (…) 

ist Politik ein vom Menschen nicht abzulösendes Phänomen. Der Mensch kann von 

Politik nur jenseits der Gesellschaft oder jenseits der Knappheit frei sein.“ (Pelinka 1999, 

12) 
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Im Verlauf dieser Masterarbeit wird diese Unterscheidung zwischen einem engen und einem 

weiten Politikbegriff immer wieder eine Rolle spielen, wie etwa anhand des folgenden 

Unterkapitels zu sehen ist. Auch in den Ansätzen von Lösch (2011) und Detjen (2011) in 

Kapitel 1.3.3. oder im Laufe des dritten Kapitels bei der umfangreichen Behandlung des 

Grundsatzerlasses 1978 beziehungsweise 2015 wird auf dieses Konzept zurückgegriffen. 

 

1.1.5. Polity – Policy – Politics  

Ebenso einem weiten Politikverständnis unterliegend ist ein Modell, welches die Politik in der 

Gesellschaft mehrdimensional auf drei Ebenen organisiert sieht (Alemann 1995, 544). Die erste 

Dimension von Politik ist eine institutionelle, welche durch Verfassung, Rechtsordnung und 

Traditionen bestimmt ist. Sichtbar wird diese Ebene der Politik in Form von Institutionen wie 

Regierungen, Parlamenten, Gerichten, Ämtern, Schulen oder Körperschaften. Darüber hinaus 

sind auch die Grundsätze der politischen Willensbildung in diesen Institutionen verankert: 

Wahlen, Grundrechte, Parteien oder Verbände. Diese erste institutionelle Dimension der Politik 

nennt man polity. Die polity-Ebene lenkt mit ihren Institutionen die beiden übrigen 

Dimensionen. Diese heißen policy und politics. Auf der policy-Ebene laufen die inhaltlichen 

politischen Auseinandersetzungen ab, es geht also um Ziele, Aufgaben und Gegenstände von 

Politik. Diese Gestaltung der inhaltlichen Ebene geht aufgrund der Abhängigkeit von den 

Interessen in der Gesellschaft oft mit Konflikten einher. Die dritte Dimension von Politik ist 

eine prozessuale und heißt politics. Auf dieser Prozessebene geht es hauptsächlich um die 

Vermittlung von Interessen durch Konflikt und Konsens. Dabei sind alle Formen der Macht 

und ihrer Durchsetzung sowie die formell und informell verfassten Rechtsordnungen zu 

berücksichtigen. Insbesondere in der deutschsprachigen Politikwissenschaft hat sich dieses 

Drei-Ebenen-Modell weitgehend durchgesetzt (ebd.). 

 

1.2. Der Partizipationsbegriff 

Ein wesentliches Interessensfeld der empirischen Untersuchung im Rahmen dieser Masterarbeit 

stellt die soziale sowie insbesondere die politische Partizipation junger Menschen dar. Dazu 

braucht es eine umfassende Klärung des Begriffs der Partizipation, seiner Merkmale sowie den 

verschiedenen Erscheinungsformen von Partizipation. 



11 

 

 

1.2.1. Politische Partizipation   

Für den Begriff der Politischen Partizipation (oft auch als Politische Beteiligung, 

Bürgerbeteiligung oder Bürgerschaftliches Engagement bezeichnet) stößt man in der Literatur 

auf eine Vielzahl von Definitionen. In der politischen Partizipationsforschung besteht eine 

nahezu unendliche Liste an Definitionen von politischer Partizipation1. Folgt man dem 

Verständnis eines weit gefassten Politikbegriffs, wie er in dieser Arbeit bereits dargestellt 

wurde, so liegt der Schluss nahe, dass jegliches Handeln auf individueller Ebene etwas 

Politisches an sich hat. Solch eine Entgrenzung des Partizipationsbegriffes würde jedoch nach 

dem niederländischen Politikwissenschaftler Jan van Deth (2001) zu einer „theory of 

everything“ führen, womit man dem Gegenstand der politischen Partizipation von vornherein 

die Möglichkeit einer systematischen Untersuchung entziehen würde (Zmerli 2011, 34). Aus 

der Vielzahl an Begriffsdefinitionen hat sich in der politikwissenschaftlichen 

Partizipationsforschung folgende begriffliche Eingrenzung etabliert: Unter politischer 

Partizipation „werden in demokratisch verfassten Ländern i.d.R. alle Tätigkeiten verstanden, 

die Bürger freiwillig mit dem Ziel unternehmen, Entscheidungen auf den verschiedenen Ebenen 

des politischen Systems zu beeinflussen.“ (Kaase 1995, 521). Daraus geht hervor, dass 

politische Beteiligung in erster Linie als zielgerichtetes Handeln mit dem Motiv der mittelbaren 

oder unmittelbaren Einflussnahme auf das politische System aus der Sicht des einzelnen 

Bürgers verstanden wird. Zudem muss dieses Handeln freiwillig erfolgen (ebd.). Gabriel und 

Völkl (2005, 528f) weisen darauf hin, dass nach der eben dargelegten Definition einige 

politische Sachverhalte nicht als politische Partizipation zu bezeichnen sind, darunter die 

politische Einstellung, das politische Interesse, die Zufriedenheit mit der Demokratie oder auch 

kommunikative Handlungen wie das Informieren oder Diskutieren über Politik. Auch Formen 

von politischer Gewalt, zählen die Autoren nicht zu politischer Partizipation, da dem Begriff 

Partizipation in seiner ursprünglichen Bedeutung ein Element der Bindung an die politische 

Gemeinschaft innewohnt, welche bei einer politischen Gewaltausübung nicht gegeben ist 

(ebd.). Dem gegenüberstehend, schließen andere Autoren die Ausübung politischer Gewalt, 

                                                 

1 Siehe dazu van Deth (2003, 167-187). 
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etwa in Form von gewaltvollen Protesten sehr wohl in ihre Definition von politischer 

Partizipation mit ein (u.a. Barnes, Kaase 1979 & Parry et al. 1992).2 

1.2.2. Soziale Partizipation 

Gabriel und Völkl (2005, 529) heben hervor, dass im Gegensatz zu politischer Partizipation, 

welche sich auf Handlungen bezieht, die Personen mit dem Ziel tätigen, Entscheidungen auf 

den verschiedenen Ebenen des politischen Systems zu beeinflussen, der Begriff der sozialen 

Partizipation weiter gefasst ist. Diese schließt auch Aktivitäten und Handlungen mit ein, 

welche nicht mit einer politischen Zielsetzung in Verbindung stehen. Oft werden die Begriffe 

der sozialen Partizipation oder des ehrenamtlichen und bürgerschaftlichen Engagements 

vermischt und unterscheiden sich nicht wesentlich von dem Begriff der politischen 

Partizipation. Um dem vorzubeugen verstehen Gabriel und Völkl (ebd.) soziale Partizipation 

als 

„alle individuell oder gemeinsam mit anderen ausgeführten freiwilligen Aktivitäten, die 

nicht unter die Erwerbstätigkeit fallen und das Ziel verfolgen, sich selbst oder anderen 

unentgeltlich materielle oder immaterielle Güter wie Geld, Pflege, Wohlbefinden, 

Unterhaltung oder soziale Kontakte zur Verfügung zu stellen.“ 

Im Unterschied zu politischer Partizipation, so die Autoren weiter, haben die Aktivitäten nicht 

die Einflussnahme auf allgemein verbindliche Entscheidungen, sondern soziale Integration und 

Unterstützung zum Ziel. Zu den Formen sozialer Partizipation gehören deshalb auch die 

Mitgliedschaft oder aktive Mitarbeit in Freiwilligenorganisationen sowie sämtliche Formen 

ehrenamtlichen Engagements und des Erbringens von sozialen Hilfsleistungen (ebd., 530). Bei 

der schriftlichen Befragung als für die empirische Untersuchung in dieser Masterarbeit 

verwendeten Methode, wurde Anlehnung an diese Definition der sozialen Partizipation 

genommen. 

Nachdem in diesem Unterkapitel die Merkmale von politischer Partizipation dargestellt wurden 

und auch eine genaue Abgrenzung zum Begriff der sozialen Partizipation erfolgte, widmet sich 

der nächste Abschnitt der wichtigen Schnittstelle von Partizipation und Demokratie. 

                                                 

2 Auch im empirischen Teil dieser Masterarbeit wird politische Gewalt, etwa in Form von Beschädigungen 

öffentlicher Einrichtungen zu Formen politischer Partizipation gezählt. 
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1.2.3. Partizipation und Demokratie 

Eng verbunden mit dem Begriff der Partizipation ist jener der Demokratie. Verstanden als die 

Herrschaft des Volkes, ist Demokratie „ohne die politische Beteiligung ihrer 

Gesellschaftsmitglieder nicht denkbar“ (Zmerli 2011, 34). Politische Partizipation stellt der 

Autorin nach die Basis und Legitimierung eines demokratisch verfassten Regierungssystems 

dar. Auch van Deth (2003,167) zufolge sind sämtliche Studien über politische Partizipation 

dadurch gekennzeichnet, dass sie zu Beginn auf die notwendige Verbindung von politischer 

Partizipation und Demokratie hinweisen. So schreiben Parry et al. (1992, 3): „Any book about 

political participation is also a book about democracy” und auch Kaase und Marsh (1979, 28) 

sind der Ansicht: „(…)the notion of political participation is at the center of the concept of the 

democratic state.“ Die Frage nach dem geeigneten Umfang sowie der Form von politischer 

Teilhabe in einer demokratischen Gesellschaft, ist abhängig vom jeweiligen 

politikwissenschaftlichen Blickwinkel und dadurch sehr differenziert zu beantworten (Zmerli 

2011, 34). Eine entscheidende Rolle für die Verortung der politischen Partizipation spielt die 

langjährige theoretische Auseinandersetzung mit dem Demokratiebegriff, so die Autorin 

weiter. Zmerli (2011, 35) unterscheidet in Bezug auf die Beurteilung von angemessenen 

politischen Beteiligungsmöglichkeiten zwischen zwei grundlegenden theoretischen 

Strömungen, welche von jeweils unterschiedlichen Fragestellungen geleitet werden. Das erste 

Modell stellt die Ausführungen zum demokratischen System des österreichischen 

Nationalökonomen Joseph Alois Schumpeter dar. Ihm gegenüber steht das 

partizipationstheoretische Modell einer identitären Demokratie von Jean-Jaques Rousseau, der 

auch als Überwinder der Aufklärer gilt. Die Vorstellungen in einem demokratischen Modell 

nach Schumpeter, sehen die Teilnahme an Wahlen als einzig wirkliche Beteiligungsmöglichkeit 

im politischen Prozess. Es kommt dabei zu einer Reduzierung der politischen Teilhabe auf die 

Übertragung der politischen Mitwirkungsrechte. Dem Großteil der BürgerInnen wird in diesem 

Modell eine Unfähigkeit zur Verarbeitung politischer Informationen sowie zur rationalen 

Entscheidungsfindung vorgeworfen. Völlig konträr dazu verläuft die Argumentation des 

partizipatorischen Modells nach Rousseau. Zwar werden auch hier Wahlen sowie 

Abstimmungen als wichtige Basis zur Entscheidungsfindung beziehungsweise zur Übertragung 

politischer Handlungsvollmachten angesehen, die politische Teilhabe der BürgerInnen in einem 

demokratischen System dürfe sich damit aber noch lange nicht erschöpft haben. Die 

Handlungsmöglichkeiten der BürgerInnen müssen über das Wählen hinausgehen, nur so 

können sämtliche Potentiale der politischen Partizipation, welche von erzieherischen bis zu 
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integrativen Funktionen reichen, auch wirklich ausgeschöpft werden. Den BürgerInnen wird in 

diesem Modell ein grundlegendes demokratisches Bewusstsein zugesprochen und es wird 

angenommen, dass sich dieses Bewusstsein im Verlauf durch die politische Teilhabe weiter 

entwickelt. 

Im Laufe dieser Masterarbeit findet sich vor allem das partizipationstheoretische 

Demokratiemodell nach Rousseau wieder. Der für die Politische Bildung in Österreich eine 

wesentliche Rolle spielende Grundsatzerlass Politische Bildung in den Schulen von 1978 (siehe 

Kapitel 3.1.4.) sowie vor allem dessen Weiterentwicklung im Jahr 2015 (siehe Kapitel 3.2.) 

beziehungsweise das für dessen Umsetzung als Basis fungierende Struktur-Kompetenzmodell 

(siehe Kapitel 3.2.4.), gehen hinsichtlich der Beteiligungsmöglichkeiten im demokratischen 

Prozess klar über die bloße Teilnahme an Wahlen hinaus. 

Vergleicht man die beiden vorher beschriebenen Modelle, so sticht als einzig gemeinsame 

Schnittstelle die besondere Relevanz von Wahlen hervor. Allgemeine, gleiche, freie und 

geheime Wahlen sind ohne Zweifel „eine der Grundbedingungen für die Existenz moderner, 

demokratisch verfasster Gesellschaften“ (ebd.). In modernen repräsentativen Demokratien gibt 

es jedoch neben dem Wahlakt eine Vielzahl an weiteren politischen Teilhabeformen. In dem 

nächsten Unterkapitel werden diese verschiedenen Formen von politischer Partizipation und 

ihre Dimensionen einer näheren Betrachtung unterworfen.  

 

1.2.4. Dimensionen politischer Partizipation 

Menschen versuchen in der Realität auf ganz unterschiedliche Art und Weise Einfluss auf die 

Politik zu nehmen (Gabriel/Völkl 2005, 530). Ihre Möglichkeiten reichen von der 

Stimmenabgabe bei den Parlamentswahlen, über die Mitarbeit in politischen Parteien bis hin 

zu Protestaktionen wie Demonstrationen oder politischen Boykotten. In der 

Partizipationsforschung haben unter anderem Alemann (1975) und Kaase (1995) 

Klassifikationsmerkmale von politischer Partizipation herausgearbeitet. In dem Beitrag von 

Gabriel und Völkl (2005, 531) werden diese Klassifikationsmerkmale übersichtlich dargestellt: 
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1.2.4.1. Verfasste vs. nicht verfasste Formen 

Unter verfasster oder institutionalisierter politischer Partizipation sind alle Möglichkeiten der 

politischen Teilhabe zu verstehen, welche gesetzlich vorgesehen oder rechtlich verankert sind. 

Beispiele wären die Stimmabgabe bei Wahlen oder die Durchführung von Wahlkämpfen. 

Fehlen solche rechtlichen Regelungen spricht man von nicht verfassten Partizipationsformen, 

wie sie etwa eine Kontaktaufnahme zu PolitikerInnen darstellt.   

 

1.2.4.2. Direkte vs. indirekte Formen 

Unter direkten Formen der Bürgerbeteiligung versteht man die unmittelbare Einflussnahme auf 

verbindliche politische Personal- oder Sachentscheidungen, wie etwa bei der österreichischen 

Bundespräsidentenwahl. Indirekte Formen politischer Partizipation wirken dagegen mittelbar, 

etwa über die Einflussnahme auf andere, nämlich zur Entscheidung befugte AkteurInnen. 

 

1.2.4.3. Legale vs. illegale Formen 

Legale politische Partizipationsformen sind gesetzmäßige, sich im Einklang mit den im Staat 

gültigen Rechtsnormen befindende politische Handlungen. Illegale Formen politischer 

Partizipation sind gesetzwidrig. Alle verfassten politischen Partizipationsformen sind legal, 

aber nicht alle legalen Formen sind auch verfasst, wie etwa die Beispiele der Bürgerinitiative 

oder die Kontaktaufnahme zu PolitikerInnen zeigen.  

 

1.2.4.4. Legitime vs. illegitime Formen 

Mit der Unterscheidung in legitime und illegitime politische Handlungen werden die Akzeptanz 

beziehungsweise die Ablehnung von politischen Partizipationsformen innerhalb der 

Gesellschaft berücksichtigt. Als legitime politische Partizipationsformen bezeichnet man 

moralisch gerechtfertigte Vorgehensweisen und Handlungen, illegitim sind Aktivitäten, welche 

den Wertvorstellungen oder dem kollektiven Rechtsempfinden der betreffenden Gruppe 

widersprechen. Dabei ist unerheblich ob diese Aktivitäten legal oder illegal sind. Die 

Vorstellungen, was moralisch angemessen ist und was nicht, unterliegt einem zeitlichen 

Wandel, wie etwa das Beispiel der Protestdemonstrationen zeigt.  
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1.2.4.5. Konventionelle vs. unkonventionelle Formen 

Ein weiteres Kategorienpaar von politischen Partizipationsformen, teilt diese in konventionelle 

und unkonventionelle Partizipation. Konventionelle politische Beteiligung hat als Basis die 

verfassten Beteiligungsformen, obwohl sie selbst nicht institutionalisiert sein müssen. 

Konventionelle Formen sind legal und zeichnen sich in der Regel durch eine hohe Legitimität 

aus (Zmerli 2011, 37). Klassische Beispiele für konventionelle Formen von politischer 

Beteiligung sind Wahlen oder die Mitarbeit in einer politischen Partei. Unkonventionelle 

Formen politischer Partizipation basieren im Gegensatz dazu auf den nicht verfassten Formen 

politischer Beteiligung. Sie verfügen über weniger Legitimität als die konventionellen 

Partizipationsformen und lassen sich in Bezug auf die Legalität nicht eindeutig zuordnen. Zu 

den Formen legaler unkonventioneller Partizipation zählen etwa die Teilnahme an genehmigten 

politischen Demonstrationen und die Mitarbeit in Bürgerinitiativen (ebd.). Zu den illegalen 

unkonventionellen Partizipationsformen zählen Hausbesetzungen, wilde Streiks oder 

Straßensperren (Kaase 1997, 162f.). In Anlehnung an Dieter Fuchs (1990) lässt sich in den 

letzten 30 Jahren bezüglich der Formen politischer Partizipation in demokratischen 

Gesellschaften eine Entwicklung hin zu einer Normalisierung des Unkonventionellen 

feststellen. Unkonventionelle Beteiligungsformen erlangten im Laufe der Zeit immer mehr 

Akzeptanz und die Häufigkeit ihrer Anwendung stieg (ebd.).  

Die verschiedenen Formen der politischen Partizipation spielen in weitere Folge dieser 

Masterarbeit noch eine wesentliche Rolle. Vor allem die Unterscheidung zwischen der 

konventionellen und der unkonventionellen politischen Partizipation ist für den empirischen 

Abschnitt dieser Masterarbeit wichtig, da einige Partizipationsformen dieser beiden Kategorien 

Eingang in den im Rahmen dieser vorliegenden Masterarbeit konzipierten Fragebogen fanden.   

1.3. Politische Bildung 

Das zentrale Thema dieser vorliegenden Masterarbeit ist die Politische Bildung in Österreichs 

Schulen weshalb eine theoretische Behandlung des Begriffs unerlässlich ist. Da dabei der 

Begriff Bildung eine eigenständige Thematisierung erfordert wird in diesem Unterkapitel 

zunächst auf den Bildungsbegriff eingegangen, bevor der Fokus anschließend auf die Politische 

Bildung gelegt wird. Für beide Begrifflichkeiten lassen sich in der Literatur eine Vielzahl an 

unterschiedlichen Zugängen festmachen, deren vollständige Aufzählung in dieser Masterarbeit 

nicht genug Raum finden kann. Aus der Reihe der Definitionen des Bildungsbegriffs wurde 
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daher jene von Massing ausgewählt in der auch auf die Ausführungen von Humboldt verwiesen 

wird. Für den Begriff Politische Bildung wird Anlehnung an die Autoren Mickel und Massing 

genommen, sowie danach aufgrund des in ihnen stark vorherrschenden und auch im Fokus 

dieser Masterarbeit stehenden partizipativen Elements, auf zwei verschiedene Konzeptionen 

mitsamt Zielvorstellungen von Bettina Lösch (2011) sowie Joachim Detjen (2011) Bezug 

genommen.  

 

1.3.1. Der Bildungsbegriff 

Den Ausführungen von Peter Massing (1999, 34) nach tauchte der Begriff Bildung das erste 

Mal Anfang des 19. Jahrhunderts auf und verknüpft dabei zwei Bildungsaspekte: Den Besitz 

von sogenannten Bildungsgütern und den Prozess der Vermittlung sowie der Selbst-Aneignung. 

In der Zeit des Neuhumanismus um 1800 erlebte der Bildungsbegriff seinen Höhepunkt, so der 

Autor weiter (1999, 34). Man wollte mit einem neuen Bildungsverständnis einen Widerspruch 

zu den damals in der Pädagogik bestimmenden Brauchbarkeitserwägungen darstellen. Bildung 

bedeutetet den Neuhumanisten nach eine möglichst „eigenständige, geistige 

Auseinandersetzung mit Ideen und Daseinsdeutungen auf Grundlage des Ideals der 

griechischen Philosophie, Kunst und Sprache“ (ebd.). Die Bildung sollte eine universale und 

humane Bedeutung haben und man versprach sich von ihr auch eine tatsächliche Veränderung 

der realen Zustände im Staat sowie der Gesellschaft. Zum Verständnis der Bedeutung des 

Bildungsbegriffs bei Humboldt, eignet sich folgendes Zitat: 

„Der wahre Zweck des Menschen - nicht der, welchen die wechselnde Neigung, sondern 

welchen die ewig unveränderliche Natur ihm vorschreibt - ist die höchste und 

proportionirlichste [sic!] Bildung seiner Kräfte zu einem Ganzen. Zu dieser Bildung ist 

Freiheit die erste und unerlässliche Bedingung“ (Humboldt 1967, 22).  

Den Ausführungen des Autors Hans-Christoph Koller (2012, 74f) nach, ist der entscheidende 

Ausgangspunkt für die Gedanken Humboldts die Frage nach dem Zweck des menschlichen 

Lebens. Das Ziel der menschlichen Entwicklung ist nicht das Erfüllen gewisser Anforderungen, 

seien es religiöse, politische, gesellschaftliche oder wirtschaftliche, sondern die höchstmögliche 

und so weit als möglich gleiche Ausschöpfung der menschlichen Potentiale (ebd.).  
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1.3.2. Zur Politischen Bildung 

Ausgangssituation des politischen Bildungsbegriffs, so betont Mickel (1998) ist die Vorstellung 

vom Menschen als „zoon politikon“ (Platon, Aristoteles), welcher „in ein Geflecht von 

Beziehungen (z.B. Familie, Nachbarschaft, Gemeinde, Kirche, Schule, Betrieb, Vereine, 

Parteien, Berufsverbände usw.) in Staat und Gesellschaft eingebunden ist“ (ebd., 561). Der 

Mensch als Individuum muss in diesem gesellschaftlichen Gefüge eine Position einnehmen. 

Politische Bildung soll dabei unterstützen und ist nach Mickel (ebd.): 

„der Sammelbegriff für ein schulisches oder außerschulisches, institutionalisiertes oder 

freies, intentionales oder funktionales, aktives oder passives, verbales oder non-verbales, 

interaktionales Einwirken auf den (Mit-)Menschen, um politisches Verhalten, 

Handlungsbereitschaft und -kompetenz, demokratische Spielregeln und Grundwerte, 

Problembewusstsein und Urteilsfähigkeit usw. zu vermitteln.“  

Für Wolfgang Sander (2005, 13) ist Politische Bildung so alt wie die Menschheit selbst. Jede 

Gesellschaft hatte die Aufgabe eine Struktur zu finden, um ihre gemeinsamen Angelegenheiten 

zu regeln, in anderen Worten, Politik zu organisieren. Diese politischen Strukturen musste man 

den Mitgliedern der Gesellschaft und insbesondere den jungen Menschen in Lernprozessen 

vermitteln. Dazu meint Sander (ebd.; Hervorhebung im Original):  

„Seit jeher gehört zum Prozess der Sozialisation, der Einführung von Kindern in die 

kulturelle Selbstverständlichkeiten einer bestimmten Gesellschaft, die politische 

Sozialisation, also der Erwerb jener Werthaltungen, Einstellungen, Überzeugungen, 

Wissensbestände und Handlungsdispositionen, die für die Stabilität der politischen 

Ordnung einer Gesellschaft als erforderlich betrachtet werden.“ 

Mickel (1998, 651) zufolge ist die reale Reichweite von Politischer Bildung in den aufgezählten 

Wirkungsbereichen jedoch ganz entscheidend von dem zugrundeliegenden Politikbegriff (siehe 

Kapitel 1.1.) abhängig. Im Sinne eines engen Politikverständnisses verharrt sie lediglich auf der 

legalistischen Ebene der politischen Institutionen (polity), orientiert man sich am weiten 

Politikverständnis werden auch die gesellschaftlichen Bereiche und Dynamiken von Konflikt 

und Konsens bei der Interessensvermittlung partizipatorisch miteingeschlossen (politics), so 

der Autor (ebd.).  

Eine allgemeingültige Definition von Politischer Bildung zu finden ist daher so gut wie 

unmöglich. Die Frage nach ihrer Zielvorstellung, didaktischen Überlegung und Konzeption ist 
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vom jeweiligen demokratie- und politiktheoretischen Standpunkt aus unterschiedlich zu 

beantworten und darüber hinaus abhängig sowie bestimmt von „zeitlichen, politischen, sozialen 

und ökonomischen Umständen“ (Hufer 2011, 67). Diese Masterarbeit beschäftigt sich in erster 

Linie mit der Politischen Bildung im Bereich der Schule. Somit ist die außerschulische 

Politische Bildung, wie sie etwa in Jugendorganisationen, Gewerkschaften oder 

Volkshochschulen angeboten wird, nicht Behandlungspunkt dieser vorliegenden Masterarbeit.  

Wie in einem der folgenden Kapitel noch ersichtlich wird, war die Frage wie denn Politische 

Bildung in der Schule organisiert werden soll, auch in Österreich eine sehr umkämpfte. 

Zentraler Streitpunkt in der Diskussion um die Konzeption und Zielsetzung von Politischer 

Bildung war und ist die Reichweite von Demokratie (siehe Kapitel 1.2.3.) und dem darin 

enthaltenen Politikverständnis (siehe Kapitel 1.1.). Indem er auf diesen Streitpunkt in 

Deutschland während der 60er-Jahre verweist, formuliert Hufer (2011, 68) die Frage: „Sollte 

sie [die Demokratie, Anm. d. V.] mehr material oder eher formal, direkt oder repräsentativ, auf 

die Lebenswelt erweitert oder auf die Institutionen beschränkt sein?“. Diese Diskussion über 

das vorliegende Demokratieverständnis lässt sich im Wesentlichen anhand zweier sich 

gegenüberstehender Lager darstellen. Auf der einen Seite sah man die Demokratie als 

Herrschaftsform welche die Gesellschaft nicht berührte und auf der anderen Seite stand sie für 

eine durchgängige Gesellschaftsform (ebd.). 

Im folgenden Abschnitt werden nun unterschiedliche Vorstellungen von der Funktion der 

Politischen Bildung im Laufe der Geschichte dargestellt. Außerdem werden im Anschluss zwei 

konkrete Ansätze zu Politischer Bildung in der Schule näher vorgestellt, welche aufgrund ihres 

partizipativen Schwerpunktes zur Behandlung in dieser Masterarbeit ausgewählt wurden. 

1.3.3. Funktionen der Politischen Bildung 

Die Kontroversität in der Frage nach der Funktion von Politischer Bildung in der Schule fasst 

Detjen (2007, 5) in fünf grundsätzlichen Positionen zusammen. Die erste Funktion bezeichnet 

der Autor als Förderung der politischen Mündigkeit des Individuums. Diese Mündigkeit des 

Einzelnen geht mit dem generellen Bildungsziel in der Tradition des Neuhumanismus aus dem 

19. Jahrhundert einher, welches in diesem Kapitel bei der Dartstellung des Bildungsbegriffs 

bereits umrissen wurde. Sie wurde nach der neuhumanistischen Hochphase längere Zeit 

zurückgedrängt und erlangte erst nach dem Zweiten Weltkrieg wieder Bedeutung (ebd.). 
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Als zweite Funktion nennt der Autor die „Qualifizierung des Individuums zu einem 

funktionierenden Mitglied des Gemeinwesens und damit der gegebenen politischen Ordnung“ 

(ebd.; Hervorhebung im Original). In einer Demokratie steht diese Funktion nicht im 

Widerspruch zur ersten Funktion der Mündigkeit. In nichtdemokratischen Staaten wurde die 

Politische Bildung und Erziehung jedoch dazu verwendet, „Gehorsam, Unterordnung und 

Pflichterfüllung zu predigen“ (ebd.), wie es etwa in den monarchistischen Obrigkeitsstaaten des 

17., 18. und 19. Jahrhunderts sowie in Diktaturen der Fall war. 

Als Drittes besteht die Funktion von Politischer Bildung in der Schule in der Stabilisierung der 

jeweils gegebenen Herrschaftsordnung. Solch eine Politische Bildung hatte den Zweck der 

Herrschaftslegitimation und ist in der Geschichte etwa der Zeit Wilhelm II. oder dem totalitären 

System des Nationalsozialismus zuzuordnen (Detjen 2007, 5; Sander 2005, 14f.). 

Viertens sollen durch Politische Bildung in der Schule die geistigen Grundlagen des 

Gemeinwesens im Bewusstsein der Menschen verankert werden. Auch hier ist natürlich wieder 

zu unterscheiden, ob es sich um eine Demokratie, einen Obrigkeitsstaat oder eine Diktatur 

handelt und welche geistigen Grundlagen dabei im Sinne einer „verbindlich vorgeschriebenen 

staatstragenden Ideologie“ (Detjen 2007, 5; Hervorhebung im Original) verkörpert werden.  

Die fünfte Funktion beschreibt schließlich den Auftrag von Politischer Bildung in der Schule, 

„zur Besserung der gesellschaftlichen Zustände beizutragen (ebd.; Hervorhebung im Original). 

Sie wird von Detjen (2007) Sander (2005) auch als Missionsauftrag bezeichnet. Wiederum kann 

hier die neuhumanistische Bildungsreform während des 19. Jahrhunderts, oder aber auch die 

sogenannte Re-education-Politik der alliierten Siegermächte in Deutschland nach 1945 mit dem 

Ziel der demokratischen Erziehung der deutschen Bevölkerung, genannt werden (Detjen 2007; 

Sander 2005). 

Betrachtet man nun diese fünf Funktionen der Politischen Bildung, ist auffallend, dass die 

zweite, dritte und vierte Funktion eine große Ähnlichkeit hinsichtlich ihrer Hauptausrichtung 

aufweisen, denn sie behandeln „im Grunde nur verschiedenen Aspekte ein und derselben 

Grundfunktion, nämlich der Bestandssicherung der politischen Ordnung (Detjen 2011, 5; 

Hervorhebung im Original). Die fünfte Funktion ist im Gegensatz dazu die einzige Funktion 

von Politischer Bildung in der Schule, welche eine Veränderung des Status quo, im Sinne einer 

Verbesserung der gesellschaftlichen Zustände beinhaltet.  

Im Folgenden werden nun zwei verschiedene Konzepte von Politischer Bildung in der Schule 

mit unterschiedlichen Zielvorstellungen vorgestellt. Die erste wird vertreten von der Bildungs- 

und Sozialwissenschaftlerin Bettina Lösch, die zweite vom deutschen Politikwissenschaftler 
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Joachim Detjen. Beide Konzeptionen stellen in unterschiedlicher Form den Wert 

beziehungsweise den Auftrag von politischer Schulbildung für eine aktivere Rolle der 

BürgerInnen in der Demokratie ins Zentrum der Betrachtung. Die Auswahl dieser beiden 

Leitbilder von Politischer Bildung wurde bewusst getroffen, da sie den Fokus auf die 

partizipative Performance von BürgerInnen in einer Demokratie legt, welche auch einen 

zentralen Aspekt des empirischen Teils dieser vorliegenden Masterarbeit darstellt.  

1.3.3.1. Aktive BürgerInnen als Ziel der Politischen Bildung 

Gleich im ersten Absatz ihres Beitrags stellt Lösch (2011, 111) die Frage, welches 

Politikverständnis für die Politische Bildung orientierend sein kann, „wenn sie den Anspruch 

einer emanzipatorischen Weiterentwicklung der Demokratie verfolgt?“. Ausgehend von dem 

paradoxen Kontext, dass sich viele BürgerInnen von der vorherrschenden Politik abwenden, 

zugleich aber der Staat den/die engagierte/n und demokratisch kompetente/n Bürger/in 

einfordert, vertritt die Autorin die These, dass Politische Bildung nur dann attraktiv und 

zugänglich sein kann, wenn sie selbst ein „erweitertes und kritisches Politik- und 

Partizipationsverständnis entwickelt“ (Lösch 2011, 112). Lösch thematisiert in einer kritischen 

Diagnose den Zustand moderner Demokratien als nicht vollendet und idealisiert, sondern „als 

Prozess, in dem es fortwährende Kämpfe um Demokratisierung und Entdemokratisierung gibt“ 

(ebd., 112). Die gesellschaftliche und politische Lage ist der Autorin nach einem ständigen 

Veränderungsprozess unterworfen, was sich in der Folge auch dementsprechend in der 

Politischen Bildung widerspiegeln muss. Die realen Probleme demokratischer Gesellschaften 

sollen so in der Politischen Bildung Eingang finden (Lösch 2011, 117f). Eine Politische Bildung 

im Sinne einer kritischen Demokratiebildung hat der Autorin zufolge zum Ziel, die BürgerInnen 

zu einer kritischen Analyse der bestehenden Verhältnisse zu befähigen, was schlussendlich in 

der Motivation „zum politischen Handeln und zur politischen Aktion“ (Lösch 2011, 112) 

resultiert. In den Ausführungen von Lösch lassen sich auch interessante Parallelen zu Inhalten 

und Zielbestimmungen des österreichischen Grundsatzerlasses zu Politischer Bildung von 2015 

feststellen, wenn auch freilich in radikalerer Form. So spielen auch bei der Zielsetzung im 

Grundsatzerlass von 2015 die Weiterentwicklung von Demokratie, die Analyse und eventuelle 

Veränderung der bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse sowie die Befähigung und 

Förderung politischer Teilhabe eine zentrale Rolle (Grundsatzerlass 2015, 2). Eine genauere 

Auseinandersetzung mit dem Grundsatzerlass folgt im Kapitel 3.2. dieser Arbeit. 
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Der Ansatz zuPpolitischer Bildung im Sinne einer kritischen Demokratiebildung nach Lösch 

(2011) geht im Vergleich mit den Zielvorstellungen des österreichischen Grundsatzerlasses 

noch einen deutlichen Schritt weiter in Richtung eines radikalen Demokratieverständnisses in 

Anlehnung an Laclau und Mouffe (2000). Grundsätzlich basiert die kritische 

Demokratiebildung klar auf einem weit gefassten Politikverständnis. Dabei geht es der Autorin 

jedoch nicht nur um die Analyse, sondern hauptsächlich um die Kritik an den jeweiligen 

Herrschafts- und Machtverhältnissen innerhalb einer Demokratie. Mit den Herrschafts- und 

Machtverhältnissen meint Lösch sowohl das politische (Herrschafts-)System, als auch die 

alltäglichen Lebens- und Arbeitsverhältnisse (Lösch 2011, 119). Durch diese kritische Analyse 

der herrschenden politischen und sozioökonomischen Verhältnisse kann ein Prozess ausgelöst 

werden, in dem die Menschen ihre alltäglichen Probleme sowie „ihr Eingebundensein in diese 

Verhältnisse besser verstehen“ (Lösch 2011, 20). Diese Kritik an den bestehenden 

Verhältnissen kann einen Willen zur Veränderung erzeugen und sollte idealerweise zu einem 

aktiven Handeln in Form von politischer Beteiligung führen, so die Autorin weiter. Dabei wird 

jedoch exemplarisch das natürliche Spannungsverhältnis von Demokratie und Emanzipation 

deutlich, denn: 

„wird Demokratie als etabliertes, statisches Institutionengefüge verstanden und die 

Partizipation der BürgerInnen und Bürger auf konventionelle Partizipationsformen 

reduziert, dann ist jede unkonventionelle politische Partizipation und Aktion eine 

Bedrohung des demokratischen status quo (Lösch 2011, 120f.; Hervorhebung im 

Original)“.  

Für Lösch meint Demokratisierung jedoch stets die Weiterentwicklung von Demokratie, 

welche auch „immer politische und gesellschaftliche Veränderungen nach sich zieht“ (ebd.). 

Eben solch eine emanzipatorische Weiterentwicklung der Demokratie ist nicht allein durch 

konventionelle Partizipationsformen möglich. Eine zentrale Rolle in dieser Hinsicht nehmen 

der Autorin nach unkonventionellen Möglichkeiten der politischen Partizipation ein. Menschen 

engagieren sich in erster Linie dann aktiv politisch, wenn sie unmittelbar von politischen 

Themen und Problemen betroffen sind. Durch die Betroffenheit entsteht oft ein 

Veränderungswille bei dem in Folge Politik beziehungsweise Demokratie für die Menschen 

greifbar wird (Trumann 2010). Oft sind es unkonventionelle Formen von politischer 

Beteiligung, welche auf Probleme im gesellschaftlichen und politischen Bereich hinweisen, 

beziehungsweise dadurch provoziert werden (Lösch 2011, 121). Für Lösch hinkt die schulische 

Politische Bildung im Hinblick auf eine emanzipatorische Weiterentwicklung der Demokratie 
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noch hinterher (ebd.). Sie führt dazu aus, dass die Grundlage sowie die Zielsetzung von 

Politischer Bildung in der Schule die liberale, repräsentative Demokratie ist und dabei am Status 

quo festgehalten wird. 

 

1.3.3.2. Ein realistisches Bürgerbild in Bezug auf die Demokratietauglichkeit und Politische 

Bildung  

Während Lösch eine emanzipatorische Weiterentwicklung der Demokratie als wichtigste 

Zielvorgabe der Politischen Bildung sieht, welche auch durch aktive (insbesondere 

unkonventionelle) politische Partizipation erreicht werden soll, vertritt Joachim Detjen einen 

anderen, defensiveren Standpunkt. Er plädiert für ein realistischeres BürgerInnenbild im 

Zusammenhang mit dem Demokratieverständnis und stellt dem/der Durchschnittsbürger/in ein 

mäßiges Zeugnis in punkto politischer Partizipationsbereitschaft aus (Detjen 2011). Das 

schwerwiegendere Problem stellt für den Autor jedoch „die mangelnde politische 

Vernünftigkeit der Bürger dar“ (Detjen 2011, 128; Hervorhebung im Original). Er begründet 

dies damit, dass ein demokratischer Verfassungsstaat von seinen BürgerInnen eine innerliche 

Bejahung verlangt. Solch eine Bejahung besteht jedoch nur dann in einem ausreichend 

fundierten Maße, „wenn sie auf einem adäquaten Verständnis der politischen Ordnung beruht“ 

(ebd.). Dieses Verständnis sei jedoch Großteils nicht vorhanden, so der Autor. Er konstatiert 

einen erheblichen Mangel an Kenntnissen zum Strukturprinzip des demokratischen 

Verfassungsstaates, den Institutionen sowie der Funktionslogik des parlamentarischen 

Regierungssystems. Hinzu kommt ein fehlender oder bloß oberflächlicher Informationsstand 

zu aktuellen politischen Sachverhalten sowie der Hang zu Vorurteilen. Diese gefährliche 

Mischung aus fehlendem politischem Wissen und Vernünftigkeit – und nicht das mäßige 

Partizipationsniveau – scheint „die eigentliche Schwachstelle und Achillesferse der Demokratie 

zu sein“ (Detjen 2011, 128). Politische Bildung sollte zwar diesbezüglich auf eine Bereitschaft 

zur Partizipation hinzielen, wünschenswert wären jedoch in erster Linie Formen der 

konventionellen Partizipation, da sich diese im Rahmen des Rechts bewegen und auf jeden Fall 

die demokratische Verfassungsordnung respektieren (Detjen 2011, 128f). Detjen geht dabei 

sogar noch einen Schritt weiter und ist der Ansicht, eine „gesunde“ Demokratie brauche nicht 

zwangsweise eine hohe politische Partizipationsbereitschaft. Politische Teilnahme sei zwar für 

eine gesunde Demokratie nicht gleichgültig, entscheidender sei jedoch, dass die Demokratie 

von ihren BürgerInnen innerlich bejaht werde (Detjen 2011, 130). Diese Bejahung schließt eine 

hohe politische Beteiligung nicht zwangsläufig mit ein. 
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Das Verständnis von Demokratie ist bei Detjen sichtlich ein deutlich anderes als bei dem 

vorangegangenen Ansatz von Lösch, der auf eine ständige demokratische Veränderung und 

emanzipatorische Weiterentwicklung der Demokratie abzielt. Detjen sieht die Anforderungen 

an den/die demokratietaugliche/n BürgerIn eng verknüpft mit dem Erhalt der momentanen 

demokratischen Ordnung, also dem Status quo, auch wenn er schreibt, es sei „Ausdruck 

demokratischen Selbstverständnisses, wenn die Bürger auf ihr Gemeinwesen verändernd oder 

bewahrend Einfluss zu nehmen suchen“ (Detjen 2011, 130). Damit erwähnt er zwar die 

Möglichkeit der Veränderung durch Beteiligung, verweist aber schon im nächsten Satz wieder 

auf die ideale Vorstellung von politischer Teilhabe als Ergebnis einer erfolgreichen 

Unterordnung in das bestehende politische System: „Partizipation kann darüber hinaus 

natürlich auch ein Zeichen gelungener Integration in die politische Ordnung sein“ (ebd.). 

Im Hinblick auf die Zielvorstellung von Politischer Bildung, verweist Detjen wieder auf die 

Wichtigkeit ein realistisches BürgerInnenbild zu zeichnen (Detjen 2011, 132). Es sei zu 

akzeptieren, dass sich Menschen unterschiedlich stark für Politik interessieren und auch 

unterschiedlich stark politisch partizipieren. Dabei nimmt er auf die Bürger-Typologisierung 

von Ackermann (1998, 14ff) Bezug. Demnach gibt es vier Typen von Bürgern3, den 

Desinteressierten, den Zuschauer, den Interventionsbürger sowie den Aktivbürger. Der 

Desinteressierte kümmert sich nicht um Politik und sieht dafür auch – mit dem Verweis auf das 

Grundgesetz – keinen zwingenden Grund. Er besitzt kaum politisches Sachwissen und neigt 

daher auch zum Mitläufertum, was ihn besonders anfällig für Populismus macht und 

gefährliche politische Vorstellungen hervorrufen kann. Aus diesem Grund und nicht etwa 

aufgrund mangelnder politischer Partizipation ist diese Gruppe eine Gefahr für den 

demokratischen Verfassungsstaat (Detjen 2011, 132). Die zweite Gruppe besteht aus den 

Zuschauern. Diese besteht aus zwei Teilgruppen, wobei beide ein gewisses Basisinteresse 

sowie Grundkenntnisse von Politik besitzen und dadurch das politische Geschehen verfolgen, 

wenn auch auf unterschiedliche Weise. Während die vorurteilsbeladenen Zuschauer „sich aus 

verabsolutierten Einzelelementen der Politik, ideologischen Versatzstücken, augenblicklichen 

Stimmungen und emotionalen Betroffenheiten“ (Detjen 2011, 133) ein die Realität 

verzerrendes Bild von Politik konstruieren, verstehen die reflektierten Zuschauer „die 

Verfassungsordnung und die Abläufe des politischen Prozesses in einem demokratischen 

                                                 

3 Da der Autor im Original keine geschlechterneutrale Schreibweise aufweist, wird hier auch ausnahmsweise 

darauf verzichtet. 
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Regierungssystem“ (ebd.). Sie können anhand ihres vorhandenen politischen Verständnisses 

die Plausibilität von politischen Programmen sowie die Bedeutung von Medienaussagen 

kritisch und realistisch bewerten und sind daher in der Lage rationale politische Urteile zu fällen 

(ebd.). Die nächste Stufe wird durch die Interventionsbürger repräsentiert. Sie sind ebenso 

Zuschauer, haben jedoch die zusätzliche Qualifikation in den politischen Prozess eingreifen zu 

können, wenn sie es für nötig halten. „Sie kennen somit Einflussmöglichkeiten und Zugänge 

zu Entscheidungsträgern“ (ebd.) und können Erfolgschancen von ihren Interventionen 

realistisch kalkulieren. Ihre Interventionsfähigkeit basiert auf einem hohen Bildungsgrad, 

welcher mit einem guten Maß an Selbstbewusstsein einhergeht. Als letzte Typologie nennt 

Detjen (2011, 134) den Aktivbürger. Die Gruppe der Aktivbürger will das politische Geschehen 

aktiv mitbestimmen und ist dazu auch in der Lage. Politik nimmt bei ihm einen sehr hohen 

Stellenwert ein, was sich in der aktiven Mitarbeit in Parteien oder Interessensgruppen und 

teilweise auch in der Übernahme von politischen Mandaten äußert (ebd.). Der Aktivbürger 

zeichnet sich durch dauerhaftes politisches Engagement aus und stellt das Pool für die 

Rekrutierung von politischem Führungspersonal dar. Für Detjen (2011, 132f) bilden die 

Desinteressierten sowie die Zuschauer (insbesondere die Vorurteilsbeladenen) einen Großteil 

der Bevölkerungsgruppe. Seine daraus folgende Zielsetzung für die Politische Bildung besteht 

aus der Aufgabe, aus unwissenden, und häufig desinteressierten BürgerInnen „wenigstens 

reflektierte Zuschauer zu machen“ (Detjen 2011, 135). Das bescheidene Leitbild der Politischen 

Bildung, sollte nach Detjen also der Typus des reflektierten Zuschauers sein.  

Zusammenfassend lassen sich bei Lösch sowie Detjen zwei divergierende Leitbilder 

beziehungsweise Zielvorstellungen von Politischer Bildung feststellen. Während Politische 

Bildung bei Lösch im Kontext eines weit gefassten, und kritischen Politik- und 

Demokratiebegriffes zu verorten ist, in welchem politische Partizipation und insbesondere die 

unkonventionellen Formen der Beteiligung eine notwendige Rolle im Sinne eines 

gesellschaftlichen Veränderungswillens und einer emanzipatorischen Demokratie spielen, ist 

bei Detjen in erster Linie ein gewisser Grad an politischer Vernünftigkeit im Sinne einer 

Bejahung der bestehenden demokratischen Ordnung essentiell. Dabei geht es um den Erhalt 

eines demokratischen Status quo, in dem Partizipation nur eine untergeordnete, weil nicht 

zwingend notwendige Rolle spielt. Ziel der Politischen Bildung ist bei Lösch eine 

emanzipatorische Weiterentwicklung der Demokratie mit Hilfe einer kritischen Analyse der 

aktuellen gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse, welche in politischer Beteiligung 

resultieren kann und idealerweise auch soll. Bei Detjen soll Politische Bildung aus den in der 
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Bevölkerung überproportional vertretenen politisch unwissenden und desinteressierten Bürgern 

zumindest eine Gruppe reflektierter Zuschauer machen.  

Wie bereits erwähnt, wurden diese beiden verschiedenen Ansätze zu Politischer Bildung 

deshalb gewählt, weil sie ähnlich zu dieser Masterarbeit jeweils einen starken Fokus auf das 

Element der politischen Partizipation in einer Demokratie legen. In weiterer Folge dienen diese 

beiden Ansätze innerhalb der vorliegenden Masterarbeit auch als Vergleich zu der theoretischen 

Konzeption von Politischer Bildung in Österreichs Schulen einerseits, sowie der empirischen 

Wirklichkeit andererseits. 

Deutet man die emanzipative Weiterentwicklung der Demokratie von Lösch als eine 

vorliegende Unzufriedenheit mit dem Status Quo, welche sich in weiterer Folge in der 

unkonventionellen Partizipation ausdrückt, könnte man vermuten, dass Menschen, welche mit 

der Demokratie eher unzufrieden sind, eher in Formen der unkonventionellen Partizipation 

äußern, als jene die die mit der Demokratie zufrieden sind. In die andere Richtung ließe sich 

vermuten, dass Menschen die mit der Demokratie weitgehend zufrieden sind eher Formen der 

konventionellen Partizipation bevorzugen, welche sich auf jeden Fall im Rahmen des Rechts 

bewegen und nach Detjen (2011) eine Bejahung der demokratischen Ordnung ausdrücken als 

jene Menschen, die mit der Demokratie unzufrieden sind. Diese beiden Annahmen spielen nicht 

direkt in den für diese Masterarbeit formulierten Forschungsfragen eine Rolle. Im Anschluss 

an die Erkenntnisse, welche der Beantwortung der Forschungsfragen dienen, folgt am Ende des 

empirischen Teils dieser Masterarbeit in einem zusätzlichen Kapitel die Darstellung weiterer 

Erkenntnisse aus der empirischen Untersuchung. Dabei spielen diese eben beschriebenen 

Annahmen in Anlehnung an Lösch (2011) und Detjen (2011) eine Rolle, indem sie auf die in 

dieser vorliegenden Masterarbeit im Fokus stehende Zielgruppe – SchülerInnen im Wahlalter 

– angewendet und überprüft werden.  

 

2. Stand der Forschung:  Politisches Interesse, Politische Partizipation und 

Politische Bildung Jugendlicher 

 

Das folgende Kapitel gibt zunächst einen Überblick über die gängigen Forschungserkenntnisse 

zu den für diese Masterarbeit relevanten Aspekten. Dabei wird zunächst ein Blick auf die 

allgemeine Jugendforschung geworfen und es werden Erkenntnisse über die Einstellungen, 

Haltungen und den Interessensgrad von jungen Menschen gegenüber der Politik sowie der 
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Demokratie präsentiert. Darauffolgend stehen die Befunde aus der Partizipationsforschung im 

Zentrum der Betrachtung. In einem  weiteren Schritt wird im Anschluss daran noch ein Blick 

auf den Stand der österreichischen Jugendforschung – mit speziellem Fokus auf die Haltung 

von österreichischen Jugendlichen zu Politischer Bildung – geworfen, da sich die vorliegende 

Masterarbeit konkret mit österreichischen SchülerInnen, ihrem politischen Interesse, ihrem 

politischen Partizipationsverhalten sowie den darauf wirkenden Einfluss von Politischer 

Bildung in der Schule beschäftigt. 

And dieser Stelle muss festgehalten werden, dass den Ausführungen von Weisseno (2012, 111) 

zufolge, die Politikdidaktik in vielen Bereichen den anderen meist wesentlich älteren 

Fachdidaktiken hinterherhinkt. Dem Anspruch einer Orientierung der politikdidaktischen 

Theorie an Erkenntnissen aus der empirischen Forschung wurde die Politikdidaktik nie gerecht 

(Oberle 2018, 103). Oberle (ebd.) führt weiter aus, dass sämtliche auf die Politische Bildung 

bezogene Forschung, welche eine systematische Analyse von gesammelten Informationen 

vornimmt, lange Zeit aus der Kultur- und Sozialisationsforschung anderer Disziplinen 

resultierte. Erst im 21. Jahrhundert kam es auch in der Politikdidaktik vermehrt zu Bemühungen 

einer empirischen Fundierung. Auch in Österreich konstatieren Filzmaier und Klepp (2009, 

342), dass politische Meinungen sowie Einstellungen und Haltungen zu Politischer Bildung 

lange Zeit aus allgemeinen Wertstudien, Wahlstudien und Nachwahlbefragungen entnommen 

werden mussten. Empirische Befunde zum Thema Jugend und Politische Bildung wurden erst 

mit der Senkung des Wahlalters auf 16 häufiger (ebd.), ein Umstand, welcher die Relevanz der 

empirischen Untersuchung, die im Rahmen dieser Masterarbeit vorgenommen wurde, noch 

einmal verdeutlicht. 

 

2.1. Allgemeine Jugendforschung 

In der deutschsprachigen Jugendforschung hielt sich über lange Zeit der Standpunkt, junge 

Menschen seien politikverdrossen (Wiedmaier & Nonnenmacher 2011; Palentien & 

Hurrelmann 1997). Genauere Untersuchungen ab den 90er-Jahren, welche sich mit dem 

politischen Interesse von Jugendlichen und deren Beteiligung auf gesellschaftlicher und 

politischer Ebene beschäftigten, kamen jedoch zu dem Schluss, dass weniger von einer 

Politikverdrossenheit, sondern viel mehr von einer Politikerverdrossenheit (Palentien & 

Hurrelmann 1997) sowie einer Politikdistanz oder Partizipationsverdrossenheit (Wiedmaier & 

Nonnenmacher 2011) die Rede sein müsste. Sehr wohl würden sich junge Menschen für 
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gesellschaftliche und politische Themen interessieren anstatt ihnen mit einer Gleichgültigkeit 

zu begegnen (Institut für empirische Psychologie 1995, 67; Godewerth 2006, 16f.). Gleichzeitig 

sind sie jedoch wenig davon überzeugt, dass PolitikerInnen und die politischen Institutionen 

(allen voran die Parteien) im Stande sind, die bestehenden Probleme und Herausforderungen 

zu lösen. Diese Distanz gegenüber den politischen Institutionen und das geringe Vertrauen in 

die etablierte Politik zeigt sich auch in dem niedrigen Organisationsgrad deutscher Jugendlicher 

in Jugendorganisationen, Gewerkschaften oder Verbänden (Gille, Krüger, de Riljke & Willems 

1997; Melzer 1992; Palentien & Hurrelmann 1992; Godewerth 2006, 17f.). Festzustellen ist 

aber auch, dass all diese Entwicklungen nicht bloß die Gruppe der Jugendlichen gesondert 

betreffen, sondern sich quer über sämtliche Generationen erstrecken und zwar im 

österreichischen (Filzmaier & Klepp, 2009) sowie im internationalen Kontext (van Deth 2003, 

Godewerth 2006, 19ff.). Es kann demzufolge also nicht von einem Phänomen gesprochen 

werden, welches ausschließlich die jüngere Bevölkerungsschicht betrifft. 

Hinsichtlich des politischen Interesses herrscht in der Jugendforschung der Konsens, dass das 

Interesse an der Politik mit zunehmendem Alter sowie mit der Höhe des Bildungsabschlusses 

ansteigt (Hoffmann-Lange & de Rijke 2006; Gille, Krüger, de Rijke, Willems 1997 & DJI 

1992). Das politische Interesse eines Individuums ist darüber hinaus auch für dessen politische 

Beteiligung entscheidend (Schneekloth 2002, Schneider 1995, Allenspach 2012). Den 

Ausführungen von Schneider zufolge (1995, 279) ist ein gewisses Mindestmaß an politischem 

Interesse eine notwendige Voraussetzung dafür, dass politische Partizipation überhaupt 

geschehen kann. Gille, Krüger, de Rijke, Willems (1997, 171f) führen im Hinblick auf die 

Analyse des DJI-Jugendsurveys von 1992 aus, dass vor allem für Formen der 

unkonventionellen politischen Partizipation, das politische Interesse von Jugendlichen 

entscheidend sei. Demnach ziehen Jugendliche unkonventionelle Beteiligungsformen eher in 

Betracht, wenn ein großes politisches Interesse vorhanden ist. Den Ausführungen von 

Schneekloth (2002, 111ff.) zufolge geht ein politisches Desinteresse auch mit begrenzten 

Politikkenntnissen einher.  

Was die politische Partizipation betrifft, ist in der allgemeinen Partizipationsforschung der 

letzten Jahrzehnte folgendes Ergebnis unumstritten: Die politische Beteiligung ist in 

demokratischen Staaten, mit der Ausnahme von der Teilnahme an Wahlen, nicht sehr weit 

verbreitet (van Deth 2003, 182). Von den anderen Formen der Partizipation erfährt lediglich 

die Beteiligung an Unterschriftensammlungen eine substantielle Beachtung bei den 

BürgerInnen (ebd.). Außerdem stellt der Autor fest, dass es trotz der enormen „Ausweitung des 
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politischen Partizipationsrepertoires in den letzten Jahrzehnten“ (van Deth 2003, 183) nicht zu 

einer Steigerung in der Nutzung dieser Beteiligungsformen gekommen ist. Allenspach (2012, 

128) führt jedoch mit Verweis auf diverse Studien aus, dass bei Jugendlichen die neueren, 

unkonventionellen Partizipationsformen (Kontaktaufnahme von PolitikerInnen, Petitionen, 

Politischer Konsum oder Boykott) meist eine etwas größere Rolle spielen als bei älteren 

Personen. Generell ist die politische Beteiligung in Formen der unkonventionellen Partizipation 

nicht besonders hoch, was Allenspach (ebd.) mit einem Verweis auf Milbrath (1965, 18-24) in 

erster Linie damit begründet, dass diese Partizipationsformen sehr anspruchsvoll sind und hohe 

individuelle Anforderungen (Zeit, Fähigkeiten, Energie) stellen.   

Im Hinblick auf die Bestimmungsfaktoren von politischer Partizipation gibt es in der 

Partizipationsforschung mehrere Befunde, die sich auch in drei verschiedene Ansätze 

unterteilen lassen (Lange, Onken, Korn 2013). 

Aus soziologischer Sicht ist für die Ausprägung politischer Beteiligung demnach vor allem die 

individuelle Ressourcenausstattung entscheidend (u.a. van Deth 2003, Schneekloth 2010). 

Objektive sozialstrukturelle Hintergründe wie der Bildungsstand und die Einkommens- 

beziehungsweise Vermögenssituation, bestimmen den sozioökonomischen Status der 

BürgerInnen, welcher wiederum sehr entscheidend auf den Grad ihrer politischen Partizipation 

wirkt. Unumstritten sind es die höher gebildeten Menschen mit höherem Einkommen und 

höherem sozialen Status, welche überdurchschnittlich am politischen Prozess partizipieren (u.a. 

Milbrath 1965; Verba & Nie 1972; Verba et al. 1995 & Dalton 2002.). Diese Erkenntnis lässt 

sich sowohl bei den konventionellen, als auch bei den unkonventionellen Partizipationsformen, 

wie Protestaktivitäten sowie ehrenamtlichen Tätigkeiten feststellen (u.a. Verba et al. 1995; 

Barnes & Kaase et al. 1979; van Deth 1997; Norris 2002).  

In einer Reihe von Schweizer Jugendstudien unter Einbezug aller Schulstufen zeigte sich ein 

positiver Effekt des Bildungsgrades auf die politische Partizipation (Haltinger 2008, 207; Klöti 

& Riesi 1991, 206 & Longchamp 1983, 104). Ebenso ist Politisches Wissen als eine Form von 

individueller Ressource nach Westholm, Lindquist und Niemie (1990) überhaupt die 

Voraussetzung, um sich politisch an öffentlichen Debatten zu beteiligen und bestimmt darüber 

hinaus das Ausmaß, die Art sowie die Richtung von politischer Partizipation.  

Ein auf diesem soziologischen Modell aufbauender und weiterführender Ansatz, bei dem das 

Partizipationsverhalten indirekt auf soziale Faktoren zurückgeführt wird, kommt aus der 

Sozialpsychologie (Lange, Onken, Korn 2013). Ebenso wie bei der mikrosoziologischen 

Betrachtungsweise, baut dieser Ansatz auf den sozialstrukturellen und politischen Erfahrungen 
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des Individuums auf. Der entscheidende Unterschied besteht allerdings darin, dass das 

menschliche Partizipationsverhalten nicht von den objektiven Umweltbedingungen der 

Individuen bestimmt wird, sondern davon abhängt, wie die Individuen diese 

Umweltbedingungen subjektiv wahrnehmen (Lange, Onken, Korn 2013 zit. n. Campbell, Gurin 

& Miller, 1954).  

Der dritte Ansatz ist ein ökonomischer und geht auf Anthony Downs (1957) zurück. 

Dieses Modell geht davon aus, dass für eine politische Aktivität sowie ein gesellschaftliches 

Engagement immer rationale Aspekte ausschlaggebend sind. Entscheidend für das politische 

Partizipationsverhalten ist also immer die Frage nach der Zweckmäßigkeit einer politischen 

Aktion (Lange, Onken, Korn 2013). 

Konkret bezogen auf den österreichischen Fall und die Einstellungen junger Menschen zur 

Politik, begann die Forschung erst ab dem Zeitpunkt der Wahlreform Wählen ab 16 im Jahr 

2008 aufzuholen. 

In einer Studie zum Thema Wählen mit 16 bei den Nationalratswahlen 2013 ließ sich 

feststellen, dass das politische Interesse junger Menschen (16-17-jährige) deutlich unter dem 

Niveau des Interesses der älteren Bevölkerungsschicht liegt (Kritzinger et al. 2013).  Auffallend 

dabei ist auch der zum Vorschein getretene gender-gap. Unter den weiblichen Jugendlichen lag 

das Interesse an Politik deutlich unter dem Niveau des Interesses der männlichen Jugendlichen. 

Interessant zu beobachten ist der Umstand, dass das politische Interesse junger WählerInnen 

drei Jahre später, im Jahr 2017, deutlich anstieg. In einer Studie im Zuge der Nationalratswahlen 

2017 begründen dies die Autoren Kritzinger, Wagner und Glavanovits in erster Linie mit der 

„politischen Polarisierung des langanhaltenden Bundespräsidentenwahlkampfes aus dem Jahr 

2016“ (Kritzinger, Wagner & Glavanovits 2017, 4), welcher die Auseinandersetzung von 

jungen Menschen mit politischen Vorgängen erhöhte. Auch das Interesse der weiblichen 

Jugendlichen hat sich seit 2013 erhöht, ist aber im Vergleich zu den männlichen Jugendlichen 

immer noch signifikant niedriger (ebd.). 

Allgemein ist im Hinblick auf das politische Interesse unbestritten, „dass Wahlen als 

Ausnahmesituation eine intervenierende Variable darstellen, so dass es zu bedingt typischen 

Kurzzeitergebnissen oder der Messung von Momentaufnahmen kommen kann“ (Filzmaier & 

Klepp 2009, 344). 

Politisches Interesse ist auch ein wichtiger Bestimmungsfaktor für die individuelle 

Demokratiezufriedenheit unter Jugendlichen. So steigt mit dem politischen Interesse auch die 

Zufriedenheit mit der Demokratie (ebd. 2009, 344). Grundsätzlich ist die Zufriedenheit mit 
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Demokratie in Österreich unter den Jugendlichen in einem hohen Ausmaß gegeben (Filzmaier 

2007, 7ff.). Demnach gaben 69% im Rahmen dieser Studie an, mit der Demokratie sehr oder 

etwas zufrieden zu sein. Dennoch ist ein Anteil von 23% an Jugendlichen, welche mit der 

Demokratie unzufrieden sind, nicht zu ignorieren. (ebd.). Dem hinzuzufügen ist auch, dass den 

Ausführungen von Filzmaier & Klepp 2009, 344) zufolge, die Neigung Jugendlicher in 

Österreich zu autoritären Führungspersönlichkeiten im Vergleich zu 2005 deutlich anstieg. 

Die Ergebnisse einer quantitativen Umfrage im Auftrag des Bundesministeriums für Unterricht, 

Kunst und Kultur (BMUKK) aus dem Jahr 2008 machte außerdem augenscheinlich, dass 

Jugendliche in Österreich ein sehr enges Begriffsverständnis von Politik und Demokratie 

aufweisen und der Begriff Politik in erster Linie auf den Wahlzusammenhang reduziert wird 

(BMUUK 2008). 

Auch die weiter oben beschriebene Politiker- beziehungsweise Parteienverdrossenheit von 

Jugendlichen, kann für den österreichischen Fall bestätigt werden. So geben in einer Studie von 

Filzmaier (2007) rund Zwei Drittel der befragten Jugendlichen zwischen 14 und 24 Jahren an, 

dass sich PolitikerInnen nicht um die Meinung junger Menschen kümmern würden.  Diese 

Einschätzung ist unabhängig vom politischen Interesse der Jugendlichen. Rund ein Viertel der 

Befragten gibt außerdem an, sie wollen nichts mit politischen Parteien zu tun haben (Filzmaier 

2007). Darüber hinaus herrscht eine große empfundene Distanz zwischen den Eliten und den 

BürgerInnen (ebd.). 

Im Hinblick auf die politische Beteiligung von jungen Menschen in Österreich ist festzustellen, 

dass in den letzten Jahren mit Ausnahme von Untersuchungen zur Wahlbeteiligung, kaum 

umfassendere Studien zu anderen Formen politischer Partizipation existieren. Was die 

Wahlbeteiligung betrifft, so zeichnet sich im Jahr 2013 das Bild einer nahezu identen 

Beteiligung junger WählerInnen im Verhältnis zu der allgemeinen Wahlbeteiligung von rund 

80% (Kritzinger et. al 2013). Das bestätigt nicht den in der Literatur gängigen Konsens, dass 

die Wahlbeteiligung der jungen WählerInnen unter jener der älteren MitbürgerInnen liegt 

(Fieldhouse et al. 2007, Wattenberg 2008). 

In einer weiteren Studie von Filzmaier (2007, 15), ergibt sich ein Bild des geringen politischen 

Aktionismus unter österreichischen Jugendlichen. Nicht einmal ein Drittel der Befragten im 

Alter zwischen 14 und 24 Jahren wäre demnach bereit, sich an Demonstrationen, der Sammlung 

von Unterschriften oder einem Streik zu beteiligen (ebd.). 
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2.2. Politikdidaktische Forschung und Einstellungen der SchülerInnen zu Politischer 

Bildung 

Die Politikdidaktische Forschung, insbesondere im Sinne einer Interventionsforschung 

(Analyse pädagogischer Maßnahmen auf deren Wirkung) kam wie bereits erwähnt erst seit den 

späten 1990er Jahren in Mode (Oberle 2018, 105).  

Eine dieser Studien untersuchte die Wirkung von Planspielen im Grundschulunterricht zum 

Thema EU auf die Kompetenzen, Einstellungen, Motivationen und Volitionen von 

SchülerInnen (ebd. 110). Die Ergebnisse zeigen deutliche Effekte des Unterrichts auf die 

politischen Kenntnisse, Einstellungen und Motivationen der SchülerInnen. Verglichen mit der 

Kontrollgruppe wissen die Kinder mehr über die EU, haben ein höheres politisches 

Effektivitätsgefühl, ein höheres Interesse an sowie eine positivere Einstellung zur EU. 

Gleichzeitig ist der Einflussfaktor Schule bei weitem nicht der Einzige welcher auf das 

politische Wissen wirkt. Wie Oberle (2018, 105) anführt, bestehen seit den letzten Jahren eine 

Reihe von sogenannten Interventionsstudien, die in Bezug auf das politische Wissen klare 

soziographische Einflussfaktoren (Migrationshintergrund, Bildungsabschluss der Eltern,…) 

nachweisen.  

Hinsichtlich des Einflussfaktors des politischen Wissens auf die politische Partizipation von 

Jugendlichen liefert der Beitrag von Allenspach (2012) wertvolle Erkenntnisse. Er plädiert 

dabei für eine differenzierte Betrachtung hinsichtlich der verschiedenen Partizipationsformen 

(Allenspach 2012, 130f). In dem er auf diverse Studien verweist, führt Allenspach (ebd.) aus, 

dass das politisches Wissen positive Effekte auf Partizipationsformen konventioneller (Wahlen) 

sowie unkonventioneller Art (Petitionen, politischer Kauf oder Boykott von Waren, legale 

Demonstrationen) hat. Die Gründe für diese starken positiven Auswirkungen sieht Allenspach 

auf zwei Ebenen. Einerseits führt das politische Wissen sowohl zu politischem Interesse, als 

auch zur Ansicht, im politischen Prozess etwas bewirken zu können. Beide Eigenschaften sind 

dem Autor nach Motivatoren von politischen Partizipation (ebd.). Neben diesen indirekten 

Auswirkungen hat das politische Wissen auch direkte Effekte auf die politische Partizipation, 

denn aufgrund des politischen Wissens, besitzen die Individuen bestimmte Informationen, 

welche benötigt werden, „um sich politischer Partizipationsmöglichkeiten bewusst zu sein und 

zu wissen, wie man diese ausüben kann“ (Delli Carpini & Keeter 1996, 224f., zit. n. Allenspach 

2012, 131). 

Von den eben erwähnten Formen politischer Partizipation, nehmen einige jedoch eine 

besondere Stellung ein (Allenspach 2012, 131). Auf die Teilnahme an Demonstrationen sowie 
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die Beteiligung an illegalen Protestformen, habe das politische Wissen nämlich eher negative 

Effekte, da davon ausgegangen wird, dass junge Menschen mit einem hohen Grad an 

politischem Wissen die demokratischen Normen und Werte besser verstehen und dadurch das 

demokratische politische System eher unterstützen als dagegen aktionistisch tätig zu werden 

(Niemi & Junn 1998, 10, zit. n. Allenspach 2012, 131). Individuen mit einem geringeren 

politischen Wissen würden hingegen vermehrt mit dem demokratischen System auf 

Konfrontation gehen, da sie schneller von der Komplexität des politischen Systems überfordert 

seien was oft in Unmut und Ohnmachtsgefühle resultiere und wiederum die Teilnahme an 

unkonventionellen Partizipationsformen wie Demonstrationen oder Protesten wahrscheinlicher 

mache (Allenspach 2012, 131 zit. n. Heitmeyer et al. 1990, 209f.). 

Hinsichtlich der Forschung zu Politischer Bildung in der Schule und ihrer Wirkung sowie 

bezüglich der Einstellungen Jugendlicher zu Politischer Bildung, lassen sich den Ausführungen 

von Filmaier und Klepp (2009, 342) nach auch in Österreich gröbere Versäumnisse 

konstatieren. Die Autoren merken im Hinblick auf die Politikvermittlung in Österreich kritisch 

an: „Es werden von ExpertInnen Positionen bezogen, ohne (…) empirisch belegbar viel über 

Meinungen, Einstellungen und Werte zur Politischen Bildung von Jugendlichen bzw. 

SchülerInnen, LehrerInnen und Eltern zu wissen“ (2009, 342) 

Hinsichtlich der Ansichten zu Politischer Bildung in Österreich zeigt die Studie von Filzmaier 

(2007), dass rund Zwei Drittel (64%) der befragten Jugendlichen zwischen 14 und 24 Jahren 

die Meinung vertreten, dass zu wenig im Bereich der Politischen Bildung getan wird. Oft haben 

junge Menschen jedoch keine klare Vorstellung von Politischer Bildung, lediglich die 

Aussagen, dass Politische Bildung Institutionenlehre wäre und an Schulen und Universitäten 

vermittelt werden soll ist unumstritten und finden klare Zusagen von 80 beziehungsweise 90% 

(Filzmaier 2001, 15). 

In Bezug auf Themen und Inhalte, welche in der Politischen Bildung vorzugsweise behandelt 

werden sollten, lassen sich aus den Untersuchungen von Filzmaier (2007, 13f.) sowie Palme 

und Filzmaier (2008) folgende Erkenntnisse ableiten: Die Gleichbehandlung von Männern und 

Frauen sowie die Integration von AusländerInnen sind am ehesten Aspekte, welche aus Sicht 

der Jugendlichen öfter im Unterricht behandelt werden sollten. Im Mittelfeld finden sich die 

Themen Globalisierung, Zeitgeschichte, sowie Wahlen und politische Beteiligung. Themen auf 

die im Unterricht nicht vermehrt Rücksicht genommen werden sollte, beziehungsweise die 

sogar schon zu viel behandelt werden, sind die EU, (neue) Medien und aktuelle politische 

Ereignisse. Für die Vermittlung von Politischer Bildung sind in den Augen von Jugendlichen 
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neben dem Ort der Schule sowie der Universität, vor allem das Elternhaus und die Familie 

wichtig (Filzmaier 2007; ISA/SORA 2009).  

Den Ergebnissen der Studie von Filzmaier (2007) nach, sehen sich Österreichs Jugendliche 

grundsätzlich durchschnittlich gut politisch informiert (Durchschnittswert von 2,7 auf einer 

Notenskala). Die politisch Interessierten liegen leicht unter dem Durchschnitt (2,4), die 

Desinteressierten deutlich darüber (3,3). Auf die Frage woher die Jugendlichen ihr politisches 

Wissen beziehen, wurden in der Studie die Massenmedien mit 75% mit überaus deutlichem 

Abstand als erstes genannt. Auch bezüglich der Glaubwürdigkeit schneiden die Medien mit 

46% am besten ab. Weit abgeschlagen bei den Informationsquellen sowie ihrer 

Glaubwürdigkeit befinden sich die Gespräche mit der Familie (10% beziehungsweise 20%) und 

Gespräche mit FreundInnen und KollegInnen (5% beziehungsweise 7%). Die Schule als 

wichtigste Informationsquelle nennen nur 5% der befragten Jugendlichen im Alter zwischen 14 

und 24 Jahren. Auch bezüglich der Glaubwürdigkeit liegt die Schule mit 15% weit hinter den 

Massenmedien.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die österreichische Jugendforschung im Hinblick 

auf die Einstellungen und Haltungen von jungen Menschen zu Politik und Demokratie lange 

Zeit von allgemeinen Wertestudien sowie Wahl- und Nachwahlbefragungen abhängig war und 

etwa im Vergleich zu Deutschland deutlich aufzuholen hatte. Noch gravierender lässt sich diese 

Erkenntnis für die Forschung zu (schulischer) Politischer Bildung und den dazu 

vorherrschenden Haltungen der SchülerInnen feststellen. Erst mit der Wahlrechtsreform 2007 

und der Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre fand dieser Schwerpunkt häufiger Eingang 

in die österreichische Forschung.  

Nach diesem Einblick in den momentanen Forschungsstand zu politischem Interesse und 

politischer Partizipation von Jugendlichen sowie deren Haltung zum Unterricht in Politischer 

Bildung in der Schule, steht in dem nun folgenden Abschnitt die Politische Bildung in 

Österreichs Schulen mitsamt ihrer Entwicklung, ihren Grundzügen sowie ihrer Funktionen im 

Fokus der Aufmerksamkeit. 
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3. Politische Bildung in Österreichs Schulen 

 

Im Laufe des zweiten Kapitels dieser Masterarbeit zum Begriff der Politischen Bildung wurde 

bereits angedeutet, dass der Weg der schulischen Politischen Bildung in Österreich ein durchaus 

konflikthafter war. Diese heiß umkämpfte Entwicklung von einer „Erziehung zum Staat“ (Wolf 

1998, 13) hin zur Aufgabe der Politischen Bildung die SchülerInnen zu mündigen BürgerInnen 

zu erziehen, wird im ersten Teil dieses Kapitels historisch dargestellt. Der Darstellungszeitraum 

verläuft dabei vom 19. Jahrhundert über die Zeit des Nationalsozialismus bis hin zur 

Entwicklung einer modernen politischen Bildung und ihrer aktuellen Verfasstheit.  Wesentliche 

Ereignisse wie die Entstehung des ersten Grundsatzerlasses zu Politischer Bildung 1978, in dem 

der Gegenstand als Unterrichtsprinzip festgelegt wurde, sowie der erneuerte Grundsatzerlass 

von 2015, werden dabei einer besonders genauen Betrachtung unterzogen. Danach erfolgt, auch 

anhand dieses Grundsatzerlasses, eine Darstellung der Aufgaben und Ziele der Politischen 

Bildung in Österreichs Schulen. 

 

3.1. Die historische Entwicklung der Politischen Bildung an Österreichs Schulen  

3.1.1. Donaumonarchie, Erste Republik, NS-Herrschaft 

Debatten über die Art der Erziehung einer heranwachsenden Jugend in dem Sinn, als dass sie 

für den Staat gewonnen werden sollte, gab es bereits im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts 

(Dachs 1982, 16). Dachs (ebd.) unterscheidet dabei zwischen zwei gegenüberstehenden 

Grundkonzepten: Auf der einen Seite standen jene, welche sich für eine katholisch-sittlich 

geprägte Erziehung aussprachen und sich dadurch erhofften, die notwendige Loyalität 

sicherzustellen. Andererseits gab es die liberalen Stimmen, die in erster Linie für eine vermehrte 

Aufklärung sowie „ethische Unterweisungen über Wesen, Ziele und Aufgaben des Staates“ 

(Dachs 2008, 17) eintraten. Dabei sollte den Kindern und Jugendlichen unabhängig von ihrer 

Konfessionszugehörigkeit ihre zukünftige Rolle in der Gesellschaft mit der Hilfe eines staatlich 

gelenkten Unterrichts beigebracht werden (Dachs 1982, 20). 

Mit der Einführung des allgemeinen Männerwahlrechts 1907 gab die Unterrichtsverwaltung 

den Forderungen nach und erklärte sich zur Einführung eines staatsbürgerlichen Unterrichts 

bereit (Wolf 1998, 15). Dadurch, dass in dieser Zeit die politischen Parteien in Österreich einen 
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Aufschwung erlebten und auch weil politische Konflikte vermehrt öffentlich ausgetragen 

wurden, fürchtete die Donaumonarchie um ihre Legitimationsgrundlage (ebd.). Auch weil 

durch das neue Wahlrecht erweiterte Partizipationsmöglichkeiten entstanden und man die 

Gefahr sah, dass diese durch Nichtwissen der BürgerInnen nur unzureichend oder sogar 

missbräuchlich genutzt werden könnten, sollten durch den bürgerkundlichen Unterricht in 

erster Linie formale Strukturmerkmale wie die Funktionen von Staat und Gesetzgebung sowie 

die Rechte und vor allem Pflichten der Staatsbürger vermittelt werden (Wolf 1998, 15; Dachs 

2008, 18). Somit erhoffte man sich vom „konkreten realen Geschehen, von der 

gesellschaftlichen Wirklichkeit und ihren Widersprüchen sowie von den politischen 

Alltagserfahrungen der Schüler und Lehrer“ (Wimmer 1979, 92) absehen zu können. 

Der bürgerkundliche Unterricht beruhte auf einer Trennung von Staat und Politik, wobei der 

Staat als „alleiniger Repräsentant und Wahrer des Gemeinwohls“ (Wolf 1998, 15) erscheinen 

sollte. Wolf bezeichnet diese Entwicklungen zu einer staatsbürgerlichen Erziehung in 

Österreich als eine „defensive Antwort des konstitutionellen Obrigkeitsstaates auf den 

allgemeinen Demokratisierungsdruck“ (ebd.). 

Nach dem Ende der Habsburgermonarchie und dem Übergang zur demokratischen Republik 

wurden nach den Wahlen im Februar 1919 vor allem von den sozialdemokratischen Kräften die 

Chance gesehen, dass auch im Schulwesen die Zeit für neue politische Inhalte und Methoden 

gekommen sei (Dachs 2008, 18). Die Sozialdemokraten maßen der Schule im Sinne des 

Austromarxismus eine hohe gesellschaftspolitische Bedeutung bei und so versuchte der 

damalige Unterstaatssekretär für Unterricht Otto Glöckel die Reform des österreichischen 

Schulwesens voranzutreiben und neue Akzente im Bereich der Politischen Bildung zu setzen 

(Dachs 2008, 18; Wolf 1998, 17). 

Die Schulreform von Glöckel war laut Dachs (2008, 18) vom Grundgedanken geprägt, dass 

eine Demokratisierung des Schulwesens auf lange Sicht auch eine Demokratisierung in der 

Gesellschaft bedeutet. Von einer kritischen Politischen Bildung war man jedoch weiterhin weit 

entfernt, die Inhalte in den Lehrplänen der 1920er Jahre zielten auf die Einordnung, Integration, 

allgemeine Pflichterfüllung und Treue der SchülerInnen gegenüber den bestehenden Gesetzen 

ab (Dachs 2008, 19). In der politischen Erziehung versuchte man mit neuen Kategorien das 

Gemeinsame zu betonen und so wurden Leitbilder wie Heimat, Volk und Vaterland geschaffen 

(Wolf 1998, 17). Als integraler Bestandteil des Fachs Geschichte dominierte in der 

Bürgerkunde die Institutionenkunde ohne auf die politische Realität einzugehen (ebd.). 
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Wolf führt weiter aus, dass nach der Ausschaltung des Parlaments 1933 die Schule immer mehr 

durch autoritäre Politik geprägt war. Die Prinzipien und Funktionen des Unterrichts, allen voran 

jener in politischer Erziehung, dienten immer mehr der Legitimationsbeschaffung für die neuen 

Machthaber (Wolf 1998, 18). Das Credo war in den darauffolgenden Jahren eine sittlich-

religiöse und vaterländisch-österreichische Erziehung mit der Betonung des deutschen 

Charakters Österreichs, so Wolf (1998, 19). 

Der Anschluss 1938 hatte für die Schulen und Universitäten in kurzer Zeit die politisch 

motivierte Säuberung der Lehrkörper und somit die gesinnungsmäßige Gleichschaltung mit 

dem NS-Regime zur Folge (Wolf 1998, 19). Nach der Eidablegung der LehrerInnen rund um 

den 20.März folgten intensive Schulungen in denen die nationalsozialistische Ideologie 

vermittelt wurde. Außerdem wurde das Schulwesen mitsamt seiner Struktur und Organisation 

verstaatlicht, was vor allem Auswirkungen auf die vielen katholischen Privatschulen hatte 

(Wolf 1998, 20). 

Dachs (2008, 23) führt weiter aus, dass nicht nur die neuen Erziehungsschwerpunkte in den 

Lehrplänen und Schulbüchern politisch bildend wirkten, sondern darüber hinaus eine hohe 

Frequenz an Feiern, Gedenktagen oder anderen Veranstaltungen mit politischen Inhalten und 

Botschaften das Schulleben enorm prägten und einer Indoktrinierung dienten. Insgesamt erlitt 

die Schule während des Nationalsozialismus einen Bedeutungsverlust (Wolf 1998, 21). Die 

Schule war für die NationalsozialistInnen zwar ein Ort der Wissensvermittlung, wichtiger war 

jedoch die körperliche sowie die charakterliche Erziehung der Kinder und Jugendlichen 

(Unterthiner 1992, 46). 

 

3.1.2. Die schwierige erste Phase der politischen Erziehung nach dem 2.Weltkrieg 

Das Bild, das die Jugenderziehung und zwar sowohl die schulische als auch die außerschulische 

nach Kriegsende abgab, war vernichtend. Dachs (2008, 23) spricht von einem Trümmerfeld, 

welches die Zeit der nationalsozialistischen Bildungs- und Erziehungspolitik hinterließ. Nach 

dieser Phase, geprägt von Zwängen und Doppelmoral, einer Abwertung der Demokratie, 

idealistischer Begeisterung, brutaler Ausgrenzung von Andersdenkenden und 

Erziehungsintentionen wie „Rassenbewusstsein, Einordnung und Gehorsam, Loyalität 

gegenüber dem Vaterland, dem Staat und dann dem Führer“ (ebd.), war eine grundlegende 

Neuausrichtung im Sinne einer Demokratisierung notwendig (Wolf, 1998, 22).  
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Im September 1945 wurde ein Erlass zu einer solchen Neuorientierung vorgenommen. Darin 

wurde der überhebliche deutsche Nationalismus, die falsche Herrlichkeit des Führertums sowie 

der darin enthaltene Rassismus verurteilt und stattdessen die Eigenständigkeit und das 

Eigenleben Österreichs hervorgehoben, vervollständigt durch die Erziehung zu 

demokratischem Denken (ebd.). Auch sollten neue Lehrtechniken und Arbeitsmethoden, 

abseits vom strikten Frontalunterricht, vor allem im Geschichtsunterricht diese Neuorientierung 

einleiten. In der realen Praxis fanden diese Impulse jedoch in den darauffolgenden Jahren keine 

Anknüpfung (Wolf 1998, 23). 

Um die Entwicklungen der österreichischen Bildungspolitik in den nächsten Jahrzehnten zu 

verstehen, braucht es eine erklärende Darstellung der innenpolitischen Situation, welche sich 

gravierend von jener der Ersten Republik unterschied (Dachs 2008, 23). 

Die beiden Großparteien ÖVP und SPÖ waren nach Kriegsende bemüht, ihre groben 

Differenzen und Konflikte aus der Vergangenheit durch einen neuen, für Österreich lange Zeit 

typischen Pragmatismus zu ersetzen und eine koalitionäre Zusammenarbeit anzustreben, 

welche auf einer sachlichen Inhaltsebene (Wiederaufbau, Stärkung der Demokratie, staatliche 

Souveränität, Wirtschaftsaufschwung und Ausbau des Sozialstaats) sowie einer strengen 

proportionalen Trennung von Macht und Ämtern beruhte (Dachs 2008, 23). 

Alle öffentlichen Sektoren wurden konsequent von diesem Proporz gestaltet, so auch der 

Bildungsbereich. Dies hatte in der Bildungspolitik die Folge, dass in der politischen Erziehung 

ein „risikofreier“ Unterricht bevorzugt wurde, der den Konsens in den Mittelpunkt stellte, alte 

Gräben nicht wieder aufreißen lassen wollte und ein Lagerdenken verhindern sollte (Dachs 

2008, 24; Wolf 1998, 24f). 

Den Ausführungen von Dachs zufolge, bestand eine allgemeine Scheu, politische Themen im 

Unterricht überhaupt anzusprechen, geschweige denn sämtliche heikle innenpolitische 

Auseinandersetzungen und Realitäten, welche es zweifelsohne gab, zu thematisieren. Im 

Gegensatz zu der Bildungspolitik in Deutschland, in der die Alliierten umfassende 

Umerziehungsprogramme im Sinne einer Re-Education (siehe Kapitel 1.3.2.) verfolgten und 

im Zuge derer zahlreiche Institute der Politikwissenschaft, der Demokratieerziehung 

verpflichtete LehrerInnenausbildungsstätten sowie innovative Konzepte zu Politischer Bildung 

entstanden, war in Österreich von all dem nichts zu sehen (Dachs 2008, 24). 

Hierzulande wurde den Ausführungen von Wolf (1998, 24) nach zum Teil an die 

Lehrplanformulierungen aus dem Jahr 1928 angeknüpft und im Jahr 1949 die Basis für die 

Politische Bildung mit dem „Erlass zur staatsbürgerlichen Erziehung“ gelegt. Das darin 
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verfolgte Hauptziel war, die Jugend zu „bewussten Republikanern“ sowie zu „treuen 

Bekennern des Österreichischen Volksstaates“ zu erziehen (ebd.). Grossman und Wimmer 

(1979, 128) fassen diese Zielsetzung folgendermaßen zusammen:  

„Der Erlass zur staatsbürgerlichen Erziehung knüpft damit an die Tradition der 

herkömmlichen politischen Pädagogik an, die stets auf die Erzeugung infantiler 

Gefühlshaltungen (kindliche Anhänglichkeit) gegenüber politischen Symbolen zielte, die 

dem einzelnen, unabhängig von seinem sozialen Status, emotionelle Geborgenheit, 

Zugehörigkeit und eine Stütze seines Selbstwertgefühls signalisieren“.  

Eine erste inhaltliche Neuerung in der Schulpolitik seit 1949 brachte das 

Schulorganisationsgesetz (SchOG) vom 25. Juli 1962. Der sogenannte Zielparagraph dieses 

Gesetzes, formulierte die Aufgabe der österreichischen Schule im Sinne einer 

staatsbürgerlichen und politischen Erziehung und beinhaltet durchaus Widersprüche. So habe 

die Schule „an der Entwicklung der Anlagen der Jugend nach den sittlichen, religiösen und 

sozialen Werten des Wahren, Guten und Schönen […]“ (Jonak & Kövesi 1996, 201) 

beizutragen. Des Weiteren soll die Jugend zu „gesunden, arbeitstüchtigen, pflichttreuen und 

verantwortungsbewussten Gliedern der Gesellschaft […]“ (ebd.) herangebildet werden. 

Gleichzeitig sollen sie „zu selbständigen Urteil und sozialem Verständnis geführt, politischen 

und weltanschaulichen Denken Anderer aufgeschlossen sowie befähigt werden, am 

Wirtschafts- und Kulturleben Österreichs, Europas und der Welt Anteil zu nehmen […]“ (ebd.).  

Diese widersprüchlichen Formulierungen von loyalen und angepassten BürgerInnen auf der 

einen und der Forderung nach selbstständig denkenden und weltoffenen BürgerInnen auf der 

anderen Seite, spiegelt auch gut den Zwiespalt zwischen einem nach obrigkeitlich- 

bürokratischen Prinzipien organisierten Schulsystem mit antiaufklärerischer Tradition und 

einem demokratischen Systems mit starkem Legitimationszwang wieder (Grossmann & 

Wimmer 1979, 134). 

Zum ersten Mal wurde in dieser Zielsetzung jedoch eine Abkehr vom reinen Verständnis der 

Einordnung in ein politisches System und der Erhaltung des Status quo öffentlich formuliert. 
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3.1.3. Gesellschaftlicher Wandel mit großer Auswirkung auf die Politische Bildung in den 

1970er Jahren 

Gegen Ende der 60er machten sich in Österreich einige gesellschaftspolitische Entwicklungen 

breit, welche sich auf die Schule und insbesondere auch die Politische Bildung in Form einer 

deutlichen Steigerung des allgemeinen Interesses auswirkten (Dachs 2008, 25f). 

Die Frankfurter Schule und ihre radikale Gesellschaftskritik, die StudentInnenunruhen, sowie 

die in dieser Zeit veröffentlichten Umfrageergebnisse, welche den österreichischen 

Jugendlichen mehrheitlich politisches Desinteresse und politische Apathie bescheinigten, 

waren allesamt mitverantwortlich für eine neu entstehende Dynamik in der Diskussion um die 

politische Erziehung der Jugend (Wolf 1998, 26f). 

Im Jahr 1970 wurde schließlich das erste Mal Politische Bildung als unverbindliche Übung in 

der AHS eingeführt, außerdem fand das Fach erstmals Eingang in die Lehrpläne an den 

Pädagogischen Akademien (Wolf 1998, 28). 

In den folgenden Jahren kam es zur Einrichtung einer Abteilung für Politische Bildung im 

Unterrichtsministerium sowie sogar zu den Überlegungen, Politische Bildung als Pflichtfach in 

den Abschlussklassen der AHS einzuführen4 (ebd.). Aufgrund massiver Widerstände, 

insbesondere der Geschichte- und GeographielehrerInnen (welche einen Bedeutungsverlust 

befürchteten), der Parteien ÖVP und FPÖ (welche eine einseitige politische Beeinflussung 

durch das Fach befürchteten) sowie auch unter vorgehaltener Hand innerhalb Teilen der 

Sozialisten (welche eine ideologische Okkupation vom Großteils nicht sozialistischen AHS-

Personal befürchteten), kam es nie zu der Einführung eines eigenen Faches. Wesentliche Fragen 

in der Schulpolitik mussten seit dem Bundesverfassungsgesetz 1962 mit einer 

Zweidrittelmehrheit beschlossen werden womit die Zustimmung beider Großparteien vonnöten 

gewesen wäre (ebd.). 

 

Dieses Beispiel verdeutlicht die vorherrschenden Differenzen im Hinblick auf die inhaltliche 

Ausrichtung eines Faches Politische Bildung, welche sich quer durch die beiden Lager der 

damaligen Zeit zogen. Die entscheidenden Fragen richteten sich diesbezüglich nach dem 

Verhältnis zwischen Demokratie und Politik sowie dem dazugehörigen Begriffsverständnis, 

ähnlich den Skizzierungen aus Kapitel 1.3.2 dieser Masterarbeit. 

                                                 

4 Bei einer gleichzeitigen Umbenennung der Arbeitsgemeinschaft „Geschichte und Sozialkunde – Geographie 

und Wirtschaftskunde“ in „Politische Bildung“. 
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Auf der einen Seite standen Linke und Progressive, welche ein weites Politikverständnis 

bevorzugten und auf eine "offensive Politisierung möglichst vieler Lebensbereiche“ (Dachs 

2008, 27) pochten. Dem Gegenüber wünschten sich Konservative und Liberale tendenziell eine 

enge Begrenzung des Politikbegriffs und wollten eine „politikfreie, das heißt dem Individuum 

vorenthaltene Sphäre gesichert wissen“ (Dachs 2008, 27f). Während die eine Seite auf ein 

kritisches Hinterfragen der bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse bestand, war die 

Andere dabei eher vorsichtig und orientierte sich am Status quo sowie an ethischen 

Ausrichtungen (Dachs 2008, 28). 

Zu Forderungen der ersten Gruppe gehörte auch das kritische Hinterfragen von 

gesellschaftlichen Regeln und Normen sowie eine Förderung der emanzipatorischen 

Entwicklung der SchülerInnen. Die konservative Seite bevorzugte hingegen eine Politische 

Bildung, in der die bejahenden, gemeinsamen Aspekte der Gesellschaft hervorgestrichen und 

die dafür notwendige Inhalte beziehungsweise Kenntnisse vermittelt werden sollten (ebd.). 

 

3.1.4. Der mühsame Weg zum Grundsatzerlass Politische Bildung in den Schulen 

Innerhalb des eben skizzierten Spannungsfeldes, wurde nach der vergeblichen Diskussion um 

ein eigenes Fach Politische Bildung die Idee geboren, einen Erlass zu erarbeiten, welcher 

Politische Bildung als Unterrichtsprinzip etablieren sollte. Federführend dafür waren der 

damalige Leiter der Abteilung für Politische Bildung, Sektionsrat Dr. Leopold Rettinger und 

Sektionschef, Mag. Leo Leitner (Wolf 1998, 30). 

Der Entwurf für diesen Grundsatzerlass, wurde 1975 veröffentlicht. Dieser formulierte Entwurf 

stellte für die damaligen Verhältnisse „einen radikalen Bruch mit den traditionellen Lehr- und 

Lernformen“ (Wolf 1998, 35) dar. Demokratie sollte erstmals nicht bloß auf den staatlichen 

Bereich begrenzt sein, sondern auch als ein Ordnungsprinzip in der Schule gelten, so Wolf 

(ebd.) weiter. Die SchülerInnen sollten vermehrt in die Gestaltung des schulischen Lebens 

miteinbezogen, Macht- und Herrschaftsverhältnisse auf Zweck und Notwendigkeit hinterfragt 

und ein ausführlicher und explizit konflikthafter Charakter einer demokratischen, 

pluralistischen Gesellschaft betont werden (ebd.). 

Dieser Erstentwurf des Erlasses wurde innerhalb des Ministeriums einer umfassenden 

Begutachtung unterzogen. Vor allem das neuartige Demokratieprinzip wurde höchst skeptisch 

betrachtet (ebd.). Aus dem Erstentwurf wurden, wie Wolf (1998, 35) darstellt, unter anderem 

folgende Punkte kritisiert:  
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- Antiautoritärer Unterrichtsverlauf bis hin zu Anarchie; 

- Chaotische Zustände durch die Erziehung zu Kritik und Kritikfähigkeit der 

Jugendlichen;  

- Ein zu sehr auf Konflikt ausgerichtetes Unterrichtsprinzip welches die bestehenden 

Machtverhältnisse ablehnt; 

- Zusammenhang zwischen „etwas wissen“ und „etwas tun“ wurde angezweifelt; 

- Einschränkung der demokratischen Entscheidungsfreiheit der LehrerInnen; 

- Simplifizierung der Politischen Bildung durch die geplante Demokratisierung und das 

Hinterfragen von der Übertragbarkeit des Demokratiebegriffs auf die innere 

Organisation der Schule; 

 

All diesen Kritikpunkten wurde bei der Überarbeitung des Entwurfs Rechnung getragen. Der 

überarbeitete Erlass beinhaltete zwar noch in Grundzügen die Inhalte des Erstentwurfes, wich 

jedoch in der konkreten Ausformulierung sowie der Sprache deutlich davon ab (Dachs 2008, 

28; Wolf 1998, 36f). 

Die Ausführungen zur methodischen Gestaltung des Unterrichts war etwa nicht mehr auf den 

ersten Seiten in ausführlicher Form, sondern auf den letzten Seiten des Grundsatzerlasses zu 

finden. Die Aspekte zu einem demokratischen Unterricht wurden deutlich entschärft, die 

Forderung nach einer Verwirklichung der Demokratie in allen Lebenslagen verworfen und 

moderater, als Empfehlung zu möglichst umfassender Demokratie in sämtlichen Bereichen der 

Gesellschaft formuliert. Das Wort Konflikt, welches für die Demokratiedarstellung im 

Erstentwurf noch der prägende Begriff war, schien nach der Überarbeitung nicht mehr auf. 

Stattdessen hieß es lediglich, dass in einer Demokratie auch verschiedene Meinungen und 

Wertvorstellungen nebeneinander bestehen können, so Wolf (1998, 36). 

 

Am 16. November 1976 wurde der vom Ministerium überarbeitet Entwurf der Öffentlichkeit 

bei der Schulreformkommission präsentiert. Er sollte laut Dr. Leopold Rettinger die 

angemessene Grundlage für die Schule einer pluralistischen Gesellschaft sein sowie einen 

Kompromiss zwischen Anpassung und Emanzipation darstellen (Dachs 2008, 28; Wolf 1998, 

38). 

In der Diskussion der Kommissionsmitglieder, ergaben sich zwei interessante Beobachtungen: 

Einerseits betonten viele die immense Wichtigkeit einer entsprechenden 

LehrerInnenausbildung, unter anderem auch aufgrund des geringen Interesses der StudentInnen 
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an den ÖH-Wahlen 1976 (Wolf 1998, 38). Der zweite interessante Punkt im Zuge der 

Diskussion war, dass einige Mitglieder der Schulreformkommission der Politischen Bildung 

gegenüber noch immer kritisch argumentierten, als stünde weiterhin ein eigenes 

Unterrichtsfach zur Debatte, was schon längst nicht mehr aktuell war (Wolf 1998, 39).  

Heftige Kritik am bereits einmal überarbeiteten Entwurf zum Unterrichtsprinzip kam auch von 

Seiten der ÖVP, in Person des damaligen Wissenschaftssprechers Dr. Erhard Busek (ebd.). Er 

befürchtete die Gefahr einer Verunsicherung in der Schule aufgrund der entsprechenden 

Formulierungen zum Demokratieverständnis und meinte, dass der Entwurf den LehrerInnen zu 

viel Interpretationsfähigkeit gebe sowie ihrem politischen Instinkt verfalle. Die Politische 

Bildung sollte nach Busek viel stärker auf Faktenwissen aufbauen und dazu befähigen, die 

politische Ordnung in Österreich zu verstehen (Wolf 1998, 40).   

Aufgrund der auch in den Medien lauten Kritik wurde in typisch österreichischer 

proporzdemokratischer Manier eine Expertenkommission5 zur endgültigen Formulierung des 

Grundsatzerlasses einberufen (Dachs 2008, 28). Auch die verschiedenen Teile der 

Interessensvertretung (Bundeswirtschaftskammer, Vereinigung Österreichischer Industrieller, 

Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammer Österreich und Gewerkschaftsbund) wurden 

in die Überarbeitung des Erlasses miteinbezogen (Wolf 1998, 40).  

Bis auf den Gewerkschaftsbund, welcher sich in einer Stellungnahme mit allen Punkten des 

Entwurfs zum Unterrichtsprinzip einverstanden und zufrieden zeigte, äußerten alle anderen 

Interessensvertretungen (teils erhebliche) Kritik (Wolf 1998, 41f). 

Sie waren sich einig, dass es nicht zielführend sei, „Politische Bildung als Unterrichtsprinzip 

für alle Gegenstände vorzuschreiben“ (Wolf 1998, 41), anstatt dessen sollte man eine 

Konzentration auf die Gegenstände Wirtsschafts- und Sozialkunde, Deutsch, Geschichte 

Philosophie anstreben. Insbesondere wurde außerdem laut Wolf (1998, 41) die im Erlass 

formulierte Erlebbarkeit der Demokratie im Unterricht kritisiert. 

Die Präsidialkonferenz der Landwirtschaftskammer Österreich war mit dem weit gefassten 

Verständnis des Demokratiebegriffs nicht einverstanden und sah ein einseitiges 

gesellschaftliches Konzept auf Seiten der Verfasser (ebd.). 

Auch in der demokratisch-partnerschaftlichen Unterrichtsarbeit sah die Präsidialkonferenz ein 

Problem und die Eigenständigkeit des Lehrpersonals in Gefahr, so Wolf (ebd.). 

                                                 

5 Bestehend aus je drei Vertretern der ÖVP beziehungsweise SPÖ sowie einem Vertreter der FPÖ. 
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Die Bundeswirtschaftskammer sowie die Industriellenvereinigung kritisierten die starke 

Konzentration des Erlasses auf Verhalten und Einstellungen und die Benachteiligung einer 

objektiven Wissensvermittlung. 

Grossmann und Wimmer (1979, 145) sehen dahinter eine versteckte Bemühung zur Erhaltung 

einer traditionell hierarchischen Organisationsform des Lernens. Auch forderten bis auf den 

Gewerkschaftsbund alle anderen Interessensvertretungen ein Bekenntnis zu einem 

gemeinsamen Kern an Wertvorstellungen in der Politischen Bildung (Wolf 1998, 43). Nach den 

Vorstellungen der Industriellenvereinigung sollte die Politische Bildung eine Grundlage für 

gewisse Fähigkeiten und Tugenden bilden. Sie sollte helfen 

„(…) die Fähigkeit und Bereitschaft des Schülers, den Kern gemeinsamer 

Wertvorstellungen und Normen in der österreichischen Gesellschafts- und Wirtschafts- 

und Rechtsordnung zu erfassen, zu verstehen und dafür einzutreten.“ (Vereinigung 

Österreichischer Industrieller 1976).  

Wolf fasst zusammen, dass in allen drei Gutachten der jeweiligen Interessensvertretungen 

betont wurde „die bejahenden, gemeinsamen Aspekte einer Gesellschaft hervorzustreichen“ 

(Wolf 1998, 43). 

Besonders ein Punkt des Entwurfs wurde in dieser Hinsicht sehr kritisch angesehen – die 

Befähigung und Bereitschaft des Schülers die gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse und 

Machtverteilungen auf ihre Zwecke und Notwendigkeiten und die ihnen zugrundeliegenden 

Interessen, Normen und Wertvorstellungen zu prüfen und in Bezug zu ihrer eigenen Auffassung 

zu setzen (Entstehung des Grundsatzerlass 1976).  Diese Zielsetzung würde nicht auf dem 

Boden der österreichischen Bundesverfassung stehen und zerstörerisch auf die gemeinsamen 

Wertvorstellungen der Gesellschaft wirken, so die Präsidialkonferenz der 

Landwirtschaftskammer (Wolf 1998, 43). 

Dem Kritikpunkt wurde in der Endfassung des Grundsatzerlasses auch Rechnung getragen. Es 

hieß es nun mehr: „Politische Bildung soll den Schüler befähigen, gesellschaftliche Strukturen 

in ihrer Art und in ihrer Bedingtheit zu erkennen (Interessen, Normen, Wertvorstellungen; 

Herrschaft, Macht, Machtverteilung; politische Institutionen).“ (Grundsatzerlass 1978, 2). 

Auch die Befähigung der SchülerInnen zu einem kritischen Urteil wurde mit derselben 

Intention abgelehnt, anstatt dessen sollte der Begriff selbstständiges Urteil Eingang finden. Im 

Gegensatz zum vorigen Beispiel, wurde dieser Kritikpunkt jedoch nicht in der Endfassung des 

Entwurfs berücksichtigt (Wolf 1998, 43). 
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Ein besonders beachtenswerter Aspekt ist laut Wolf (1998, 44), die von allen Parteien 

akzeptierte vollkommene Streichung jenes Passus, welcher ganz allgemein den emanzipativen 

Wert von Bildung betonte. Ebenso wurde auf die im Anhang geplante Literaturliste zur Gänze 

verzichtet, da sie von einigen Parteiexperten als progressiv und links eingeschätzt wurde (ebd.). 

Schlussendlich wurde am 11.April 1978 der von allen Parteien und Interessensvertretungen 

akzeptierte Grundsatzerlass veröffentlicht. Politische Bildung wurde somit als 

Unterrichtsprinzip verbindlich, womit die LehrerInnen jeder Schulstufe, jeder Schulart und in 

allen Fächern bei passender Gelegenheit politische Inhalte vermitteln sollten. 

Wolf resümiert dazu, dass die umfassenden Überarbeitungen des Grundsatzerlasses, welche 

sich über fast drei Jahre zogen, einen erheblichen Verlust an Konkretheit zur Folge hatten (Wolf 

1998, 49). 

Grossmann und Wimmer (1979, 145) halten jedoch auch fest, dass der Grundsatzerlass 1978 

insgesamt einen klaren Bruch mit der Tradition darstellte.  Die Gesellschaft wurde darin als 

vielseitig sowie als von unterschiedlichen Interessen geprägt beschrieben und auch die 

Abschaffung der Benachteiligung Anderer wurde konkret als Anliegen der Politischen Bildung 

erwähnt. 

Der Grundsatzerlass von 1978 unterliegt deutlich einem weiten Politikverständnis in dem die 

Veränderung der Gesellschaft durch aktives Mitwirken im Sinne von politischem Handeln 

möglich ist (Wolf 1998, 49f.).  

 

3.1.5. Die Zeit nach dem Grundsatzerlass 1978 bis zu dessen Erneuerung 2015 

Wolf (1998, 50) merkt in ihrem Beitrag zum Grundsatzerlass von 1978 an, dass dessen 

zufriedenstellende Realisierung mit einer adäquaten Aus- beziehungsweise Fortbildung aller 

LehrerInnen einhergehen müsste, da ansonsten dem Anspruch des Unterrichtsprinzips nicht 

Rechnung getragen werden könne. Eine solche, mit anderen Fächern zu vergleichende 

LehrerInnenausbildung suchte man in der Zeit nach dem Grundsatzerlass jedoch vergeblich.  

In den Jahren nach der Veröffentlichung des Grundsatzerlasses war es gerade der vorhin 

erwähnte große Interpretationsspielraum in der inhaltlichen Formulierung des Erlasses, welcher 

Grund für teils erhebliche innenpolitische Spannungen und eine Weiterführung der Konflikte 

(vor allem zwischen den beiden Großparteien) rund um die Vermittlung von Politik in der 

Schule war (Wolf 1998, 51). 
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Den Ausführungen von Wolf (1998, 51) zufolge, drehten sich die Meinungsverschiedenheiten 

und Ängste einer ungerechtfertigten Parteilichkeit im Schulunterricht vor allem rund um die 

Erstellung von Unterrichtsbehelfen, den sogenannten Blauen Heften. Zu deren Erarbeitung 

wurde extra eine politisch-paritätisch zusammengesetzte Arbeitsgruppe zusammengestellt, 

welche von zum Teil höchst schwerwiegenden Konflikten geprägt war.  

Einige Jahre danach war der Elan rund um die Politische Bildung verflogen (Dachs 2008, 29; 

Wolf 1998, 56f.). Erhebungen über die Umsetzung des Erlasses zeichneten ein ernüchterndes 

Bild und implizierten, dass weder die Hoffnungen noch die Ängste, welche die 

bildungspolitische Landschaft in Österreich über die letzten Jahre geprägt hatten, berechtigt 

waren. Eine Erhebung von Rada (1979) mit dem Ziel der Überprüfung, ob der Grundsatzerlass 

von den LehrerInnen zur Kenntnis genommen und umgesetzt wurde, ergab zunächst (trotz einer 

niedrigen Rücklaufquote) ein hoffnungsvolles Bild. Zehn Jahre danach – im Schuljahr 1987/88 

– ergab jedoch eine Befragung von AHS- und HauptschullehrerInnen hinsichtlich der 

Kenntnisse zum Erlass sowie der Überzeugungen von dessen Sinnhaftigkeit, ein 

erschreckendes Resultat (Wolf 1998, 57). Auch fühlten sich die befragten LehrerInnen nicht 

ausreichend ausgebildet, wie Wolf (ebd.) anmerkt. 

Insgesamt gelang es laut Dachs (2008, 29) nicht, die LehrerInnen, trotz der Einführung des 

Universitätslehrganges Politische Bildung im Jahr 1983, geschlossen für die Umsetzung des 

Unterrichtsprinzips zu gewinnen.  

Während der 90er Jahre kam es immer wieder zu teils vehementen Forderungen nach einem 

eigenen Unterrichtsfach Politische Bildung (Wolf 1998, 62). Auf Initiative der 

BundesschülerInnenvertretung wurde eine Arbeitsgruppe Politische Bildung gegründet, welche 

auf die Einführung eines eigenen Unterrichtsfaches pochte. Dazu sollte eine inhaltliche 

Reformierung in Richtung einer Abkehr von der reinen Institutionenlehre sowie die Einführung 

eines eigenen Lehramtsstudiums beziehungsweise eigener LehrerInnenausbildungen an 

Universitäten, Pädagogischen Akademien und Berufspädagogischen Akademien 

vorgenommen werden (ebd.). Die Reformwünsche seitens der Arbeitsgruppe, welcher unter 

anderem Univ. Prof. Dr. Anton Pelinka, Univ. Prof. Dr. Herbert Dachs oder Univ. Prof. Dr. 

Emmerich Tálos angehörten, verliefen ohne Erfolg. Erwähnenswert für diese Phase ist lediglich 

die schrittweise Umbenennung jener Fächer an den Berufsbildenden Schulen, welche das Wort 

Staatsbürgerkunde beinhalteten und von nun an durch Politische Bildung ersetzt wurden (Wolf 

1998, 64). Im Schuljahr 2001/02 kam es außerdem zur Einführung der Fächerkombination 
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Geschichte, Sozialkunde und Politische Bildung in der AHS-Oberstufe (Hellmuth & Klepp 

2010, 78). 

Nach einer länger Phase in der es um die Politische Bildung in Österreich etwas ruhiger bestellt 

war, entstand im Jahr 2007 mit der Wahlrechtsreform und der Senkung des Wahlalters auf 16 

Jahre wieder Bewegung in der Debatte (Filzmaier & Klepp 2009, Hellmuth & Klepp 2010). 

So wurde etwa 2008 der erste Lehrstuhl für Didaktik der Politischen Bildung an der Universität 

Wien eingerichtet sowie im Auftrag des Unterrichtsministeriums ein Kompetenz-

Strukturmodell (Krammer 2008) entwickelt. Darüber hinaus wurden die Lehrpläne für 

Pflichtschulen überarbeitet. (Hellmuth & Klepp 2010, 80). 

Neben dem Unterrichtsprinzip kam es auch in der Hauptschule und der AHS-Unterstufe zur 

Einführung von Politischer Bildung in Form der Fächerkombination Geschichte und 

Sozialkunde/Politische Bildung (ebd.). Zur dahingehenden bestmöglichen Aus- und 

Weiterbildung der Lehrkräfte gibt es seitdem an den Pädagogischen Hochschulen 

unterschiedliche Qualifizierungsmaßnamen – von der einmaligen Weiterbildung bis hin zu 

Hochschullehrgängen (ebd.). 

Des Weiteren besteht seit 2009 ein Masterstudium Politische Bildung an der Johannes – Kepler 

Universität in Linz (ebd.). Auch einige Initiativen und Plattformen wie die 

Interessensgemeinschaft für Politische Bildung (IGPB), das Demokratiezentrum oder das 

Zentrum Polis wurden in dieser Zeit gegründet mit dem Ziel, die LehrerInnen der Politischen 

Bildung zu unterstützen und eine breitere Öffentlichkeit herzustellen (IGPW; 

Demokratiezentrum; Zentrum-Polis).  

 

3.1.6. Die Erneuerung des Grundsatzerlasses 2015 

Die aktuellste Entwicklung in dem Feld der Politischen Bildung in Österreichs Schulen stellt 

die Erneuerung des Erlasses zu Politischer Bildung als Unterrichtsprinzip vom Jahr 1978 dar. 

War die Entstehung des Grundsatzerlasses von 1978, wie in einem vorigen Unterkapitel gezeigt 

wurde, von langwierigen Diskussionen und Widerständen geprägt, so gestaltete sich die 

Erneuerung des Erlasses knapp 30 Jahre später um einiges emotionsloser. 

Der Entwicklung des neuen Grundsatzerlasses geschah in der Zeit des österreichischen 

Regierungsprogramms 2013 bis 2018 (Hellmuth 2016, 3). Mit dem Ziel Politische Bildung für 

alle SchülerInnen ab der Sekundarstufe I zu verankern, entstand etwa zeitgleich mit dem 
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Grundsatzerlass auch ein neuer Lehrplan für den Unterrichtsgegenstand Geschichte und 

Sozialkunde/Politische Bildung. Dieser ab dem Schuljahr 2016/17 verpflichtend geltende 

Lehrplan verankerte Poltische Bildung im Rahmen des Unterrichts in Geschichte und 

Sozialkunde/Politische Bildung als Pflichtmodul ab der 6. Schulstufe (ebd.). 

Hellmuth (2016, 3) führt dazu weiter aus, dass mit der Vorgabe Politische Bildung im 

Curriculum zu verankern auch eine neue Lernkultur im Geschichts- und Politikunterricht, 

angepasst an den aktuellen Forschungsstand, nahegelegt wurde. Die Methoden dieser neuen 

Lernkultur finden sich auch im erneuerten Grundsatzerlass wieder und werden im Laufe dieses 

Kapitels noch näher beschrieben. Insgesamt sollte mit dem neuen Lehrplan, dem 

Unterrichtsprinzip und der Erneuerung des Grundsatzerlasses dem Anspruch, der Politischen 

Bildung im österreichischen Bildungssystem einen höheren Stellenwert zu geben, Rechnung 

getragen werden, wie die damalige Unterrichtsministerin Gabriele Heinisch-Hosek deutlich 

machte (OTS, 2016). 

Im Folgenden werden nun die inhaltlichen Eckpunkte, deren Umsetzung, sowie die Ziele des 

erneuerten Erlasses beschrieben und anschließend auch auf Gemeinsamkeiten und Differenzen 

mit in dieser Masterarbeit bisher vorgestellten theoretischen Konzeptionen des Politik- 

beziehungsweise Demokratiebegriffs sowie des Begriffs Politische Bildung überprüft. 

 

3.2. Grundlagen, Ziele und Umsetzung des Grundsatzerlasses 2015 

3.2.1. Grundlagen 

Die im Sinne einer zeitgemäßen Politikdidaktik stehende Aktualisierung des Grundsatzerlasses, 

beschreibt die Inhalte und Umsetzung des Unterrichtsprinzips (Grundsatzerlass 2015, 1.). 

Politische Bildung ist dazu entweder als selbstständiges Unterrichtsfach oder als Kombinations- 

beziehungsweise Flächenfach in allen Lehrplänen verankert und als fächerübergreifendes 

Unterrichtsfach auf allen Schulstufen wirksam (ebd.). 

Betont wird im Grundsatzerlass gleich zu Beginn der Beitrag von Politischer Bildung „zur 

Gestaltung der Gesellschaft sowie zur Verwirklichung und Weiterentwicklung der Demokratie 

und Menschenrechte“ (Grundsatzerlass 2015, 1). Als Grundlage dienen neben den im 

Paragraph 2 des Schulorganisationsgesetzes beschriebenen Aufgaben der Österreichischen 

Schule auch internationale Empfehlungen, insbesondere jene der Europarats-Charta zur 

Politischen Bildung und Menschenrechtsbildung, jene der UN-Konvention über die Rechte des 
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Kindes sowie die Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 

2006 zu Schlüsselkompetenzen für lebensbegleitendes Lernen (Grundsatzerlass 2015, 2). 

 Die Gründe für die Aktualisierung des Erlasses wurden darin folgendermaßen beschrieben: 

„Seit der Erstverlautbarung des Grundsatzerlasses haben sich Schule, Gesellschaft und 

Politik weiterentwickelt. Auch die politische Kommunikation, die mediale 

Berichterstattung und die Wege der Informationsbeschaffung haben einen starken 

Wandel durchlaufen. Nicht zuletzt wurde 2007 das aktive Wahlalter auf 16 Jahre gesenkt. 

Diesen Veränderungen muss durch neue Vermittlungsmethoden und aktuelle politische 

Bezüge Rechnung getragen werden.“ (Grundsatzerlass 2015, 2) 

Im ersten Abschnitt des erneuerten Grundsatzerlasses gibt es kaum Unterscheidungen zu jenem 

aus dem Jahr 1978. Lediglich die Formulierungen hinsichtlich der Bedeutung der Politischen 

Bildung oder in Bezug auf die Wichtigkeit der Demokratie und dem dazugehörenden 

Demokratieverständnis, weichen leicht von der alten Version ab. Im Grundsatzerlass 2015 heißt 

es dazu etwa:  

„Politische Bildung ist eine Voraussetzung sowohl für die individuelle Entfaltung wie für 

die Weiterentwicklung des gesellschaftlichen Ganzen. Sie ist ein aktiver Beitrag zur 

Gestaltung der Gesellschaft und zur Verwirklichung der Demokratie; sie setzt sich mit 

der Fragestellung auseinander, wodurch Herrschaft und Autorität von der Gesellschaft als 

rechtmäßig anerkannt werden. Die freie Bestellung, Kontrolle und Abrufbarkeit der 

Regierenden durch die Regierten legitimiert Herrschaft und Autorität in einer 

Demokratie. Politische Bildung ist diesem Demokratieverständnis verpflichtet“ 

(Grundsatzerlass 2015, 1). 

 

3.2.2. Ziele 

Nach der wiederholten Betonung des Beitrags von Politischer Bildung zum Bestand sowie der 

Weiterentwicklung von Demokratie und Menschenrechten kommt es im Grundsatzerlass 

Großteils zur Nennung von Zielen, welche bereits im alten Erlass von 1978 ihren Platz fanden. 

Die Formulierung ist an manchen Stellen konkreter, an anderen weniger deutlich. Auch 

gänzlich neue Aspekte sind darin enthalten. Im Grundsatzerlass von 2015 heißt es dazu konkret: 
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„Politische Bildung  

 

• leistet einen wesentlichen Beitrag zu Bestand und Weiterentwicklung von Demokratie 

und Menschenrechten;  

• befähigt dazu, gesellschaftliche Strukturen, Machtverhältnisse und mögliche 

Weiterentwicklungspotentiale zu erkennen und die dahinterstehenden Interessen und 

Wertvorstellungen zu prüfen sowie im Hinblick auf eigene Auffassungen zu bewerten 

und allenfalls zu verändern; 

• zeigt demokratische Mitbestimmungsmöglichkeiten auf allen gesellschaftlichen und 

politischen Ebenen auf und befähigt dazu, als Einzelperson, als Mitglied einer sozialen 

Gruppe und als Teil der Gesellschaft daran teilzuhaben; 

• fördert Interesse an gesellschaftlichen Fragestellungen und die Bereitschaft, am 

politischen Leben teilzunehmen, um die eigenen Interessen, die Anliegen anderer und 

die Belange des Gemeinwohls zu vertreten; 

• greift wesentliche politische Fragestellungen auf, wie z. B. die Legitimation von 

politischer Macht und deren Kontrolle, eine gerechte Ressourcenverteilung, den 

verantwortungsvollen und ressourcenschonenden Umgang mit Natur und Umwelt, die 

Gleichheit der politischen Rechte u.v.m.; 

• ermöglicht das Erkennen, Verstehen und Bewerten verschiedener politischer Konzepte 

und Alternativen und führt zu einer kritischen und reflektierten Auseinandersetzung mit 

eigenen Wertvorstellungen und den Überzeugungen von politisch Andersdenkenden; 

• basiert auf demokratischen Prinzipien und auf Grundwerten wie Frieden, Freiheit, 

Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität; die Überwindung von Vorurteilen, 

Stereotypen, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus sowie von 

Sexismus und Homophobie ist in diesem Zusammenhang besonders anzustreben; 

• thematisiert die Rolle Österreichs in Europa und der Welt und vermittelt ein Verständnis 

für existentielle sowie globale Zusammenhänge und Probleme der Menschheit; 

• vermittelt, dass eine gerechte Friedensordnung und faire Verteilung von Ressourcen für 

das Überleben der Menschheit notwendig ist und dass dies weltweit den Einsatz aller 

Kräfte erfordert und auch als persönliche Verpflichtung aufgefasst werden muss.“ 

(Grundsatzerlass 2015, 2). 
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Neu im Vergleich zum alten Grundsatzerlass von 1978 ist, dass sich erstmals auch konkrete 

Politikfelder, welche als besonders relevant eingestuft werden, im Erlass befinden. So werden 

etwa die Umweltpolitik oder eine gerechte Ressourcenverteilung (wird im neuen Erlass sogar 

zwei Mal angeführt) genannt. Auch der Passus zur Bekämpfung von Vorurteilen mit konkreter 

Ausformulierung (Rassismus, Frauenfeindlichkeit, Antisemitismus, Sexismus, Homophobie) 

ist eine Neuerung im Vergleich zum Erlass von 1978. 

Die Aufgabe von Politischer Bildung auch globale Zusammenhänge zu vermitteln und die 

österreichische Rolle in Europa sowie der Welt zu thematisieren ist ebenfalls eine 

Weiterentwicklung zum Grundsatzerlass 1978, auch wenn diese hinsichtlich ihres Umfangs und 

ihrer Konkretheit eher dürftig ausfällt. Gänzlich gestrichen wurde im neuen Grundsatzerlass 

das Ziel der Vermittlung eines besseren Verständnisses für die Aufgaben einer „umfassenden 

Landesverteidigung im Dienste der Erhaltung der demokratischen Freiheiten, der Verfassungs- 

und Rechtsordnung, der Unabhängigkeit und territorialen Unversehrtheit“ (Erlass des 

Bundesministeriums für Unterricht und Kunst 1978) der Republik.  

 

3.2.3. Umsetzung 

Im Gegensatz zu den im Grundsatzerlass formulierten Zielen von Politischer Bildung in der 

Schule, wo bis auf wenige Aspekte keine wesentlichen Unterschiede zum ersten Erlass 1978 zu 

erkennen sind, lassen sich im Hinblick auf die Vorgaben zur Umsetzung von Politischer 

Bildung im Unterricht deutliche Neuerungen feststellen. Der Grund liegt in der Orientierung an 

dem sogenannten Kompetenz-Strukturmodell Politische Bildung von Reinhard Krammer 

(Grundsatzerlass 2008, 3) welches 2008 im Auftrag des Unterrichtsministeriums entwickelt 

wurde. Um in der Folge die Umsetzungsempfehlungen im Grundsatzerlass besser 

nachvollziehen zu können, wird an dieser Stelle in einem kurzen Exkurs das Kompetenz-

Strukturmodell näher beschrieben. 

 

3.2.4. Exkurs: Kompetenz-Strukturmodell Politische Bildung 

Eine kompetenzorientierte Politische Bildung basiert auf einem Unterricht, welcher „die 

Herausbildung politischer Mündigkeit und der Schaffung eines reflektierten und 

(selbst)reflexiven Politikbewusstseins“ (Ammerer et al. 2009, 2) zum Ziel hat. Als reflektiert 
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gilt das politische Denken und Handeln dann, wenn es theoretisch und methodisch kontrolliert 

erfolgt. Selbstreflexiv steht für die Einsicht, dass politisches Denken an die ganz persönlichen 

Wahrnehmungen gebunden ist, „dass es also stets beeinflusst und geprägt wird von 

individuellen Erfahrungen, Informationen, Interessen, Ängsten und Hoffnungen“ (Ammerer et 

al. 2009, 5). 

Hinter diesem Konzept steht die Ansicht, dass eine reine Reduzierung auf die 

Wissensvermittlung im Unterricht Politische Bildung das Erlangen von politischer Mündigkeit 

nicht gewährleisten und manchmal sogar behindern kann, so Ammerer (Ammerer et al. 2009, 

2). Ein Unterricht in Politischer Bildung auf Basis des Kompetenz-Strukturmodells soll daher 

nicht in erster Linie die SchülerInnen mit einem möglichst breiten Wissensbestand im Sinne 

eines Staatsbürgerunterrichts ausstatten. Er unternimmt viel eher den Versuch, 

„die SchülerInnen durch die Entwicklung spezifischer politischer Kompetenzen dazu zu 

befähigen, politisch zu denken und zu handeln, d.h. ihre Interessen zu erkennen und zu 

wahren, den politischen Konflikt und seine Lösung zu suchen, fremde und eigene 

politische Meinungen bzw. Urteile auf ihre Begründung hin zu untersuchen, 

Manifestationen des Politischen in ihrem Alltag zu hinterfragen, die eigene Meinung 

erfolgreich zu vertreten, als WählerIn Verantwortung für sich und andere zu übernehmen, 

kurzum: sich im Feld des Politischen selbstständig und ohne Anleitung durch andere 

bewegen zu können. (Ammerer et al. 2009, 2). 

Ein kompetenzorientierter Unterricht soll auch die Bereitschaft zu politischer Partizipation 

fördern (Ammerer et al. 2009, 3). Dazu muss er stärker an die Erfahrungswelt sowie an die 

Interessenslage der SchülerInnen anknüpfen (ebd.).  

Das Kompetenz-Strukturmodell weist nach Krammer (2008, 6) insgesamt vier 

Kompetenzbereich auf, wobei diese nicht voneinander getrennt zu sehen sind, sondern „als sich 

teilweise durchdringend gedacht werden müssen“ (ebd.). Die darin stattfindenden Lernprozesse 

werden daher nicht immer lediglich einen Kompetenzbereich fördern (ebd.). Die vier vom 

Modell umfassten Kompetenzen sind die politische Sachkompetenz, die politische 

Urteilskompetenz, die politische Handlungskompetenz und die politikbezogene 

Methodenkompetenz.  
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Abbildung 1: Kompetenzbereiche des Kompetenz-Strukturmodells (Krammer 2008, 6) 

 

Während die politische Urteilskompetenz, die politische Handlungskompetenz und die 

politikbezogene Methodenkompetenz vornehmlich durch Operationen gekennzeichnet sind, 

umfasst die politische Sachkompetenz die Fähigkeiten, Fertigkeiten sowie die Bereitschaft, 

politische Begriffe, Kategorien und Konzepte zu verstehen und über sie zu verfügen (Krammer 

2008, 6). Das Wissen über politische Ereignisse, Probleme oder Sachverhalte allein reicht nach 

Ammerer et al. (2009, 6) nicht mehr aus, es erfährt im Kompetenz-Strukturmodell vielmehr 

einer neuen Zweckbindung: Wissen bekommt die Funktion eines sogenannten Arbeitswissens 

welches für die Auseinandersetzung mit spezifischen politischen Problemen notwendig 

erscheint. Es stellt damit zwar eine wichtige Komponente im Lernprozess dar, ist jedoch nicht 

mehr das höchste Ziel der Politischen Bildung in der Schule (Ammerer et al. 2009, 6). 

Unter der Methodenkompetenz sind vorrangig fachspezifische Methoden zu verstehen, welche 

die SchülerInnen im Rahmen des politischen Lernens im Unterricht erwerben sollten, „um 

kritisch und selbstbewusst am öffentlichen politischen Leben teilnehmen zu können“ (Ammerer 

et al. 2009, 8). Dazu gehört die kritische Nutzung öffentlich zugänglicher Informationen (z.B. 

politische Diskussionen auf Internetseiten, TV-Berichterstattung, Zeitungsartikel, Reden von 

PolitikerInnen,…) aber auch wissenschaftliche Untersuchungen wie Umfragen oder Statistiken, 

welche dann auch hinsichtlich ihres Aufbaus, ihrer Intention sowie des Erhebungsmodus 

reflektiert werden sollen (ebd.). Auch sollten insofern methodische Kompetenzen entwickelt 
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werden, als dass sie von den SchülerInnen dafür eingesetzt werden können, sich an dem in einer 

Demokratie öffentlich stattfindenden Meinungsbildungsprozess zu beteiligen (ebd.). Ziel der 

Politischen Bildung soll es den Ausführungen von Ammerer et al. (2009, 8) zufolge sein, dass 

die erarbeiteten Methoden nicht nur in der vorstrukturierten Lernsituation, sondern darüber 

hinaus auch im politischen Alltag von den SchülerInnen eingesetzt werden. 

Kompetenzorientierte Politische Bildung soll neben dem politischen Denken auch ein 

selbstreflexives politisches Handeln fördern. Wird ersteres vorrangig durch die Urteils-, Sach- 

und Methodenkompetenz geschärft, so fördert die Handlungskompetenz die selbstreflektierte 

und (selbst-)reflexive politische Aktivität. Unter der Handlungskompetenz sind den 

Ausführungen von Ammerer et al. (2009, 8) zufolge daher „die Fähigkeiten, Fertigkeiten und 

Bereitschaften zu verstehen, mit dessen Hilfe junge Menschen konstruktiv und eigenständig am 

politischen Geschehen partizipieren können“ (ebd.). Dabei stehen zwei Aspekte der 

Vermittlung im Vordergrund: Die Durchsetzung der eigenen Interessen und Meinungen sowie 

die Nutzung der vorhandenen Angebote der verschiedenen Institutionen und Einrichtungen. 

Toleranz vor anderen Meinungen, die konstruktive politische Auseinandersetzung und die 

Bereitschaft zum Kompromiss sind dazu die zentralen Eckpunkte der Handlungskompetenz 

(ebd.). Auch die Nutzung der verschiedenen Formen schulischer und außerschulischer 

Mitbestimmung sollte Ziel des Handlungskompetenzbereichs sein, wie die Autoren anführen.  

Die politische Urteilskompetenz soll die Fähigkeit, Fertigkeit sowie die Bereitschaft vermitteln, 

eine selbstständige, begründete und möglichst sach- beziehungsweise wertorientierte 

Beurteilung von politischen Entscheidungen, Problemen und Kontroversen durchzuführen 

(Krammer 2008, 7). Die Urteilskompetenz bezieht sich dem Autor nach im Wesentlichen auf 

zwei Teile, einerseits die bereits fertig vorliegenden Urteile und andererseits die selbst zu 

treffenden Urteile. Politische Bildung muss, so die Autoren Ammerer et al. (2009, 10), 

versuchen die SchülerInnen zu befähigen, beim politischen Urteilen „über das bloße Meinen 

und über die unmittelbare Bindung an persönliche Interessen hinaus begründete Urteile treffen 

zu können“ (ebd.). Diesen Vorgang bezeichnen die Autoren als sehr komplex, weswegen er 

vorwiegend in vielen kleinen Schritten zu absolvieren ist.  

Die Definitionen der vier Kompetenzbereiche des Modells werden in der folgenden Abbildung 

noch einmal verkürzt zusammengefasst. 
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Abbildung 2: Die durch Politische Bildung zu erwerbende Kompetenzen - tabellarische Übersicht (Ammerer et al. 2009,6) 

 

Dieser Exkurs zur Bedeutung des Kompetenz-Strukturmodells macht deutlich, dass vor allem 

im Bereich der Umsetzung des erneuerten Grundsatzerlasses 2015 ein deutlicher Unterschied 

zu seinem Vorgänger aus dem Jahr 1978 besteht. Fehlte es vor über 30 Jahren noch zur Gänze 

an einer adäquaten Fachdidaktik im Sinne einer Kompetenzorientierung, so bildet diese in 

dem Grundsatzerlass von 2015 die Grundlage. 

 

Das Struktur-Kompetenzmodell im Grundsatzerlass 2015 

In Anlehnung an das soeben beschriebene Modell, heißt es im aktuellen Grundsatzerlass (2015, 

3) im Kapitel zur Umsetzung:  

„Ziel ist es, dass Schülerinnen und Schüler damit über ein Repertoire an 

Herangehensweisen und an zentralen politischen Konzepten (u. a. Demokratie, Recht, 

Gender) verfügen, die in verschiedenen Situationen zur Anwendung kommen können. 

Auf Basis dieser Grundlagen soll das Interesse am politischen Geschehen und auch die 

Bereitschaft, sich aktiv daran zu beteiligen, durch konkrete Erfahrungen gefördert 

werden.“ 

Neben den in diesem Zitat enthaltenen Verweisen auf die Sach-, Methoden und 

Handlungskompetenz, werden auch in Bezug auf die Urteilskompetenz konkrete 

Umsetzungsziele im Grundsatzerlass formuliert. So sollen SchülerInnen dazu befähigt werden 

sich eine eigene Meinung zu bilden, gleichzeitig sollen sie jedoch auch zur Selbstreflexion 

angeregt werden und den Ansichten Anderer mit Respekt und Anerkennung begegnen (ebd.). 

Dazu soll ein kritisches Urteilsvermögen gegenüber Meinungen und medialen Inhalten 

(insbesondere der neuen Medien) entwickelt werden (ebd.). Der Bereich der 
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Handlungskompetenz wird auch noch einmal mit der Betonung der Beteiligung im Rahmen der 

Schuldemokratie erwähnt. Die SchülerInnen sollen so bereits in jungen Jahren erfahren, „dass 

jeder und jede Einzelne durch aktives Engagement Veränderung bewirken kann“ 

(Grundsatzerlass 2015, 3.) 

Ein ebenfalls neuer Punkt im Grundsatzerlass 2015 im Vergleich mit der alten Version ist die 

Empfehlung der Miteinbeziehung externer AkteurInnen beziehungsweise AnbieterInnen von 

politischer Bildung in den Unterricht (ebd.). Die Begegnung mit Personen sowie Institutionen 

des Politischen (Politik, Interessensvertretungen, NGOs, BürgerInneninitiativen, Medien, etc.) 

soll dem Erlass nach für die SchülerInnen im Lernprozess einen großen Mehrwert darstellen. 

Am Ende des neu formulierten Grundsatzerlasses des Jahres 2015 wird noch einmal die 

besondere Verantwortung der PädagogInnen betont, insbesondere für eine demokratische 

Diskussionskultur im Sinne der Meinungsfreiheit.  In dieser Hinsicht wird auf das sogenannte 

Kontroversitätsgebot sowie das Überwältigungsverbot aus dem Beutelsbacher Konsens 

hingewiesen. Dieser gilt seit über 30 Jahren als Leitlinie der modernen Politischen Bildung im 

deutschsprachigen Raum, wobei er im Gegensatz zu Deutschland in Österreich nicht 

verbindlich ist (Ammerer 2009, 3). 

Das Kontroversitätsgebot besagt, dass Problemstellungen, welche im Bereich der Wissenschaft 

oder Politik kontrovers diskutiert werden, auch im Unterricht eine dementsprechende 

Kontroversität erfahren müssen. Das Lehrpersonal ist demnach verantwortlich dafür, 

unterschiedliche politische Standpunkte in die Diskussion einzubringen sowie stets unter 

Begründung Gegenpositionen zu bestehenden Meinungen zuzulassen beziehungsweise zu 

fördern (ebd.). 

Das Überwältigungsverbot untersagt den Lehrkräften die Politische Bildung zum Anlass einer 

Werbung für ihre persönlichen oder ihnen nahestehenden politischen Auffassungen oder 

Einstellungen im Sinne einer Indoktrinierung zu nehmen (Grundsatzerlass 2015, 3; Ammerer 

2009, 3). 

In einem abschließenden, sehr kurzen Absatz wird im aktuellen Grundsatzerlass (2015, 3) dann 

noch auf die Wichtigkeit der LeherInnenbildung verwiesen. Der Erlass betont dabei den 

beweglichen Prozesscharakter von Politischer Bildung, da sich die Politik sowie die 

Gesellschaft stets in Veränderung befinden. Aufgrund dessen bescheinigt der Grundsatzerlass 

der Aus-, Fort- und Weiterbildung des Lehrpersonals eine wesentliche Aufgabe bei der 

Umsetzung von Politischer Bildung (ebd.). 
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3.2.5. Fazit zum Grundsatzerlass 

Stellt der 1978 formulierte Grundsatzerlass zu Politischer Bildung in Österreichs Schulen einen 

Bruch mit dem bis dahin vorherrschenden Verständnis von Politischer Bildung dar, so kann der 

erneuerte Grundsatzerlass 2015 als Zeichen einer endgültigen Verschreibung einer modernen 

Politischen Bildung im Sinne einer zeitgemäßen Fachdidaktik verstanden werden. Insbesondere 

die Orientierung am Kompetenz-Strukturmodell weist auf diese Entwicklung hin.  

Die daraus abgeleiteten Formulierungen hinsichtlich der Ziele und Funktionen der Politischen 

Bildung in Österreichs Schulen sowie deren Umsetzung entsprechen in begriffstheoretischer 

Hinsicht einem weiten Politikverständnis (siehe Kapitel 1.1.4.) sowie in vielen Bereichen auch 

dem partizipatorischen Demokratiemodell von (siehe Kapitel 1.2.3.). 

Politik und Gesellschaft unterliegen einem ständigen Veränderungsprozess, weshalb eine 

zentrale Aufgabe der Politischen Bildung in der Weiterentwicklung der Demokratie liegt. Dazu 

sollen gesellschaftliche Strukturen, Macht- und Herrschaftsverhältnisse untersucht, geprüft und 

gegebenenfalls auch verändert werden, wie es im Grundsatzerlass heißt. Das Verständnis von 

Gesellschaft als politischer Raum und die Betonung einer aktiv möglichen Veränderung der 

politischen wie gesellschaftlichen Verhältnisse, ist ein klares Kennzeichen eines weiten 

Politikverständnisses. 

Wie schon bei der Darstellung des ersten Grundsatzerlasses aus dem Jahr 1978 gezeigt wurde, 

ist auch bei der Aktualisierung des Erlasses eine gewisse Ähnlichkeit mit dem in dieser 

Masterarbeit vorgestellten Ansatz von Bettina Lösch (siehe Kapitel 1.3.2.) nicht von der Hand 

zu weisen. So bedeutet auch für Lösch die Weiterentwicklung der Demokratie immer auch eine 

kritische Analyse der politischen und gesellschaftlichen Veränderungen. Die Ziele von 

Politischer Bildung im Kompetenz-Strukturmodell, das Hinterfragen des politischen Konflikts 

sowie die Suche nach dessen Lösungen oder das Durchleuchten der  Manifestierung des 

Politischen im Alltag, gehen einher mit dem Verständnis von Lösch, welches die kritische 

Weiterentwicklung und nicht den Erhalt des Status quo als zentrale Aufgabe der Politischen 

Bildung betont.  

Ein anderer zentraler Aspekt des Grundsatzerlasses ist die wichtige Bedeutung von Politischer 

Bildung für die Teilhabe im politischen sowie gesellschaftlichen Prozess. Auch Lösch betont 

in ihrer Konzeption von Politischer Bildung auf Basis eines kritischen 

Partizipationsverständnisses die Bedeutung von politischer Beteiligung, insbesondere der 

unkonventionellen Formen politischer Partizipation. Hierbei verhält sich der Grundsatzerlass 

von 2015 eher unkonkret und spricht nur allgemein, dafür an mehreren Stellen, von dem Ziel 
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der Befähigung zur aktiven Teilnahme am politischen Geschehen. Dazu gehört auch die 

Förderung des Interesses an gesellschaftlichen und politischen Fragestellungen.  

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Entwicklung der Politischen Bildung in Österreichs 

Schulen äußerst zäh und konflikthaft geschah. Durch eine bis heute anhaltende Angst der 

jeweiligen politischen Parteien vor einer einseitigen Politisierung im Sinne einer 

Vereinnahmung der Politische Bildung wird in vielen Bereichen von einer konkreteren 

Ausformulierung der Zielbestimmungen des Unterrichts Abstand genommen. Eine 

hoffnungsvolle Neuerung fand mit der vorgeschriebenen Anlehnung der Politischen Bildung 

an das politische Kompetenz-Strukturmodell nach Krammer statt. Hierbei fand sich das erste 

Mal in der Geschichte der Österreichischen Politischen Bildung eine konkrete Ausformulierung 

der Ablehnung einer alleinigen Reduzierung auf die Wissensvermittlung im Unterricht im 

Sinne einer Institutionenkunde. 

Die weitere Entwicklung der Politischen Bildung in Österreichs Schulen wird abhängig sein 

von dem jeweiligen Fachverständnis zukünftiger politischer Entscheidungsträger: Geht man 

den Weg mutig weiter in Richtung einer der politischen Mündigkeit verschriebenen Politischen 

Bildung, welche sich kritisch mit den bestehenden Verhältnissen auseinandersetzt und einen 

Veränderungswillen und somit die Bereitschaft zu Beteiligung bei den SchülerInnen auslöst 

oder bleibt man auf der Ebene einer Bejahung des Status quo stehen. 

 

 3.3. Aktuelle Form von Politischer Bildung in Österreichs Schulen 

 

Um den Bogen zu spannen, wird nach der umfassenden Darstellung des Grundsatzerlasses 

mitsamt seinen Grundlagen, Zielen und seiner konzeptionellen Umsetzung, zum Abschluss des 

theoretischen Teils dieser Arbeit noch ein Überblick über die momentane formale 

Ausgestaltung von Politischer Bildung in Österreichs Schulen gegeben. 

Wie schon erwähnt wurde, findet die Vermittlung von Politischer Bildung in den verschiedenen 

Schultypen in Österreich nicht in einheitlicher Form statt. Unterscheidungen gibt es sowohl 

hinsichtlich der Bezeichnung des Gegenstandes in dem die Politische Bildung Eingang findet, 

als auch in Bezug auf den Umfang. Im Folgenden werden die Formen von Politischer Bildung 

in den verschiedenen Schultypen in Österreich dargestellt: 
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3.3.1. Allgemeinbildende Pflichtschulen 

- Volksschule und entsprechende Stufen der Sonderschule (1.-4. Schulstufe): kein 

Gegenstand, Unterrichtsprinzip 

- Oberstufe der Volksschule, Hauptschule, Neue Mittelschule und entsprechende Stufen 

der Sonderschule (5.-8. Schulstufe): 5. Schulstufe: kein Gegenstand, Unterrichtsprinzip 

6.-8. Schulstufe: je 2 Stunden Pflichtgegenstand Geschichte und Sozialkunde/Politische 

Bildung mit Pflichtmodulen Politische Bildung 

- Polytechnische Schulen (9. Schulstufe): 2 Stunden Pflichtgegenstand Politische 

Bildung und Wirtschaftskunde 

3.3.2. Allgemeinbildende höhere Schulen 

- Allgemeinbildende höhere Schulen (5.-8. Schulstufe): 5. Schulstufe: kein Gegenstand, 

Unterrichtsprinzip  

6.-8. Schulstufe: je 2 Stunden Pflichtgegenstand Geschichte und Sozialkunde/Politische 

Bildung mit Pflichtmodulen Politische Bildung 

- Allgemeinbildende höhere Schulen - Oberstufe (9.-12. Schulstufe): 7 Stunden 

Pflichtgegenstand Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung (1 Stunde in der 9. 

Schulstufe und je 2 Stunden in der 10., 11. und 12. Schulstufe) 

3.3.4. Berufsbildende Pflichtschulen 

- Berufsschulen (2 bis 4 Jahre): insgesamt 80 Stunden Pflichtgegenstand Politische 

Bildung 

3.3.5. Berufsbildende mittlere Schulen 

- Fachschule für Mode (9.-11. Schulstufe): 2 Stunden Pflichtgegenstand Geschichte und 

Politische Bildung in der 10. Schulstufe 

- Fachschule für Sozialberufe (9.-11. Schulstufe): 2 Stunden Pflichtgegenstand 

Geschichte und Politische Bildung in der 10. Schulstufe  

- Fachschule für wirtschaftliche Berufe (9.-11. Schulstufe): 4 Stunden Pflichtgegenstand 

Geschichte und Politische Bildung (je 2 Stunden in der 10. und 11. Schulstufe)  
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- Handelsschule (9.-11. Schulstufe): 5 Stunden Pflichtgegenstand Politische Bildung und 

Zeitgeschichte (je 2 Stunden in der 9. und 10. Schulstufe sowie 1 Stunde in der 11. 

Schulstufe) 

- Hotelfachschule (9.-11. Schulstufe): 4 Stunden Pflichtgegenstand Geschichte und 

Politische Bildung (je 2 Stunden in der 10. und 11. Schulstufe) 

- Technische gewerbliche und kunstgewerbliche Fachschulen (9.-12. Schulstufe): 

Pflichtgegenstand Geografie, Geschichte und Politische Bildung (je 2 Stunden im 1. 

und 2. Semester sowie je 1 Stunde im 3. und 4. Semester) 

3.3.6. Berufsbildende höhere Schulen (9.-13. Schulstufe) 

- Handelsakademie: 5 Stunden Pflichtgegenstand Politische Bildung und Geschichte 

(Wirtschafts- und Sozialgeschichte) (1 Stunde in der 10. Schulstufe und je 2 Stunden in 

der 11. und 12. Schulstufe) 

Höhere land- und forstwirtschaftliche Lehranstalten: 7 Stunden Pflichtgegenstand 

Geschichte und Politische Bildung, Recht (je 2 Stunden in der 10. und 11. Schulstufe 

und 3 Stunden in der 12. Schulstufe) 

- Höhere Lehranstalt für Mode: 5 Stunden Pflichtgegenstand Geschichte und Politische 

Bildung (je 2 Stunden in der 10. und 12. Schulstufe sowie 1 Stunde in der 11. Schulstufe) 

- Höhere Lehranstalt für Tourismus 6 Stunden Pflichtgegenstand Geschichte und 

Politische Bildung (je 2 Stunden in der 10., 11. und 12. Schulstufe) 

- Höhere Lehranstalten für wirtschaftliche Berufe: 6 Stunden Pflichtgegenstand 

Geschichte und Politische Bildung (je 2 Stunden in der 10., 11. und 12. Schulstufe) 

Höhere technische und gewerbliche Lehranstalten: 8 Stunden Pflichtgegenstand 

Geografie, Geschichte und Politische Bildung (je 2 Stunden von der 9.-12. Schulstufe) 

  



61 

 

3.3.7. Bildungsanstalten für Elementarpädagogik und Sozialpädagogik (9.-13. Schulstufe)  

- Bildungsanstalt für Elementarpädagogik: 7 Stunden Pflichtgegenstand Geschichte und 

Sozialkunde, Politische Bildung (je 2 Stunden in der 9. und 13. Schulstufe und je 1 

Stunde in der 10., 11. und 12. Schulstufe) 

- Bildungsanstalt für Sozialpädagogik: 7 Stunden Pflichtgegenstand Geschichte und 

Sozialkunde, Politische Bildung (je 2 Stunden in der 9., 10. und 13. Schulstufe und 1 

Stunde in der 11. Schulstufe) 

(Zentrum Polis 2018, 2) 

 

In dieser Auflistung wird die enorme Differenzierung, welche die Ausgestaltung der Politischen 

Bildung in Österreichs Schulen prägt, sehr gut sichtbar. Erkennbar ist, dass ein wirklich eigenes 

Fach Politische Bildung lediglich in den Berufsschulen existiert. Jedoch spricht man auch in 

den Handelsakademien sowie den Handelsschulen von einem eigenen Fach Politische Bildung, 

ergänzt wird das Fach in diesen Fällen noch von den Gegenständen Geschichte (Wirtschafts- 

und Sozialgeschichte) beziehungsweise Zeitgeschichte. In allen anderen Schultypen ist die 

Politische Bildung eingebettet in andere Fächer, zumeist in Geschichte/Sozialkunde, 

beziehungsweise vereinzelt auch in Geografie. Der Umfang in dem Politische Bildung in 

Österreichs Schulen unterrichtet wird, bewegt sich überall in einem Ausmaß von ein bis zwei 

Wochenstunden. Lediglich in den höheren land – und forstwirtschaftlichen Schulen wird 

Geschichte und Politische Bildung, Recht in einem Ausmaß von drei Wochenstunden 

unterrichtet.  

 

 

4. Resümee 

Im ersten Abschnitt dieser Masterarbeit erfolgte eine theoretische Auseinandersetzung mit dem 

Themenfeld rund um das politische Interesse und die politische Partizipation von jungen 

Menschen sowie mit der Politischen Bildung in Österreichs Schulen. Um an dieses Thema 

heranzuführen wurden zunächst die dafür essentiellen Begrifflichkeiten näher erklärt und auch 

verschiedene Ansätze zum Verständnis von gesellschaftlicher und politischer Partizipation in 

einer Demokratie sowie zu den Funktionen von Politischer Bildung vorgestellt. Darüber hinaus 

wurde ein Einblick in die gängige Forschung hinsichtlich dieser Aspekte gegeben sowie eine 
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umfangreiche Darstellung der historischen Entwicklung der Politischen Bildung in Österreichs 

Schulen vorgenommen. Im Folgenden werden nun kurz jene Aspekte zusammengefasst, welche 

für den im Anschluss folgenden empirischen Abschnitt besonders relevant sind. 

Hinsichtlich der politischen Partizipation wurde in einem vorigen Kapitel einerseits zwischen 

der sozialen und der politischen Partizipation unterschieden sowie andererseits auch auf die 

verschiedenen Dimensionen der politischen Beteiligung hingewiesen. Vor allem die Trennlinie 

zwischen der konventionellen und der unkonventionellen politischen Partizipation ist für die 

weitere Vorgehensweise in dieser Masterarbeit von Relevanz, da sämtliche dieser beiden 

Dimensionen von Beteiligung Eingang in die durchgeführte empirische Untersuchung fanden. 

Des Weiteren wurde herausgearbeitet, dass die Vorstellung, sowohl von Partizipation, als auch 

von Politischer Bildung in der Gesellschaft, von dem jeweils zugrundeliegenden Verständnis 

von Politik – insbesondere der Unterscheidung zwischen einem engen und einem weiten 

Politikbegriff – bestimmt wird. Dies ist im Hinblick auf diese Masterarbeit besonders 

interessant, da die Politische Bildung in Österreichs Schulen vor allem in den letzten Jahren 

eine Wandlung vollzog, welche im Zeichen der Forcierung eines weiten Politikverständnisses 

stand und in dem erneuerten Grundsatzerlass zum Unterrichtsprinzip Politische Bildung von 

2015 ihren vorläufigen Höhepunkt fand. Dies konnte in den theoretischen Ausarbeitungen in 

Kapitel 3 gezeigt werden. 

In Bezug auf den gängigen Forschungsstand zu den in dieser Masterarbeit relevanten Aspekten, 

konnte herausgearbeitet werden, dass junge Menschen weniger eine Politikverdrossenheit 

aufweisen, sondern eher von einem mangelnden Vertrauen in die politischen Institutionen 

sowie die politischen Akteure begleitet werden. Poltische Partizipation ist unter jungen 

Menschen bis auf wenige Formen wie den Wahlakt oder Unterschriftensammlungen nicht weit 

verbreitet. Hierbei unterscheiden sie sich jedoch nicht von der älteren Generation.  

Das politische Interesse gilt als wesentliche Voraussetzung für politische Partizipation und ist 

vor allem für Formen der unkonventionellen Beteiligung entscheidend. Politisches Wissen hat 

sowohl indirekte Effekte (durch die Steigerung des politischen Interesses sowie der Ansicht im 

politischen Prozess etwas bewirken zu können) als auch direkte Effekte (Informationsbedarf 

bei diversen Beteiligungsformen) auf die politische Partizipation. 

Darüber hinaus wurde festgestellt, dass die politikdidaktische Forschung allgemein sowie auch 

in Österreich lange Zeit hinterherhinkte und erst in den letzten Jahren eine verstärkte 

Aufmerksamkeit erlangte. Diese im theoretischen Abschnitt vorgestellten Erkenntnisse aus der 

gängigen Forschung, dienten allesamt als Anknüpfungspunkt für die im Folgenden 
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präsentierten empirische Untersuchung. Gerade im Hinblick auf die bisher kaum untersuchte 

Haltung beziehungsweise Einstellung von SchülerInnen in Österreich gegenüber der 

Politischen Bildung in der Schule sowie den darin vorkommenden Inhalten, sollte sich die 

Untersuchung als bedeutsam erweisen.  
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B. Empirischer Teil 

 

5. Vorbemerkungen 

Der zweite Teil dieser vorliegenden Masterarbeit besteht aus der Darstellung und Diskussion 

der Auswertung einer empirischen Erhebung, welche von mir mit SchülerInnen im Wahlalter 

aus ganz Österreich durchgeführt wurde. Die Idee dazu entstand im Laufe meiner 

Recherchearbeiten zu dem Thema Politische Bildung in Österreichs Schulen, bei der ich wie 

auch schon in Kapitel 2 des Theorieteils beschrieben, feststellen musste, dass 

Forschungsbefunde rund um das politische Interesse und die politische Partizipation, vor allem 

im Zusammenhang mit der politischen Schulbildung in Österreich eher eine Seltenheit sind. 

Erkenntnisse über Jugendliche in Österreich im Hinblick auf deren bevorzugte politische und 

gesellschaftliche Themenfelder lieferten mit wenigen Ausnahmen (siehe Kapitel 2.2.) 

allgemeine Wertestudien. 

Gleichzeitig ist das Potential, welches die Politische Bildung hinsichtlich der Förderung von 

politischem Interesse sowie der politischen Beteiligung in sich birgt unbestritten. Im 

theoretischen Abschnitt dieser Masterarbeit wurde dies verdeutlicht. Zuletzt wurde im Rahmen 

des Grundsatzerlasses für Politische Bildung aus dem Jahr 2015 dieses Potential für die 

österreichische Schullandschaft in Form von konkreten Zielsetzungen ausformuliert und 

definiert (siehe Kapitel 3.2.).  

Diese Umstände motivierten mich zu der Durchführung einer empirischen Studie. Diese 

konzentriert sich auf drei Erkenntnisfelder, welche auch von den in dieser Masterarbeit bereits 

vorgestellten Forschungsfragen umrissen werden. 

Der erste Teil der Studie beschäftigt sich mit dem politischen Interesse der SchülerInnen. Drei 

grundlegende Frage stehen dabei im Fokus. Erstens: Wie steht es um das allgemeine politische 

Interesse der SchülerInnen? Zweitens: Wie sieht es mit dem Interesse der SchülerInnen 

gegenüber den in den Schulen im Rahmen des Unterrichts in Politischer Bildung vermittelten 

Themen aus? Und drittens: Welche dieser in den Lehrplänen vorgegebenen Themenfelder 

erfahren aus der Sicht der Betroffenen, also der SchülerInnen, auch ausreichend eine 

Behandlung im Unterricht und welche nicht?  

Der zweite Schwerpunkt der durchgeführten Erhebung liegt auf der Erfassung von Daten zur 

politischen Partizipation der SchülerInnen. Geleitet wurde dieser Gedanke von der Frage, 



65 

 

inwiefern mit einem gewissen Grad an politischem Interesse von jungen Menschen auch eine 

politische Beteiligung miteinhergeht und wie diese Beteiligung im Hinblick auf die in Abschnitt 

1.2.4. vorgestellten Dimensionen von politischer Partizipation aussieht.  

Jeweils anschließend an diese beiden zentralen Blöcke der empirischen Erhebung wird versucht 

mittels der Wahrnehmungen der SchülerInnen zwei zentrale Funktionen von Politischer 

Bildung zu überprüfen, nämlich deren Einfluss auf das politische Interesse sowie auf die 

Partizipationsbereitschaft der SchülerInnen. 

Der Umstand, dass gerade bei dem Aspekt der politischen Partizipation der rechtliche Zugang 

zu vielen Partizipationsformen an das Alter geknüpft ist, war ausschlaggebend, dass die 

Zielgruppe für die vorliegende empirische Untersuchung auf SchülerInnen aus Österreich im 

Wahlalter von 16 Jahren eingeschränkt wurde. 

 

Anhand der theoretischen Überlegungen zu den Aspekten des politischen Interesses sowie der 

politischen Partizipation von SchülerInnen um Wahlalter, wurden eine Reihe von Hypothesen 

formuliert, welche der zweiten Forschungsfrage dieser Masterarbeit zugrunde liegen und im 

anschließenden Kapitel dargestellt werden. Für die Beantwortung der ersten sowie der dritten 

Forschungsfrage wurden keine Hypothesen formuliert, da die Frage hinsichtlich des  generellen 

politischen Interesses von SchülerInnen im Wahlalter und des Interesses der SchülerInnen für 

die einzelnen Themen aus den Lehrplänen in Politischer Bildung, sowie der empfundenen 

Auswirkung von Politischer Bildung im Schulunterricht auf das politische Interesse und die 

Partizipationsbereitschaft lediglich einen detaillierten Überblick liefern soll, welcher keinen 

Zusammenhang zwischen zwei Faktoren beziehungsweise eine Ursache-Wirkungsbeziehung 

beinhaltet.   

 

6. Hypothesen 

Aus den theoretischen Darstellungen im ersten Abschnitt dieser Masterarbeit, wurden im 

Hinblick auf den Zusammenhang zwischen dem politischen Interesse junger Menschen und 

ihrem politischen Partizipationsverhalten insgesamt 18 Hypothesen formuliert. Deren 

Ableitung erfolgte in Anlehnung an die theoretischen Ausführungen welche im zweiten Kapitel 

dieser Masterarbeit dargestellt wurden, insbesondere jedoch von Gille, Krüger, de Rijke, 

Willems (1997) sowie Schneider (1995), nach denen das politische Interesse eine entscheidende 

Bedingung für die politische Partizipation, insbesondere die unkonventionelle Partizipation ist. 
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Daraus folgend wird in der empirischen Untersuchung dieser Masterarbeit unter anderem 

überprüft, ob dies auch auf SchülerInnen im Wahlalter in Österreich zutrifft (Hypothesen 1 & 

2), sowie untersucht, inwiefern es Unterschiede zwischen den jeweils unterschiedlich stark an 

Politik interessierten SchülerInnen hinsichtlich ihres Partizipationsverhaltens in Bezug auf 

sämtliche Formen der sozialen sowie konventionellen und unkonventionellen Partizipation gibt 

(Hypothesen 3 bis 18). 

 

Hypothese 1 

Je stärker sich die SchülerInnen für Politik interessieren, desto eher partizipieren sie auch in 

konventionellen Partizipationsformen. 

Hypothese 2 

Je stärker sich die SchülerInnen für Politik interessieren, desto eher partizipieren sie auch in 

unkonventionellen Partizipationsformen. 

 

Hypothese 3a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Bereitschaft sich 

zukünftig bei Wahlen zu beteiligen.  

Hypothese 3b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Bereitschaft sich 

zukünftig bei Wahlen zu beteiligen.  

Hypothese3c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Bereitschaft sich 

zukünftig bei Wahlen zu beteiligen.  
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Hypothese 4a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der aktiven Beteiligung 

oder Mitgliedschaft in einer politischen Partei oder Jugendorganisation.  

Hypothese 4b:.  

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der aktiven Beteiligung 

oder Mitgliedschaft in einer politischen Partei oder Jugendorganisation. 

Hypothese 4c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der aktiven Beteiligung 

oder Mitgliedschaft in einer politischen Partei oder Jugendorganisation. 

 

Hypothese 5a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Mitgliedschaft in der 

SchülerInnenorganisation. 

Hyptohese 5b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Mitgliedschaft in der 

SchülerInnenorganisation. 

Hypothese 5c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Mitgliedschaft in der 

SchülerInnenorganisation 
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Hypothese 6a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Nominierung bei einer 

Klassen- oder SchulsprecherInnenwahl. 

Hypothese 6b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Nominierung bei einer 

Klassen- oder SchulsprecherInnenwahl. 

Hypothese 6c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Nominierung bei einer 

Klassen- oder SchulsprecherInnenwahl. 

 

Hypothese 7a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an 

politischen Diskussionen in den Sozialen Medien. 

Hypothese 7b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an 

politischen Diskussionen in den Sozialen Medien. 

Hypothese 7c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an 

politischen Diskussionen in den Sozialen Medien. 
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Hypothese 8a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Demonstration. 

Hypothese 8b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Demonstration. 

Hypothese 8c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Demonstration. 

 

Hypothese 9a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Unterschreibens einer 

Petition. 

Hypothese 9b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Unterschreibens einer 

Petition. 

Hypothese 9c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Unterschreibens einer 

Petition. 
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Hypothese 10a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Kaufs oder Boykotts 

von Waren aus politischen Gründen. 

Hypothese 10b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Kaufs oder Boykotts 

von Waren aus politischen Gründen. 

Hypothese 10c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Kaufs oder Boykotts 

von Waren aus politischen Gründen. 

 

Hypothese 11a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

NGO. 

Hypothese 11b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

NGO. 

Hypothese 11c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

NGO. 
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Hypothese 12a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

kirchlichen oder konfessionellen Vereinigung. 

Hypothese 12b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

kirchlichen oder konfessionellen Vereinigung. 

Hypothese 12c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

kirchlichen oder konfessionellen Vereinigung. 

 

Hypothese 13a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftlichen Hilfsorganisationen (Rotes Kreuz, Feuerwehr,…). 

Hypothese 13b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftlichen Hilfsorganisationen (Rotes Kreuz, Feuerwehr,…).  

Hypothese 13c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftlichen Hilfsorganisationen (Rotes Kreuz, Feuerwehr,…).  
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Hypothese 14a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an Formen 

des illegalen Protests. 

Hypothese 14b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an Formen 

des illegalen Protests. 

Hypothese 14c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an Formen 

des illegalen Protests. 

 

Hypothese 15a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftspolitischen Interessensverbänden (z.B. Gewerkschaften, Wirtschaftsbund, 

Bauernbund). 

Hypothese 15b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftspolitischen Interessensverbänden (z.B. Gewerkschaften, Wirtschaftsbund, 

Bauernbund). 

Hypothese 15c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftspolitischen Interessensverbänden (z.B. Gewerkschaften, Wirtschaftsbund, 

Bauernbund). 
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Hypothese 16a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Bürgerinitiative.  

Hypothese 16b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Bürgerinitiative.  

Hypothese 16c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Bürgerinitiative.  

 

Hypothese 17a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Verfassens eines 

politischen Beitrags in der Öffentlichkeit ( z.B. in Sozialen Medien, als Blog, in Zeitungen). 

Hypothese 17b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Verfassens eines 

politischen Beitrags in der Öffentlichkeit ( z.B. in Sozialen Medien, als Blog, in Zeitungen). 

Hypothese 17c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Verfassens eines 

politischen Beitrags in der Öffentlichkeit ( z.B. in Sozialen Medien, als Blog, in Zeitungen). 
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Hypothese 18a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Kontaktaufnahme mit 

einem/r Politiker/in. 

Hypothese 18b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Kontaktaufnahme mit 

einem/r Politiker/in. 

Hypothese 18c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Kontaktaufnahme mit 

einem/r Politiker/in.  



75 

 

7. Methodik 

Für die Durchführung der empirischen Erhebung wurde auf eine quantitative 

Forschungsmethode in Form einer schriftlichen Befragung zurückgegriffen. Diese erfolgte im 

Zuge einer Online-Befragung. 

Die schriftliche Befragung als Methode der Datenerhebung wird dann häufig verwendet, wenn 

es darum geht „relativ ökonomisch über eine große Zahl von Befragten, (…) Informationen zu 

erheben.“ (Brake 2009, 395). 

Das Anwendungsgebiet für schriftliche Befragungen beschränkt sich zumeist auf die 

Quantifizierung von bereits bekannten Aspekten der Forschung und wird nicht für explorative 

Fragestellungen, welche auf die Entdeckung neuer Problemfelder abzielen herangezogen 

(ebd.). Die Inhalte, welche bei der schriftlichen Befragung erhoben werden sollen, so Brake 

(2009, 395), beziehen sich auf die Einstellungen und Meinungen der Befragten (z.B. 

Zustimmung oder Ablehnung zu Aussagen), Überzeugungen (subjektives Wissen über die 

Wirklichkeit), das Verhalten der Befragten (retrospektiv/prospektiv) oder deren Eigenschaften 

(soziodemographische Merkmale). 

Die Methode der schriftlichen Befragung hat den Vorteil, dass sie sich im Vergleich zu anderen 

Forschungsmethoden durch einen eher geringeren Arbeits- und Kostenaufwand auszeichnet 

(Brake 2009, 409). Bei der Durchführung eines Online-Fragebogens trifft dies in noch 

größerem Ausmaß zu, da etwa die Kosten für eine postalische Versendung des Fragebogens 

wegfallen. 

Des Weiteren ist die Gefahr der Beeinflussung durch den Interviewer praktisch nicht gegeben. 

Ein großer Vorteil eines Online-Fragebogens besteht darin, dass direkte Kontrollmöglichkeiten 

aufgrund von einstellbaren Filtern, Pflichtfragen oder eines vorgegebenen Zeitlimits leicht zu 

programmieren sind (ebd.) 

Ein wesentlicher Vorteil der Online-Befragung gegenüber einem händisch ausgeteilten 

Fragebogen liegt auch darin, dass dezentral angesiedelte Zielgruppen deutlich einfacher mit 

geringerem Kostenaufwand zu erreichen sind (Brake 2009, 415). 

Die Methode der schriftlichen Befragung beinhaltet allerdings auch Nachteile. Brake (2009, 

409) betont, dass etwaige äußere Einflüsse auf die Befragten während der Durchführung der 

Online-Befragung nicht ausgeschlossen werden können. Auch können eventuell auftretende 

Unklarheiten auf Seiten der Befragten während der Beantwortung nicht mit den ErstellerInnen 

des Fragebogens besprochen werden. Aus diesem Grund muss der Fragebogen möglichst klar 

formuliert sein, weshalb ein umfassender Pre-Test noch wichtiger erscheint. 
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Ein Nachteil bei der Durchführung einer Online-Befragung ist die eventuelle Verzerrung der 

Studie durch den geringen Einfluss auf den Rücklauf. Wer den Fragebogen beantwortet und 

wer nicht, kann nur in begrenzter Form beeinflusst werden und somit besteht die Gefahr der 

Verzerrung der Repräsentativität (Brake 2009, 410).  

 

7.1. Gestaltung des Fragebogens 

7.1.1.Vorbereitungen 

Die Gestaltung des Fragebogens war gänzlich ausgerichtet auf die zentralen Erkenntnisfelder 

dieser Masterarbeit: Das politische Interesse, die politische Partizipation und die darauf 

wirkende Komponente der Politischen Bildung in der Schule. Die Zielgruppe für die Befragung 

bestand aus SchülerInnen aus Österreich, welche bereits das Wahlalter von 16 Jahren erreicht 

hatten. 

Neben einer umfassenden Literaturrecherche zu dem Thema der Politischen Bildung, des 

politischen Interesses sowie der politischen Partizipation – insbesondere von Jugendlichen – 

wurde noch auf zusätzlichem Weg versucht Informationen für die Gestaltung des Fragebogens 

einzuholen. 

 

7.1.1.1. Informelle Interviews 

In Form von zwei durchgeführten informellen Interviews mit Personen aus der Zielgruppe, 

wurde versucht konkrete Meinungen, Stimmungsbilder und Haltungen gegenüber dem Thema 

Politik im Allgemeinen, dem Zugang zu gesellschaftlicher und politischer Beteiligung im 

Speziellen sowie Informationen zu der Haltung gegenüber Politischer Bildung in der Schule zu 

bekommen. Diese Interviews wurden mit zwei Personen durchgeführt, welche über persönliche 

Kontakte für das Vorabinterview gewonnen werden konnten. Die Interviewpartner waren beide 

Schüler im Alter von 16, beziehungsweise. 17 Jahren und besuchten den Schultyp der AHS 

beziehungsweise der HTL. Fragen, welche in diesen mündlichen Vorabinterviews gestellt 

wurden, waren etwa:  

- Ist für dich Politik in deinem Leben ein Thema? 

- Findest du es wichtig, dass sich junge Menschen in die Politik einbringen? 

- Was heißt es für dich sich politisch zu engagieren? 
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- Sollte Politik in der Schule Thema sein? 

- Wie sollte Politische Bildung in der Schule deiner Meinung nach idealerweise 

ausschauen? 

 

Die Durchführung dieser Vorabinterviews vermittelten erste wertvolle Eindrücke, welche vor 

allem im Hinblick auf die Wortwahl im Prozess der Fragenformulierung hilfreich waren. 

Bei den Vorüberlegungen für die Gestaltung des Fragebogens wurde allgemein berücksichtigt, 

dass die Fragen hinsichtlich ihrer Formulierung sowie der Komplexität dem Alter der 

Zielgruppe gerecht werden. Dieser Umstand wurde neben dem für die Methode der 

schriftlichen Befragung generell wichtigen Aspekt der klaren und einfachen Formulierung 

insofern beachtet, als dass sämtlicher Text im Fragebogen in der Du-Form gehalten wurde. Dies 

sollte bei den SchülerInnen ein etwaiges Distanzgefühl reduzieren, welches eventuell vor dem 

Hintergrund der Teilnahme einer wissenschaftlichen Untersuchung bestehen könnte und so eine 

entspanntere Atmosphäre schaffen. 

7.1.1.2. Pre-Test 

Als letzte Vorbereitungsmaßnahme für die empirische Erhebung wurde ein Pre-Test 

durchgeführt, da ein solcher nach Porst (1998, 35) eine „unabdingbare Voraussetzung für die 

erfolgreiche Entwicklung eines Fragebogens“ darstellt. Sinn eines solchen Pre-Tests ist das 

Gewinnen von wichtigen Hinweisen für den Fragebogen oder sogar das gesamte Studiendesign 

(ebd.). Es handelt sich dabei eine Art Testlauf des eventuell noch nicht ganz ausgereiften 

Fragebogens. Die Aufgaben eines Pre-Tests fasst Porst (1998, 36) in Anlehnung an Converse 

und Presser folgendermaßen zusammen:  

• Verständlichkeit der Fragen 

• Probleme des Befragten mit seiner Aufgabe 

• Interesse und Aufmerksamkeit des Befragten bei einzelnen Fragen 

• Interesse und Aufmerksamkeit des Befragten während des gesamten Interviews 

• Wohlbefinden des Befragten (respondent well-being) 

• Häufigkeitsverteilung der Antworten 

• Reihenfolge der Fragen 

• Kontexteffekte 

• Probleme des Interviewers 

• Technische Probleme mit Fragebogen/Befragungshilfen 
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• Zeitdauer der Befragung 

Bei der Auswahl der Personen für die Durchführung des Pre-Tests, wurde darauf geachtet, dass 

sich alle Personen in der für die Erhebung relevanten Zielgruppe befanden. Es sollte eine 

Ausgewogenheit hinsichtlich der Geschlechterverteilung vorliegen, und darüber hinaus 

möglichst viele verschiedene Schultypen repräsentiert werden. Der Pre-Test erfolgte Ende 

August mit insgesamt zwölf SchülerInnen im Alter zwischen 16 und 18 Jahren. Darunter 

befanden sich sechs Burschen und vier Mädchen. Drei von ihnen besuchten eine Höhere 

Technische Lehranstalt (HTL), vier eine Allgemein Bildende Höhere Schule (AHS), jeweils 

zwei SchülerInnen gingen in eine Höhere Lehranstalt für Wirtschaft (HLW) und ein Schüler 

besuchte gerade die Berufsschule. 

Neben wenigen Kleinigkeiten hinsichtlich der Formulierungen im Fragebogentext, wurde auch 

die für die Durchführung voraussichtliche Zeit im Einleitungstext adaptiert, sowie der 

Fragebogen um eine neue Frage ergänzt.  

Im Folgenden wird nun der stufenweise Aufbau des Fragebogens näher erklärt. Der 

vollständige Fragebogen kann im Anhang betrachtet werden. Dazu muss noch folgendes 

angemerkt werden: Im vollständigen Fragebogen, welcher von den TeilnehmerInnen der 

empirischen Untersuchung beantwortet wurde, finden sich insgesamt 69 Fragen. Deren genauer 

Aufbau wird im folgenden Kapitel erklärt. Einige der Fragen stehen nicht direkt mit den 

zentralen Forschungsfragen, welche diese Masterarbeit versucht zu beantworten, in 

Verbindung. Vielmehr sollte neben der engen Fokussierung auf die in den Forschungsfragen 

liegenden zentralen Interessensfeldern die Gelegenheit genützt werden und weitere Aspekte die 

mit dem Thema der Masterarbeit in Verbindung stehen abgedeckt werden. So wurden in dem 

Fragebogen unter anderem auch Fragen zur subjektiven politischen Wirksamkeit, der 

Demokratiezufriedenheit, oder der Meinung hinsichtlich Veränderungen im Schulunterricht in 

Politischer Bildung gestellt. Dies erfolgte auch vor dem bereits im theoretischen Abschnitt 

präsentierten Hintergrund, dass die Forschung in diesem Bereich erst in den letzten Jahren 

stärker forciert wurde und noch nicht vor übermäßigen Erkenntnissen strotzt.  

 

7.1.2.1. Einleitungstext 

Bevor die erste Frage zu beantworten war, wurde ein Einleitungstext für die SchülerInnen 

formuliert. Dieser sollte die Wichtigkeit der Befragung betonen sowie deren Inhalt 
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beziehungsweise Sinn und Zweck kurz zusammenfassen. Darüber hinaus wurden im 

Einleitungstext Angaben über die für die Durchführung des Fragebogens benötigte Zeit 

gegeben sowie die vollständige Anonymisierung und vertrauliche Behandlung der Daten 

versichert.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 4: Einleitungstext des Fragebogens für die SchülerInnen (Eigene Darstellung) 

 

7.1.2.2. Demographische Daten 

Die ersten beiden, sowie die letzte Frage im Fragebogen dienten zur Ergründung des Alters der 

Befragten, deren Geschlecht sowie des Bundeslandes in dem die befragten Personen zur Schule 

gehen. In dem Abschnitt des Fragebogens, welcher sich mit der Untersuchung der politischen 

Partizipation auseinandersetzt, wird außerdem die Frage gestellt, ob die RespondentInnen die 

österreichische Staatsbürgerschaft besitzen. Dies ist für die Untersuchung deshalb relevant, da 

für die Nutzung einiger Partizipationsformen die österreichische Staatsbürgerschaft 

Voraussetzung ist.   

7.1.2.3. Politisches Interesse 

Die Fragen zum politischen Interesse der SchülerInnen, hatten in erster Linie zwei Ziele. 

Erstens sollte herausgefunden werden wie stark sich die befragten SchülerInnen für Politik 

interessieren. Zweitens sollte untersucht werden wofür sich die SchülerInnen politisch 

interessieren. 

 

Zum ersten Aspekt sollten insgesamt drei Fragen Auskünfte liefern: 

Liebe/r Teilnehmer/in 

 

Vielen Dank, dass du dir für diesen Fragebogen Zeit nimmst und somit einen wertvollen 

Beitrag für meine Masterarbeit im Studienfach Politikwissenschaft leistest! 

Dieser Fragebogen dient zur Untersuchung des Interesses von SchülerInnen an der Politik 

und ihres Partizipationsverhaltens. Darüber hinaus wird ein Blick auf den Unterricht in 

Politischer Bildung an deiner Schule geworfen. Um möglichst aussagekräftige Ergebnisse 

zu garantieren, bitte ich dich um eine wahrheitsgemäße und vollständige Beantwortung des 

Fragebogens, du wirst dafür lediglich 8-12 Minuten brauchen. Alle Informationen werden 

von mir natürlich anonym sowie streng vertraulich behandelt und ausschließlich für 

wissenschaftliche Zwecke verwendet. 

 

Noch einmal vielen Dank für deine Unterstützung und viel Spaß beim Fragebogen! 
Abbildung 3: Einleitungstext zum Online-Fragebogen der im Rahmen dieser Masterarbeit durchgeführten empirischen 

Untersuchung (eigene Darstellung) 
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- Wie stark interessierst du dich für Politik? 

Hierbei gab es fünf Zustimmungsmöglichkeiten (gar nicht – kaum – mittelmäßig – etwas – 

außerordentlich). 

Die zweite und dritte Frage zum politischen Interesse betraf die Häufigkeit der politischen 

Diskussion beziehungsweise eines politischen Gesprächs sowie die Häufigkeit der politischen 

Informationseinholung: 

- Wie häufig sprichst/diskutierst du im Alltag über Politik 

- Wie oft informierst du dich über Politik? 

Für diese beiden Fragen gab es ebenfalls jeweils fünf in der Häufigkeit abgestufte 

Antwortmöglichkeiten (nie – seltener als 1x pro Woche – 1x pro Woche – mehrmals pro Woche 

– täglich). 

Bei der zweiten Frage, gab es außerdem noch ein weites Feld mit dem Namen Hast du dazu 

Anmerkungen? An dieser Stelle wird der in Kapitel 8 folgenden Darstellung der Ergebnisse 

etwas vorgegriffen. 

Bei der Frage wie oft die SchülerInnen über Politik sprechen beziehungsweise diskutieren, 

wurde im Fragebogen die Möglichkeit für eine Anmerkung gegeben, da vermutet wurde, dass 

die Thematisierung von Politik in Zeiten tagespolitisch besonders einschneidenden Ereignissen 

wie Skandale, medial umfangreich thematisierte Gesetzesreformen oder vor, während 

beziehungsweise nach Wahlen ein höheres Ausmaß erreicht. Mit dem Antwortfeld Hast du 

dazu Anmerkungen? bekamen die Befragten die Möglichkeit diesem Aspekt Rechnung zu 

tragen. Dies ist entscheidend, da bei dieser Frage ein zum Zeitpunkt der Befragung aktuelles 

politisches Ereignis (Wahlen, Gesetzesänderungen, politische Skandale,…) die Antwort auf die 

Frage und somit auch den Index zum politischen Interesse, welcher aus den drei oben 

vorgestellten Fragen gebildet wurde, verzerren könnte. Um dies besser berücksichtigen zu 

können, wurde diese Option einer Anmerkung angeboten. Von 27 SchülerInnen die diese 

Option nutzten, gaben sechs davon Antworten, welche den oben beschriebenen Aspekten 

zuzuordnen sind: 
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R 15 meist nur über Neuerungen oder vor Wahlen 

R 97 Ich diskutiere öfter, wenn es wieder Wahlen oder neue Gesetze die mich betreffen 

gibt. 

R 106 Wenn ich über Politik rede dann eher über Skandale, das Programm der Parteien 

vor Wahlen oder über konkrete Gesetzesbeschlüsse der Regierung (Rauchverbot an 

Schulen, etc.) 

R 126 Die Häufigkeit hängt ganz davon ab, was in der politischen Welt zu dem Zeitpunkt 

passiert. Vor Wahlen redet man deswegen öfter über Politik als sonst. 

R 165 (…) Ernsthafte Gespräche entstehen nur bei wirklich großen Themen zum Beispiel 

als Trump President würde oder der österreichischen Nationalratswahlen 

R 214 Meistens nur wenn gerade eine Wahl ansteht oder ein Thema sehr wichtig und 

aktuell ist. 

Abbildung 4: Auszug aus den Antworten zu Frage 6 der im Rahmen dieser Masterarbeit durchgeführten empirischen 

Befragung (eigene Darstellung) 

Die restlichen 22 Antworten, welche in diesem offenen Feld gegeben wurden, waren nicht für 

den weiteren Erkenntnisgewinn dieser Masterarbeit relevant und werden deshalb nicht 

dargestellt. 

 

Zur Operationalisierung der Ausprägung des politischen Interesses der SchülerInnen wurde ein 

Index aus den drei vorher beschriebenen Fragen erstellt. Dabei werden drei Gruppen gebildet, 

welche sich aus der Summe der einzelnen Antwortwerte ergeben. Die Wertzuschreibungen 

reichten dabei von 1 (nie) bis 5 (täglich). Nach der Addition der drei Werte wurden drei 

Gruppen folgendermaßen aufgegliedert und benannt: 

- 3-7  SchülerInnen mit geringem politisches Interesse 

- 8-11  SchülerInnen mit mittlerem politisches Interesse 

- 12-15  SchülerInnen mit starkem politisches Interesse 

 

Der zweite Schwerpunkt zum Erkenntnisfeld des politischen Interesses, lag in einem ersten 

Schritt auf der Untersuchung, welche politischen Themen die SchülerInnen interessieren und 

in weiterer Folge auch darauf, welche dieser Themen im Schulunterricht in Politischer Bildung 

aus Sicht der SchülerInnen ausreichend behandelt werden. Die Auswahl der Themenbereiche 

erfolgte gemäß den Ergebnissen einer umfassenden Analyse der Lehrpläne in Politischer 



82 

 

Bildung aller Schultypen6, unabhängig von der Vermittlungsform des Gegenstandes. Die in den 

Lehrplänen vorgegebenen Themenbereiche sind zum Teil in den verschiedenen Schultypen 

unterschiedlich formuliert, im Inhalt überschneiden sie sich jedoch im Wesentlichen. 

Aus dieser Analyse der Lehrpläne ergab sich schlussendlich eine Liste von 18 politischen 

Themenbereiche, welche alle in der später folgenden Ergebnisanalyse dargestellt sind. Die 

Frage dazugehörende Frage lautete: 

- Es gibt eine ganze Menge von politischen Themenbereichen. Welche der nun folgenden 

Themenbereiche interessieren dich mehr, welche weniger? 

Nach der Nennung des Themenbereichs konnten die SchülerInnen jeweils eine aus vier 

abgestuften Antwortmöglichkeiten (interessiert mich gar nicht – interessiert mich wenig – 

interessiert mich etwas – interessiert mich sehr) auswählen. 

Im Anschluss daran wurde im Fragebogen überprüft, in welchem Ausmaß die eben abgefragten 

Themenbereiche aus der Sicht der SchülerInnen im Schulunterricht in Politischer Bildung – 

egal in welcher Vermittlungsform – Eingang finden. Gefragt wurde folgendermaßen: 

- Wenn du an deinen Unterricht in Politischer Bildung denkst, welche der nun folgenden 

Themenbereiche kommen deiner Meinung nach ausreichend vor, welche sollten 

häufiger behandelt werden? Bewerte bitte jeden Themenbereich. 

Zur Auswahl standen dieses Mal drei Antwortkategorien (kommt nicht ausreichend vor und 

sollte häufiger behandelt werden – kommt ausreichend vor – kommt zu häufig vor und sollte 

seltener behandelt werden) welche wiederum in ihrer Wertigkeit abgestuft waren. 

Diese beiden Frageblöcke erfüllten zwei wesentliche Aufgaben. Erstens sollte untersucht 

werden für welche politischen Themen sich die befragten SchülerInnen mehr und für welche 

weniger interessieren. Da alle abgefragten Themenfelder auch aus den Curricula der Lehrpläne 

sämtlicher in der empirischen Untersuchung vorkommenden Schultypen entnommen wurden, 

sollte zweitens Erkenntnisses darüber geliefert werden, welche Themen im Schulunterricht aus 

der Sicht der SchülerInnen zu viel oder vor allem auch zu wenig Aufmerksamkeit erhalten, oder 

anders gesagt, welche politischen Themen von SchülerInnen im Wahlalter verstärkt im 

Unterricht in Politischer Bildung gefordert werden. Anhand der detaillierten Betrachtung, wie 

sich die an den einzelnen Themenfeldern interessierten oder nicht interessierten SchülerInnen 

in Bezug auf die Frage nach dem Umfang der Thematisierung eben jener Themenfelder im 

                                                 

6 Stand August 2018, abrufbar unter: https://www.politik-lernen.at/pb_lehrplaene  

https://www.politik-lernen.at/pb_lehrplaene
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Unterricht verhalten, sollte die Wertigkeit beziehungsweise Wichtigkeit von verschiedenen 

politischen Themen für die Gruppe der SchülerInnen deutlich werden.  

7.1.2.4. Politische Partizipation 

Wie in Abschnitt 3.1. des Theorieteils erwähnt wurde, ist dem Ansatz einer 

sozialpsychologischen Betrachtungsweise nach das menschliche Partizipationsverhalten nicht 

von den objektiven Umweltbedingungen der Individuen bestimmt, sondern hängt davon ab, wie 

die Individuen diese Umweltbedingungen subjektiv wahrnehmen. Vor diesem Hintergrund 

wurde im Fragebogen der vorliegenden Masterarbeit den SchülerInnen die Frage nach der 

persönlich empfundenen politischen Wirksamkeit gestellt: 

- Hast du das Gefühl, dass du politisch etwas bewirken/verändern kannst? 

Darauf gab es fünf Antwortkategorien (nein – eher nein – weiß nicht – eher ja – ja). Im 

Anschluss daran bekamen alle TeilnehmerInnen die Frage gestellt: 

- Glaubst du, dass du schon einmal politisch etwas bewirkt/verändert hast 

Diese war entweder mit ja oder nein zu beantworten. 

Falls die TeilnehmerInnen auf die vorherige Frage nach der persönlich empfunden Wirksamkeit 

mit ja beziehungsweise eher ja antworteten, kamen sie als nächstes zu der offenen Folgefrage: 

-  Warum hast du das Gefühl, dass du politisch etwas bewirken kannst? 

Die SchülerInnen welche bei der vorherigen Frage nach der persönlich empfundenen 

Wirksamkeit mit nein oder eher nein antworteten, bekamen folgende Frage gestellt: 

- Warum hast du das Gefühl, dass du politisch nichts/nicht viel bewirken kannst? 

Die Reihenfolge dieser Fragestellungen wurde bewusst gewählt, da die offene Frage nach dem 

Grund für die Einschätzung der persönlichen politischen Wirksamkeit nur nach einer 

allgemeinen Abfrage bezüglich bereits umgesetzter politischer Aktivität sinnvoll erscheint. 

Wiederholt ist dabei anzumerken, dass der Aspekt der subjektiv empfundenen politischen 

Wirksamkeit nicht Teil der zentralen Forschungsfragen dieser Masterarbeit ist. Er dient jedoch 

einem umfassenderen Verständnis des Themas, weshalb dieser Aspekt auch in den Fragebogen 

mitaufgenommen wurde. 

 

Der Fokus des Fragenblocks zum Aspekt der Partizipation lag auf der Untersuchung, inwiefern 

sich SchülerInnen im Wahlalter auf gesellschaftlicher und politischer Ebene beteiligen. Um 
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dies herauszufinden wurden sämtliche Partizipationsformen direkt abgefragt. Anhand der im 

Theorieteil bereits ausführlich diskutierten literarischen Grundlagen wurde eine Liste von 

insgesamt 16 Partizipationsformen erstellt. Davon sind fünf Formen der konventionellen 

politischen Partizipation, elf der unkonventionellen Partizipation sowie drei Formen der 

sozialen Partizipation zuzuordnen.   

Es wurde zunächst die Frage gestellt: 

- Es gibt viele Möglichkeiten sich gesellschaftlich und politisch zu beteiligen. Welche der nun 

folgenden Aussagen treffen auf dich zu, welche nicht?  

Im Anschluss daran wurden die einzelnen Partizipationsformen abgefragt. Antworten konnte 

man darauf entweder mit trifft zu oder trifft nicht zu. 

 

7.1.2.5. Demokratiezufriedenheit 

Eine Frage die im Laufe der schriftlichen Online-Befragung ebenso gestellt wurde, war jene 

nach der persönlichen Zufriedenheit mit der Staatsform der Demokratie in Österreich. Auch 

wenn sie nicht direkt auf die Untersuchung des politischen Interesses und der politischen 

Partizipation abzielt, lässt ein Blick in die gängigen Forschungsbefunde (siehe Kapitel 2.2.) 

erkennen, dass durchaus ein Zusammenhang zwischen eben jenen Aspekten besteht. Dieser 

sollte auch im empirischen Teil dieser Masterarbeit untersucht werden um wie auch bereits bei 

der Frage nach der politischen Wirksamkeit, einen umfassenderen Blick auf das Thema zu 

bekommen. Die dazugehörige Frage lautete: 

- Wie zufrieden bist du mit der Staatsform der Demokratie in Österreich?  

Darauf gab es fünf mögliche Antwortkategorien: nicht zufrieden, weniger zufrieden, 

einigermaßen zufrieden, sehr zufrieden.  

Hierbei muss angemerkt werden, dass die Fragestellung im Nachhinein nicht optimal erscheint 

und eventuell von den TeilnehmerInnen nicht einheitlich aufgefasst werden konnte. Es fiel so 

den UntersuchungsteilnehmerInnen unter Umständen nicht ganz leicht, eine klare 

Unterscheidung zwischen der Zufriedenheit mit der Demokratiequalität in Österreich und der 

Demokratie als generelle Staatsform zu treffen. Untersucht werden sollte die generelle 

Zufriedenheit mit den demokratischen Verhältnissen und in weiterer Folge deren Einfluss auf 

die politische Partizipation. 
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Diese eben beschriebenen Aspekte werden bei der noch folgenden Analyse und Interpretation 

der Untersuchungsergebnisse stets mitberücksichtigt. 

7.1.2.6. Politische Bildung in der Schule 

In der im Rahmen dieser vorliegenden Masterarbeit durchgeführten schriftlichen Online-

Befragung wird neben den Aspekten des politischen Interesses und der politischen Partizipation 

von SchülerInnen im Wahlalter auch die Funktion des Unterrichts in Politischer Bildung im 

Sinne der im Grundsatzerlass zum Unterrichtsprinzip Politische Bildung von 2015 formulierten 

Zielsetzungen zur Wirkung des Unterrichts auf das politische Interesse sowie die 

gesellschaftliche und politische Partizipation junger Menschen, untersucht. 

In einem ersten Schritt sollte dazu beleuchtet werden, in welchem Rahmen die befragten 

SchülerInnen Politische Bildung im Unterricht gelehrt bekommen. Deswegen wurde zuerst 

nach dem besuchten Schultyp der SchülerInnen gefragt. Dabei wurden sämtliche in Österreich 

existierenden Schultypen als Antwortmöglichkeiten angeboten, sowie ergänzend ein 

Antwortfeld Sonstiges angeführt, mit der Chance den besuchten Schultyp zu ergänzen, falls 

Probleme mit der Zuordnung des eigenen Schultyps bestanden. Diese Frage diente einerseits 

der späteren Vergleichsmöglichkeit der SchülerInnen nach Schultyp, sowie andererseits auch 

der Information über die Vermittlungsform von Politischer Bildung. Wie in Abschnitt 3.3. 

dieser Arbeit ersichtlich wurde, herrscht im österreichischen Schulsystem keine Einheitlichkeit 

hinsichtlich der Vermittlung des Gegenstandes Politische Bildung.  

Die eben beschriebenen Hintergründen der Frage nach dem Schultyp, lassen es eventuell etwas 

sonderbar erscheinen, dass die SchülerInnen im Anschluss an die Frage nach dem von ihnen 

besuchten Schultyp noch einmal nach der momentanen Vermittlungsform von Politischer 

Bildung in ihrer Klasse gefragt wurden. Die Frage lautete: 

Politische Bildung kann in Österreich in unterschiedlicher Weise im Schulunterricht 

vorkommen. Manche Schulen haben ein eigenständiges Fach "Politische Bildung", an anderen 

Schulen wird es in Kombination mit anderen Fächern unterrichtet (zb.: Geschichte). Wie sieht 

es an deiner Schule aus? 

Als Antwortmöglichkeiten standen drei Optionen zur Auswahl:  

• Ja ich habe ein eigenständiges Fach "Politische Bildung". (zb.: "Politische Bildung und 

Recht", "Politische Bildung und Wirtschaft", usw.) 
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• Nein ich habe kein eigenständiges Fach "Politische Bildung", sondern nur eine 

Fächerkombination wo politische Bildung ein Teil des Fachs ist. (zb.: "Geschichte, 

Sozialkunde und Politische Bildung", usw.) 

• Ich habe im Moment in keiner Unterrichtsform "Politische Bildung" in der Schule, 

weder als eigenständiges Fach, noch als Fächerkombination. 

Diese Frage wurde erst sehr spät in den Fragebogen aufgenommen. Grund dafür, waren 

wichtige Erkenntnisse aus dem Pre-Test. Dabei wurde von mehreren TeilnehmerInnen darauf 

aufmerksam gemacht, dass an vielen Schulen nicht kontinuierlich in allen Schulstufen ein 

Unterricht in Politischer Bildung existiert. Ein Blick auf die Stundentafelübersicht zu 

Politischer Bildung gibt dafür den deutlichen Beleg und zeigt etwa, dass lediglich in AHS-

Oberstufen, Bildungsanstalten für Elementarpädagogik, Handelsschulen und 

Handelsakademien der Gegenstand Politische Bildung in allen Schulstufen durchgehend in 

irgendeiner Form in der Stundentafel vorgesehen ist (Zentrum Polis 2018, 1). 

Die Fragen nach dem Schultyp sowie der momentanen Vermittlungsform von Politischer 

Bildung in der Schule wurden relativ am Beginn des Fragebogens, noch vor den Blöcken über 

das politische Interesse und die politische Partizipation gestellt. So konnte der Fragebogen 

aufgrund der dabei gegebenen Antworten dementsprechend programmiert werden, so dass 

SchülerInnen welche angaben, momentan keinen Unterricht in Politischer Bildung zu 

bekommen, auch keine Folgefragen über den Einfluss des Unterrichts in Politischer Bildung 

auf ihr politisches Interesse sowie ihre politische Partizipation erhielten.  

Alle anderen SchülerInnen wurden sehr wohl gefragt inwiefern ihrer Ansicht nach der 

Unterricht in Politischer Bildung in ihrer Schule (in welcher Vermittlungsform auch immer) ihr 

politisches Interesse sowie ihr politisches und soziales Partizipationsverhalten beeinflusst hat. 

Die genaue Fragestellung lautete: 

- Wenn du an Politische Bildung in deiner Schule denkst, wie hat sich der Unterricht auf dein 

politisches Interesse ausgewirkt? 

Und: 

- Wenn du an Politische Bildung in deiner Schule denkst, wie hat sich der Unterricht auf 

deine Motivation, dich gesellschaftlich und politisch zu beteiligen ausgewirkt? 
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Die Fragen wurden jeweils nach den dazugehörigen Frageblöcken zum politischen Interesse 

beziehungsweise zur politischen Partizipation gestellt. Die Antwortmöglichkeiten 

bestanden bei beiden Fragen aus einer fünfstelligen Skala und lauteten:  

• durch den Unterricht hat mein Interesse an Politik beziehungsweise meine Motivation 

mich gesellschaftlich/politisch zu engagieren stark abgenommen 

 

• durch den Unterricht hat mein Interesse an Politik beziehungsweise meine Motivation 

mich gesellschaftlich/politisch zu engagieren eher abgenommen 

 

• durch den Unterricht ist mein Interesse an Politik beziehungsweise meine Motivation 

mich gesellschaftlich/politisch zu engagieren gleichgeblieben 

 

• durch den Unterricht hat sich mein Interesse an Politik beziehungsweise meine 

Motivation mich gesellschaftlich/politisch zu engagieren etwas gesteigert 

 

• durch den Unterricht hat sich mein Interesse an Politik beziehungsweise meine 

Motivation mich gesellschaftlich/politisch zu engagieren stark gesteigert 

 

Ergänzend wurde zu dem Aspekt der Politischen Bildung in der Schule noch die offene Frage 

gestellt, was die SchülerInnen an ihrem Unterricht in Politischer Bildung ändern würden, falls 

sie in der Position wären dies zu können. Dadurch sollte den TeilnehmerInnen die Möglichkeit 

gegeben werden eigene Gedanken und Vorschläge zum Ausdruck zu bringen, welche auch 

eventuell durch die Auseinandersetzung mit diesem Fragebogen bei ihnen ausgelöst wurden. 

Auch hierbei zielte diese Frage nicht direkt auf eine Beantwortung einer der in dieser 

Masterarbeit gestellten Forschungsfragen ab, sondern sollte wichtige Informationen bezüglich 

der Haltung der SchülerInnen gegenüber Politischer Bildung in der Schule zum Vorschein 

bringen, welche zu einem umfassenderen Bild über das Thema beitragen könnten.  

 

7.2. Durchführung der Befragung und Aussagekraft der Stichprobe 

Die schriftliche Online-Befragung zum politischen Interesse und der politischen Partizipation 

von österreichischen SchülerInnen im Wahlalter sowie des darauf wirkenden Einflusses von 

Politischer Bildung in der Schule, wurde in dem Zeitraum vom 1.September 2018 bis zum 15. 

Oktober 2018 durchgeführt. 

Der Rekrutierungsprozess gestaltete sich aufwendig, jedoch in Summe äußerst 

zufriedenstellend. Es wurde versucht über sämtliche Kanäle (FreundInnen, Verwandte, Aufruf 
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in sozialen Medien, Kontaktaufnahme mit diversen Jugendorganisationen und -vereinen sowie 

Plattformen aus ganz Österreich) zu der Zielgruppe durchzudringen. Diese war klar umrissen: 

SchülerInnen aus Schulen jedes Schultyps in Österreich, welche sich im Wahlalter (also 16 

Jahre und älter) befinden. Der Online-Fragebogen wurde in Form eines Internetpfads über die 

vorher angesprochen Kanäle verbreitet. Neben persönlichen Kontakten, insbesondere zu 

Lehrkräften, erwies sich vor allem die Kontaktaufnahme mit Plattformen wie dem Zentrum 

Polis, der Demokratiewerkstatt sowie die Bewerbung des Fragebogens über einen Email-

Verteiler des Wiener Bildungsservice als besonders hilfreich. Genaue Rückschlüsse auf die 

erfolgreiche Rekrutierung, im Sinne einer erfolgten Durchführung des Fragebogens in Folge 

einer Anfrage, können natürlich nicht gezogen werden. 

Die Frequenz der Rückläufe variierte während des Zeitraums der Durchführung. Zu Beginn der 

Rekrutierungsphase, war sie überdurchschnittlich hoch, etwa zur Hälfte der Phase eher niedrig, 

bevor eine Schlussoffensive hinsichtlich der Bemühungen einer Rekrutierung noch einmal eine 

größere Welle an Antworten brachte. 

In Summe wurden zwischen September und Oktober 2018 insgesamt 417 SchülerInnen befragt. 

Damit ist gemeint, dass diese Anzahl an Personen während des Rekrutierungsprozesses mit 

dem Fragebogen erreicht wurden und diesen auch begannen zu beantworten. Die Zahl der für 

die Auswertung herangezogenen Personen liegt jedoch darunter. Dies lag an der Qualität der 

Fragebogenbeantwortung, da viele der Personen, welche den Link zum Fragebogen öffneten 

und nach dem Einleitungstext zur ersten Frage weiterfolgten, danach nur wenige (manchmal 

sogar keine einzige) Fragen beantworteten. Dafür könnten mehrere Gründe ausschlaggebend 

sein. Zum einen ist davon auszugehen, dass im Zuge der Rekrutierung primär kontaktierte 

Personen wie Lehrkräfte, JugendleiterInnen oder Vereinsobleute die Absicht hatten sich vorab 

einen Überblick über den Inhalt des Fragebogens zu verschaffen und diesen dafür genau 

betrachteten ohne ihn zu beantworten7 (wofür sie auch bei der Kontaktaufnahme gebeten 

wurden um die Ergebnisse nicht zu verfälschen). Zum anderen können natürlich persönliche 

Gründe der SchülerInnen für einen frühzeitigen Abbruch des Fragebogens verantwortlich sein 

(Verlieren der Aufmerksamkeit und Lust an dem Fragebogen, Unterbrechung durch äußere 

Umstände,…). Sämtliche solcher Fälle wurden aus den erhaltenen Rücksendungen 

herausgenommen und für die Auswertung nicht miteinbezogen. Dies betraf insgesamt 131 

                                                 

7 Vor diesem Hintergrund wurde bei der Erstellung des Fragebogens auch verzichtet, verpflichtende 

Antwortmöglichkeiten einzufordern, um zur nächsten Frage zu gelangen.  
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Antwortrücksendungen. Des Weiteren kamen insgesamt fünf Antworten von SchülerInnen, 

welche ihren sechzehnten Geburtstag noch nicht erreicht hatten und somit aus der Zielgruppe 

fielen. 

Die endgültige Stichprobenanzahl von 281 SchülerInnen ist im Hinblick auf die zur Verfügung 

stehenden Ressourcen im Rahmen einer Masterarbeit durchaus als zufriedenstellend 

einzustufen. Die befragten Personen waren alle zwischen 16 und 20 Jahre alt, wobei wie in 

Abbildung 5 zu sehen ist, der Großteil (82%) zum Zeitpunkt der Befragung unter 18 war. Die 

befragten SchülerInnen besuchten Schulen in den Bundesländern Burgenland, 

Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol sowie Wien. Oberösterreichische 

SchülerInnen stellten mit einer Anzahl von 142 mehr als die Hälfte der befragten Personen dar 

siehe (Abbildung 6). Hinsichtlich der Geschlechterverteilung der befragten SchülerInnen ist 

eine deutliche Überrepräsentation weiblicher Personen erkennbar. So befinden sich unter den 

281 befragten SchülerInnen 195 Mädchen, das sind 70 Prozent. Dagegen macht der Anteil von 

84 Burschen nur 30 Prozent aus. Zwei der befragten Personen, machten bei der Frage nach dem 

Geschlecht keine Angabe. 

 

Verteilung der befragten SchülerInnen nach dem Alter 

Alter Anzahl  Prozent 

16    119  42,35 

17    112  39,86 

18       37  13,17 

19      11  3,91 

20        2  0,71 

Summe    281 
 

      100 

Abbildung 5: Alter der befragten SchülerInnen (eigene Darstellung) 
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Verteilung der befragten SchülerInnen nach dem Bundesland 

der besuchten Schule 

Bundesland Anzahl Prozent 

Burgenland     10 3,56 

Niederösterreich     24 8,54 

Oberösterreich    142 50,53 

Salzburg       3 1,07 

Steiermark     28 9,96 

Tirol       1 0,36 

Wien     72 25,62 

Keine Angabe       1 0,36 

Summe    281       100 

Abbildung 6: Schulort der befragten SchülerInnen (eigene Darstellung) 

 

Wichtig zu betonen ist, dass aufgrund des methodischen Zugangs und des damit 

einhergehenden limitierten Zugriffs auf Personen aus der gewünschten Zielgruppe sowie der 

geographisch und geschlechtermäßig nicht gleichmäßig verteilten Rücksendungen, eine 

Generalisierung der Untersuchungsergebnisse nur bedingt zulässig ist. Hierbei werden auch die 

Grenzen der vorliegenden Masterarbeit bewusst. Es kann demnach kein Anspruch auf 

vollständige Repräsentativität gegeben werden. Dieser Umstand muss bei der später folgenden 

Darstellung und Interpretation der Ergebnisse stets mitberücksichtigt werden.   

 

8. Ergebnisse der empirischen Untersuchung 

Nach dem in diesem zweiten, empirischen Abschnitt der vorliegenden Masterarbeit bereits die 

theoretischen Vorüberlegungen mitsamt der daraus abgeleiteten Hypothesen, die methodische 

Vorgangsweise, sowie die Gestaltung und Durchführung der Befragung dargestellt wurden, 

erfolgt in diesem Kapitel eine intensive Auseinandersetzung mit den Ergebnissen der 

empirischen Untersuchung. Diese Auseinandersetzung passiert anhand einer deskriptiven 

sowie hypothesenprüfenden Darstellung. Die während der empirischen Untersuchung 
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gesammelten Daten wurden mit der Statistiksoftware von IBM SPSS Statistics 25 ausgewertet 

und analysiert. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse werden im Anschluss an die deskriptiven 

und hypothesenprüfenden Darstellungen zusammengefasst und interpretiert. 

Die Ergebnisse der jeweils durchgeführten statistischen Tests wurden auf den Signifikanzwert 

(p) überprüft. Dieser durfte dabei nicht größer als 5% (0,05) sein, um von einem signifikanten 

Zusammenhang beziehungsweise Unterschied auszugehen. Für die Interpretation kann daher 

bei einem Wert unter 0,05 die negativ formulierte Nullhypothese verworfen und die positiv 

formulierte Alternativhypothese mit einer Wahrscheinlichkeit von 95% angenommen werden. 

Die Darstellungen mitsamt einer Beschreibung der statistischen Auswertung werden im 

Folgenden nach den für diese Masterarbeit relevanten Erkenntnisfeldern, welche das politische 

Interesse, die politische Partizipation und die Politische Bildung in der Schule betreffen, 

geordnet. An dieser Stelle wird darauf hingewiesen, dass aus Gründen der besseren Lesbarkeit 

ein Großteil der statistischen Tests im Anhang platziert wurden. 

 

8.1. Politisches Interesse 

8.1.1. Ausprägung des politischen Interesses 

Wie bereits in Kapitel 7.1.2.3. dieser Masterarbeit beschrieben, wurde aus den Fragen zum 

politischen Interesses der SchülerInnen ein Index erarbeitet, welcher die TeilnehmerInnen in 

Personen mit geringem politischen Interesse, Personen mit mittlerem politischen Interesse und 

Personen mit starkem politischen Interesse einteilt. Die folgende Abbildung veranschaulicht 

die Verteilung aller befragten SchülerInnen auf diese drei Kategorien. 
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Abbildung 7: Politisches Interesse der befragten SchülerInnen (eigene Darstellung) 

 

Anhand dieser Abbildung lässt sich erkennen, dass die SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse mit rund 43% die am häufigsten vertretene Kategorie unter den Befragten ausmachen. 

Rund 33% der SchülerInnen sind demnach wenig politisch interessiert und etwa 24% der 

SchülerInnen befinden sich in der Kategorie der politisch stark interessierten Personen.  
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Betrachtet man die Ausprägung des politischen Interesses aufgeteilt nach dem Geschlecht der 

befragten SchülerInnen, so ergibt sich folgendes Ergebnis: 

 

Abbildung 8: Politisches Interesse der SchülerInnen nach Geschlecht (eigene Darstellung) 

 

Dieser Darstellung nach lässt sich ein deutlicher Unterschied hinsichtlich des politischen 

Interesses zwischen den Schülerinnen und den Schülern festmachen. Zwar sind beide 

Geschlechter mit ähnlichen Werten (44% bei den Mädchen, 42% bei den Burschen) am 

häufigsten in der Kategorie mit mittlerem politischen Interesse vertreten, blickt man aber auf 

die beiden äußeren Kategorien, so ergibt ein heterogenes Bild. Während gleich 40% der 

befragten Schülerinnen ein geringes politisches Interesse aufweisen, sind es bei den Schülern 

nur rund 18%. Fast derselbe Abstand ist zwischen den Schülerinnen und den Schülern innerhalb 

der Kategorie der politisch stark Interessierten zu beobachten, mit dem Unterschied, dass sich 

hierbei die Burschen mit rund 38% gegenüber den Mädchen mit rund 18% deutlich in der 

Überzahl befinden.  

Dieser Unterschied hinsichtlich des politischen Interesses zwischen den Schülerinnen und den 

Schülern wurde mit dem Mann-Whitney (U)-Test auf seine Signifikanz geprüft. Es ergibt sich 
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ein Signifikanzwert von 0,0008 weshalb die Alternativhypothese angenommen werden kann. 

Der Unterschied hinsichtlich des politischen Interesses zwischen den Schülerinnen und den 

Schülern ist demnach signifikant.  

Dieses Ergebnis steht in Übereinstimmung mit den Erkenntnissen aus der gängigen Forschung, 

welche ebenso eine höhere Ausprägung des politischen Interesses bei männlichen Jugendlichen 

im Vergleich zu weiblichen Jugendlichen feststellen (siehe Kapitel 2.2.). 

 

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Ausprägung des politischen Interesses im Hinblick auf 

die jeweilige Unterrichtsform von Politischer Bildung, welche die befragten SchülerInnen ihrer 

Angabe nach erfuhren. 

 

 

Abbildung 9: Politisches Interesse nach der Unterrichtsform von Politischer Bildung (eigene Darstellung) 

 

Aus dem Säulendiagramm ist erkennbar, dass sich bei den SchülerInnen aller drei 

Unterrichtsformen (eigenes Fach PB, Fächerkombination, gar keine Form von PB) die 

Ausprägung des politischen Interesses ähnlich auf die drei Kategorien verteilt. Demnach ist in 

allen drei Unterrichtsformen der Anteil der SchülerInnen mit einem mittleren politischen 

                                                 

8 Siehe Anhang S. 177. 
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Interesse am größten. Bei den SchülerInnen, welche angaben, zum Zeitpunkt der Befragung 

keine Form von Politischer Bildung zu erhalten, überwiegt der Anteil der mittelmäßig 

Interessierten mit rund 58% am deutlichsten. Der Anteil der SchülerInnen welche nur wenig an 

Politik interessiert sind, ist in allen drei Unterrichtsformen nahezu identisch und liegt bei etwa 

einem Drittel. Die Gruppe der stark an Politik interessierten SchülerInnen ist, wenn man sie 

nach der Unterrichtsform von Politischer Bildung trennt, bei allen drei Formen am schwächsten 

vertreten. Die SchülerInnen, welche Politische Bildung zum Zeitpunkt der Befragung als 

Fächerkombination unterrichtet bekamen, weisen hierbei mit 28% den höchsten Wert auf. 

Unter den SchülerInnen mit einem eigenem Unterrichtsfach Politische Bildung weisen etwas 

über 17% ein starkes politisches Interesse auf, bei jenen ohne eine Form von Unterricht in 

Politischer Bildung liegt dieser Wert nur bei knapp über 6%. Zu beachten ist hierbei allerdings, 

dass die Aussagekraft dieser Darstellungen aufgrund der unverhältnismäßig kleinen Anzahl der 

SchülerInnen (12 Personen) ohne einer Form von Politischer Bildung, nur bedingt gegeben ist. 

Die statistische Überprüfung des eben beschriebenen Unterschieds erfolgte mit Hilfe des 

Kruskal-Wallis Tests9. Dieser ergab bei einem asymptotischen Signifikanzwert von 0,271 eine 

Bestätigung der Nullhypothese. Die Unterschiede hinsichtlich des politischen Interesses 

zwischen den SchülerInnen mit unterschiedlichen Unterrichtsformen in Politischer Bildung 

sind demnach bei einem Signifikanzwert von 5% statistisch nicht signifikant.   

 

8.1.2. Interesse an einzelnen Themen aus den Lehrplänen im Unterricht in Politischer Bildung 

Nach den Ergebnissen hinsichtlich des allgemeinen politischen Interessensgrades der 

SchülerInnen, wird nun das Interesse der SchülerInnen an den einzelnen Themenfeldern aus 

den Lehrplänen in Politischer Bildung dargestellt. 

 

                                                 

9 Siehe Anhang S.177. 
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Abbildung 10: Interesse an den Themenfeldern der Lehrpläne Politische Bildung (eigene Darstellung) 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Nationalismus, Rassismus, Antisemitismus

Politische Konflikte: Nationalitätenkonflikte, ökologische
Konflikte, Kriegspolitik und Friedenspolitik

Grundwerte der Demokratie und Menschenrechte

Umweltpolitik: Klimawandel und -bedrohung

Migration und Integration

Soziale Bewegungen (Arbeiter-, Umwelt-, Frauen-,
Friedensbewegung,...)

Gesellschaftliche Ungleichheit (sozial, politisch,
wirtschaftlich, ökologisch,...)

Das politische System in Österreich sowie im
internationalen Vergleich

Positionen der politischen Parteien

Die Europäische Union (System, Integrationsbestrebungen
und Probleme)

Umgang mit und Nutzung von traditionellen und neuen
Medien

Das österreichische Sozial- und Wirtschaftssystem

Globalisierungsprozesse (Chancen und Konflikte)

Politische Kommunikation und Wahlkämpfe

Möglichkeiten der gesellschaftlichen Mitbestimmung (zb.:
Bürgerinitiativen, Jugendparlament, Mitarbeit in Parteien

oder Jugendorganisationen, Online-Petitionen,...)

Unterschiedliche demokratische und nicht demokratische
(autoritäre oder totalitäre) Systeme

Datenschutz (Regelungen und Rechte, Maßnahmen,...)

Wirtschaftliche Themen (Fragestellungen und Konflikte
aus unterschiedlichen Perspektiven)

Interesse an speziellen politischen Themenfeldern

Interessiert mich etwas/sehr Interessiert mich wenig/gar nicht
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Was dabei auf den ersten Blick auffällt, ist das allgemein recht hohe Niveau des Interesses an 

allen Themenbereichen (siehe Abbildung 10). Von den insgesamt 18 abgefragten 

Themenbereichen ist nur bei zwei davon ein überwiegendes Desinteresse der SchülerInnen zu 

erkennen. Bei den beiden Themenbereichen für die sich SchülerInnen mehrheitlich nicht oder 

wenig interessieren handelt es sich um das Feld Wirtschaftliche Themen (Fragestellungen und 

Konflikte aus unterschiedlichen Perspektiven), für das sich rund 55% der Befragten wenig oder 

gar nicht interessieren, sowie das Feld Datenschutz (Regelungen und Rechte, Maßnahmen,…), 

für das sich eine knappe Mehrheit von 50,9% der SchülerInnen wenig oder gar nicht interessiert. 

Bei allen anderen abgefragten Themenbereichen überwiegt die Anzahl der etwas oder sehr 

interessierten SchülerInnen. Die von den SchülerInnen als am interessantesten empfundenen 

Themenbereiche sind das Feld Nationalismus, Rassismus, Antisemitismus (84,7% etwas/starkes 

Interesse), Politische Konflikte (84,7% etwas/starkes Interesse) sowie der Bereich Grundwerte 

der Demokratie und Menschenrechte (84,3% etwas/starkes Interesse).  

Die weiteren von den SchülerInnen, nach dem jeweiligen Interessantheitsgrad beurteilten 

Themenfelder waren in absteigender Reihenfolge (Prozentwert der etwas/sehr Interessierten in 

Klammer): 

- Umweltpolitik: Klimawandel und -bedrohung (77,5%) 

- Migration und Integration (73,8%) 

- Soziale Bewegungen (Arbeiter-, Umwelt-, Frauen-, Friedensbewegung,...) (72,2%) 

- Gesellschaftliche Ungleichheit (sozial, politisch, wirtschaftlich, ökologisch,...) (71,3%) 

- Das politische System in Österreich sowie im internationalen Vergleich (66,9%) 

- Positionen der politischen Parteien (62,4%) 

- Die Europäische Union (System, Integrationsbestrebungen und Probleme) (61,9%) 

- Umgang mit und Nutzung von traditionellen und neuen Medien (61,4%) 

- Das österreichische Sozial- und Wirtschaftssystem (54,7%) 

- Globalisierungsprozesse (Chancen und Konflikte) (54,5%) 

- Politische Kommunikation und Wahlkämpfe (52,2%) 

- Möglichkeiten der gesellschaftlichen Mitbestimmung (z.B.: Bürgerinitiativen, 

Jugendparlament, Mitarbeit in Parteien oder Jugendorganisationen, Online-

Petitionen,...) (51,8%) 

- Unterschiedliche demokratische und nicht demokratische (autoritäre oder totalitäre) 

Systeme (51,6%) 
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8.1.3. Bewertung des Umfangs der einzelnen Themen aus den Lehrplänen im Unterricht in 

Politischer Bildung 

Nach der Frage wie stark sich die SchülerInnen für die einzelnen Themenbereiche der 

Lehrpläne interessieren, wurde untersucht in welchem Ausmaß diese Themenbereiche im 

Schulunterricht aus der Sicht der SchülerInnen vorkommen. Abbildung 11 stellt diese 

Ergebnisse dar. 
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Abbildung 11: Wahrgenommene Themenfelder im Schulunterricht (eigene Darstellung) 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Umweltpolitik: Klimawandel und -bedrohung

Datenschutz (Regelungen und Rechte, Maßnahmen,...)

Möglichkeiten der gesellschaftlichen Mitbestimmung (zb.:
Bürgerinitiativen, Jugendparlament, Mitarbeit in Parteien

oder Jugendorganisationen, Online-Petitionen,...)

Politische Konflikte: Nationalitätenkonflikte, ökologische
Konflikte, Kriegspolitik und Friedenspolitik

Umgang mit und Nutzung von traditionellen und neuen
Medien

Soziale Bewegungen (Arbeiter-, Umwelt-, Frauen-,
Friedensbewegung,...)

Gesellschaftliche Ungleichheit (sozial, politisch,
wirtschaftlich, ökologisch,...)

Globalisierungsprozesse (Chancen und Konflikte)

Wirtschaftliche Themen (Fragestellungen und Konflikte aus
unterschiedlichen Perspektiven)

Nationalismus, Rassismus, Antisemitismus

Die Europäische Union (System, Integrationsbestrebungen
und Probleme)

Migration und Integration

Das österreichische Sozial- und Wirtschaftssystem

Unterschiedliche demokratische und nicht demokratische
(autoritäre oder totalitäre) Systeme

Positionen der politischen Parteien

Politische Kommunikation und Wahlkämpfe

Das politische System in Österreich sowie im
internationalen Vergleich

Grundwerte der Demokratie und Menschenrechte

Wahrgenomme Themenfelder im Unterricht in Politischer 
Bildung

kommt zu selten vor und sollte häufiger behandelt werden

kommt ausreichend vor

kommt zu häufig vor und sollte seltener behandelt werden
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Die Themenfelder bei denen die SchülerInnen am häufigsten die Wahrnehmung hatten, sie 

würden ihn ihrem Unterricht in Politischer Bildung ausreichend vorkommen, waren der Bereich 

Grundwerte der Demokratie und Menschenrechte mit rund 68%, das Thema Das politische 

System in Österreich sowie im internationalen Vergleich mit rund 63% sowie Unterschiedliche 

demokratische und nicht demokratische (autoritäre oder totalitäre) Systeme mit rund 62%. 

Weitere Themenbereiche, bei denen die Mehrheit der SchülerInnen der Ansicht waren, sie 

würden ausreichend im Unterricht behandelt werden, sind: 

- die Positionen der politischen Parteien – 55% 

- Wirtschaftliche Themen (Fragestellungen und Konflikte aus unterschiedlichen 

Perspektiven) – 54% 

- Migration und Integration – 52% 

- das österreichische Sozial- und Wirtschaftssystem – 52% 

- die politische Kommunikation und Wahlkämpfe – 51% 

- Nationalismus, Rassismus, Antisemitismus – 51% 

- Die Europäische Union (System, Integrationsbestrebungen und Probleme) – 48% 

Bis auf das EU-Thema sind die Werte für eine ausreichende Behandlung im Unterricht bei über 

50% und stellen somit eine absolute Mehrheit dar.  

Auf der anderen Seite gibt es acht Themenbereiche bei denen die Mehrheit der SchülerInnen 

die Angabe machte, sie würden nicht ausreichend im Unterricht vorkommen und sollten 

demnach häufiger behandelt werden. Diese acht Bereiche sind: 

- Umweltpolitik: Klimawandel und -bedrohung – 57%  

- Datenschutz (Regelungen und Rechte, Maßnahmen,...) – 56%  

- Möglichkeiten der gesellschaftlichen Mitbestimmung (z.B.: Bürgerinitiativen, 

Jugendparlament, Mitarbeit in Parteien oder Jugendorganisationen, Online-

Petitionen,...) – 54%  

- der Umgang mit und Nutzung von traditionellen und neuen Medien – 53% 

- Politische Konflikte: Nationalitätenkonflikte, ökologische Konflikte, Kriegspolitik und 

Friedenspolitik – 53%  

- Soziale Bewegungen (Arbeiter-, Umwelt-, Frauen-, Friedensbewegung,...) – 48% 

- Gesellschaftliche Ungleichheit (sozial, politisch, wirtschaftlich, ökologisch,...) – 47% 

- Globalisierungsprozesse (Chancen und Konflikte) – 46% 
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Die dritte Kategorie hinsichtlich der Intensität der Behandlung einzelner Themenbereiche im 

Unterricht in Politischer Bildung beinhaltete jene Fachgebiete, welche in den Augen der 

SchülerInnen im Unterricht überrepräsentiert sind und deren Umfang im Umkehrschluss 

reduziert werden sollte. Dabei ist auffallend, dass diese Kategorie in ausnahmslos allen 18 

Themenbereichen eindeutig die wenigsten Nennungen erhielt. Den Höchstwert in dieser 

Kategorie erzielte das Thema Politische Kommunikation und Wahlkämpfe mit rund 19%, was 

nicht einmal ein Viertel aller Befragten bedeutet. Um an dieser Stelle bei der Interpretation der 

Ergebnisse ein wenig vorzugreifen, darf festgehalten werden, dass das Bedürfnis nach weniger 

Politik in der Schule auf Seiten der SchülerInnen in einem äußerst schwachen Ausmaß gegeben 

scheint.  

Um noch umfassendere Erkenntnisse bezüglich der Haltung der befragten SchülerInnen zu den 

einzelnen im Unterricht behandelten Themenbereichen zu bekommen wurde die Einschätzung 

der SchülerInnen hinsichtlich des Umfangs der jeweiligen Behandlung im Unterricht getrennt 

nach den beiden Interessensgruppen (interessiert mich nicht/wenig vs. interessiert mich 

etwas/sehr) betrachtet. Dabei ist vor allem das Verhalten jener Schüler bedeutend, welche an 

dem jeweiligen Themenfeld wenig beziehungsweise nicht interessiert ist. So könnte eventuell 

die Annahme vorausgehen, dass sich die an einem Thema weniger interessierten SchülerInnen 

mehrheitlich nicht für eine intensivere Thematisierung im Schulunterricht aussprechen. Tritt 

jedoch sehr wohl der Fall ein, dass die wenig an einem Themenfeld interessierte Gruppe der 

SchülerInnen zu einem großen Teil eine verstärkte Thematisierung dieses Themas im 

Unterricht einfordert, könnte das als Indiz dafür gedeutet werden, dass die SchülerInnen diesem 

Thema eine besonders hohe Relevanz zusprechen und/oder den Drang verspüren mehr darüber 

zu erfahren, da dazu noch ein zu geringer Kenntnisstand vorherrscht.  

Diese beschriebenen Aspekte wurden untersucht und werden im Folgenden erläutert. 

 

Jenes Themenfeld, welches von den daran weniger oder nicht interessierten SchülerInnen am 

häufigsten als zu selten im Unterricht thematisiert eingestuft und deshalb verstärkt eingefordert 

wurde, lautete Politische Konflikte: Nationalitätenkonflikte, ökologische Konflikte, 

Kriegspolitik und Friedenspolitik. 51,2% und damit mehr als die Hälfte der wenig 

beziehungsweise nicht an diesem Thema interessierten SchülerInnen gaben an, dieses Thema 

sollte im Unterricht in Politische Bildung häufiger behandelt werden. Damit liefert diese 

Gruppe in dieser Kategorie nahezu denselben Wert wie die Gruppe der eher oder sehr an diesem 

Thema interessierten SchülerInnen (53,8%). Nur ein überaus kleiner Anteil von 2,3% der 
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weniger und nicht interessierten Befragten meint darüber hinaus, dass dieses Teilgebiet zu 

häufig im Unterricht thematisiert wird und deshalb seltener behandelt werden sollte. 

Bei dem Themenfeld Möglichkeiten der gesellschaftlichen Mitbestimmung (z.B.: 

Bürgerinitiativen, Jugendparlament, Mitarbeit in Parteien oder Jugendorganisationen, Online-

Petitionen,..) wurde von 48,1% der daran wenig oder nicht interessierten SchülerInnen eine 

vermehrte Behandlung im Unterricht gefordert. Dieser Anteil ist damit sogar höher als jener 

welcher das Thema ausreichend im Unterricht behandelt sieht (44,9%) Im Gegensatz zum 

vorigen Teilbereich sehen hier jedoch die an diesem Thema eher und sehr interessierten 

SchülerInnen noch deutlich öfter eine zu geringe Thematisierung im Unterricht und fordern 

eine verstärkte Behandlung. Diese Gruppe liefert hierbei einen Wert von 60%. Wieder ist auch 

der Anteil jener wenig beziehungsweise nicht Interessierten, welche das Themenfeld zu 

politischer Mitbestimmung weniger oft im Unterricht behandelt sehen wollen, mit 7% sehr 

gering.  

Ein weiteres Themenfeld, welches auch von den daran weniger oder nicht interessierten 

Befragten mehrheitlich verstärkt im Unterricht in Politischer Bildung eingefordert wird, ist 

Datenschutz (Regelungen und Rechte, Maßnahmen,...). 47,6% der daran wenig und nicht 

Interessierten gaben an, dieser Themenbereich würde nicht ausreichend im Unterricht 

behandelt, ein deutlich höherer Anteil als jener von den nicht Interessierten, die das Thema 

ausreichend im Unterricht behandelt sehen (36,3%).  Bei jenen Befragten, welche den Bereich 

rund um den Datenschutz eher oder sehr interessiert, liegt dieser Wert bei 62,8% und damit 

noch wesentlich höher. Auffallend ist wiederum auch, dass nur 16,1% der weniger oder nicht 

Interessierten angaben, dieses Themenfeld komme zu häufig im Unterricht vor und sollte 

deshalb seltener behandelt werden.  

Weitere Fachgebiete, welche ebenso von einem beträchtlichen Teil von nahezu 50% der 

weniger und nicht interessierten SchülerInnen häufiger im Unterricht in Politischer Bildung 

gefordert werden sind Globalisierungsprozesse (Chancen und Konflikte) mit 44,9% (43,3% 

sehen eine ausreichende Thematisierung), der Umgang mit und Nutzung von traditionellen und 

neuen Medien mit 43,5% (41,7% sehen eine ausreichende Behandlung) und Soziale 

Bewegungen (Arbeiter-, Umwelt-, Frauen-, Friedensbewegung,...) mit einem Wert von 42,3% 

(43,6% sehen eine ausreichende Behandlung). Auffallend ist bei allen drei Themenbereichen 

außerdem, dass sich das Verhalten der eher und sehr daran interessierten SchülerInnen sehr 

stark jenem der wenig und nicht Interessierten ähnelt und sich nahezu idente Werte in den drei 

Kategorien (kommt ausreichend vor/kommt zu selten vor und sollte häufiger behandelt 
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werden/kommt zu häufig vor und sollte seltener behandelt werden) ergeben. Einmal mehr ist 

auch der Anteil jener wenig beziehungsweise nicht interessierten Befragten, welche diese drei 

Themenfelder reduziert im Unterricht vertreten sehen wollen sehr gering und liegt jeweils unter 

15%. Generell liegen die Werte innerhalb dieser Kategorie bei allen abgefragten 

Themenbereichen unter 30%, die meisten davon sogar unter 20%. 

Trotzdem gibt es auch Fachgebiete, hinsichtlich derer sich die daran wenig oder nicht 

interessierten SchülerInnen, von jenen der daran eher oder sehr Interessierten im Hinblick auf 

die Forderung nach einer vermehrten Thematisierung im Unterricht in Politischer Bildung 

deutlich unterscheiden. 

Der Bereich Umweltpolitik: Klimawandel und -bedrohung polarisiert dabei am stärksten. 

Während nur 33,3% und somit genau ein Drittel der an diesem Thema wenig und nicht 

interessierten SchülerInnen eine vermehrte Behandlung im Unterricht einfordern, sind es in der 

Gruppe der daran eher und sehr interessierten Befragten 63,6% und damit fast zwei Drittel. 

Eine so große Divergenz zwischen den Gruppen der weniger beziehungsweise nicht 

Interessierten sowie der eher beziehungsweise sehr Interessierten tritt sonst bei keinem 

Themenbereich auf. 

Einen deutlichen Unterschied, wenn auch bei einem generell geringeren Interesse, gibt es bei 

dem Thema Die politische Kommunikation und Wahlkämpfe, wo 20,1% der daran wenig oder 

nicht interessierten beziehungsweise 38,4% der daran eher oder sehr interessierten 

SchülerInnen eine vermehrte Behandlung im Unterricht fordern. Dieser Themenbereich sowie 

das Feld Die Positionen der politischen Parteien sind außerdem die einzigen beiden 

Fachgebiete, bei denen unter der Gruppe der wenig oder nicht interessierten Befragten die 

Antwortkategorie kommt zu häufig vor und sollte weniger behandelt werden öfter gewählt 

wurde, als die Antwortkategorie kommt zu selten vor und sollte häufiger behandelt werden.  

Nachdem  dieses Kapitel der Darstellung der Ergebnisse hinsichtlich des politischen Interesses 

der befragten SchülerInnen, sowohl in Bezug auf den Grad des allgemeinen politischen 

Interesses, als auch bezüglich ihres Interesses an spezifischen, im Lehrplan vorkommenden 

Themenbereichen gewidmet war, kommt es im folgenden Abschnitt dieser Masterarbeit zur 

Darstellung der Untersuchungsergebnisse hinsichtlich der politischen Partizipation.   
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8.2. Politische Partizipation 

Wie die nachfolgende Abbildung verdeutlicht, fällt die tatsächliche Partizipation der befragten 

SchülerInnen bis auf wenige Formen der Beteiligung nicht sonderlich hoch aus. An dieser Stelle 

wird noch einmal betont, dass jene Aussagen über Partizipationsformen, welche für eine 

Beteiligung die österreichische Staatsbürgerschaft voraussetzen, nicht von allen SchülerInnen 

beantwortet werden konnten, da durch die Filterfunktion im Online-Fragebogen diese Aussagen 

den nichtösterreichischen StaatsbürgerInnen vorenthalten wurden. Bei den davon betroffenen 

Partizipationsformen handelt es sich um die Beteiligung an Wahlen, die Unterzeichnung einer 

Petition sowie die Beteiligung an einer Bürgerinitiative und somit durchgängig um Formen der 

konventionellen Partizipation. Die Gesamtanzahl der TeilnehmerInnen reduziert sich bei diesen 

Fragen aus den beschriebenen Gründen um 33 SchülerInnen. Die neue Grundgesamtheit besteht 

bei diesen Fragen aus 248 SchülerInnen.  
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Abbildung 12: Politische Partizipation der befragten SchülerInnen nach Partizipationsformen (eigene Darstellung) 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Ich werde in Zukunft von meinem Wahlrecht Gebrauch
machen und meine Stimme abgeben

Ich habe mich schon mal bei einer KlassensprecherInnen-
/SchulsprecherInnenwahl aufstellen lassen

Ich habe schon mal eine Petition unterschrieben (online oder
handschriftlich)

Ich habe schon einmal bei meinem Einkauf aus politischen
Gründen bestimmte Waren gekauft oder nicht gekauft

Ich beteilige mich an politischen Diskussionen in den sozialen
Medien (Instagram, Twitter, Facebook, WhatsApp, usw...) oder

habe das in der Vergangenheit getan

Ich war schon einmal auf einer Demonstration

Ich engagiere mich in einer Umwelt-, Menschenrechts-, 
Tierschutzorganisationen (z.B. Greenpeace, Amnesty 
International, Vier Pfoten,…), oder habe das in der …

Ich engagiere mich in kirchlichen/konfessionellen 
Vereinigungen oder Gruppen (z.B. Pfadfinder, Katholische 

Jugend,…), oder habe das in der Vergangenheit getan

Ich engagiere mich in einer gesellschaftlichen Hilfsorganisation
(z.B. Rotes Kreuz, Feuerwehr,...), oder habe das in der

Vergangenheit getan.

Ich habe schon einmal einen Politiker mit einem Anliegen
persönlich kontaktiert (Brief, e-mail, Facebook,...)

Ich habe mich schon einmal bei einer Bürgerinitiative beteiligt

Ich habe schon einmal einen politischen Beitrag (in Zeitungen,
Zeitschriften, eigener Homepage oder als Blog) verfasst

Ich bin/war Mitglied in der Schülerorganisation/-vertretung

Ich beteilig(t)e mich aktiv in einer Partei oder
Jugendorganisation oder bin/war sogar Mitglied

Ich engagiere mich in gesellschaftspolitischen
Interessensverbänden (Gewerkschaft, Wirtschaft,

Landwirtschaft,...) oder habe das in der Vergangenheit getan

Ich habe mich schon einmal aus politischen Gründen bei einer
illegalen (Protest)Aktion beteiligt (zb.: Wände/Häuser

bemahlen/besprühen, Straßensperren, Hausbesetzungen,…

Politische und soziale Partizipation der SchülerInnen

trifft zu trifft nicht zu
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Fünf der insgesamt 16 abgefragten Partizipationsformen, zählen zu den Formen der 

konventionellen politischen Partizipation. Darunter befindet sich mit der zukünftigen Absicht 

bei politischen Wahlen seine Stimme abzugeben auch jene Beteiligungsform, welche mit einer 

Zustimmung von fast 97% den höchsten Wert aller Partizipationsformen erhielt. Auch die 

Kandidatur bei einer KlassensprecherInnen- beziehungsweise SchulsprecherInnenwahl erfreute 

sich bei den befragten SchülerInnen einer durchaus hohen Beliebtheit. Knapp 60% gaben an, 

diese Form der politischen Partizipation zu nutzen oder dies in der Vergangenheit getan zu 

haben. Daher erhält diese Beteiligungsform den zweithöchsten Wert bei der Nutzung aller 

Partizipationsformen und somit auch bei den konventionellen Formen politischer Beteiligung. 

Die anderen drei Formen konventioneller politischer Partizipation, welche in dem Fragebogen 

untersucht wurden, waren unter den befragten SchülerInnen nicht sonderlich populär. Nur 11% 

der befragten SchülerInnen waren aktive oder ehemalige Mitglieder in der 

SchülerInnenorganisation. Lediglich 9% der SchülerInnen gaben an sich bei einer Partei 

beziehungsweise Jugendorganisation zu engagieren oder dies in der Vergangenheit getan zu 

haben, und die Aussage Ich engagiere mich in gesellschaftspolitischen Interessensverbänden 

(Gewerkschaft, Wirtschaft, Landwirtschaft,...) oder habe das in der Vergangenheit getan erhielt 

überhaupt von nur 5% der Befragten eine Zustimmung.  

Weitere acht Partizipationsformen aus dem Fragebogen sind dem Typus der unkonventionellen 

Partizipation zuzuordnen. Knapp 57%, und somit mehr als die Hälfte der Befragten gaben an 

schon einmal eine Petition unterschrieben zu haben, was den höchsten Wert bei den 

unkonventionellen Formen der Beteiligung darstellt. In die Nähe einer fünfzigprozentigen 

Zustimmung kam ansonsten nur die Aussage Ich habe schon einmal bei meinem Einkauf aus 

politischen Gründen bestimmte Waren gekauft oder nicht gekauft. Fast 44% der SchülerInnen 

antworteten darauf mit trifft zu. 

Alle anderen Formen der unkonventionellen Partizipation werden beziehungsweise wurden von 

deutlich weniger als der Hälfte der befragten SchülerInnen genutzt. Während die Beteiligung 

an politischen Diskussionen in den Sozialen Medien sowie die Beteiligung an einer 

Demonstration immerhin noch eine Zustimmungsrate von 34% beziehungsweise 30% 

erreichten und somit zumindest etwa ein Drittel der befragten SchülerInnen diese Formen der 

politischen Partizipation schon einmal aktiv genutzt hatten, werden beziehungsweise wurden 

die restlichen unkonventionellen Formen politischer Partizipation nur von einer kleinen 

Minderheit der Befragten umgesetzt. 16% nutzen beziehungsweise nutzten die Möglichkeit 

einer Bürgerbeteiligung, 15% stimmten der Aussage Ich habe schon einmal einen Politiker mit 
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einem Anliegen persönlich kontaktiert (Brief, e-mail, Facebook,...) zu und 13% verfassten 

schon einmal in irgendeiner Form einen politischen Beitrag. Am seltensten beteiligen sich die 

befragten SchülerInnen an illegalen Protestaktionen (4%). 

 

Die drei letzten noch zu analysierenden Aussagen beschreiben allesamt Formen der sozialen 

Partizipation. Auch in diesem Fall ist keine allzu hohe Beteiligung der SchülerInnen zu 

beobachten, wenngleich sie sich im Verhältnis zu den anderen Partizipationsformen 

hinsichtlich des Beteiligungsniveaus mit Werten zwischen 20% und 30% im Mittelfeld 

wiederfinden.  

Die betroffenen Aussagen lauten (Zustimmungswerte in Prozent in Klammer): 

 

- Ich engagiere mich in einer Umwelt-, Menschenrechts-, Tierschutzorganisationen (z.B. 

Greenpeace, Amnesty International, Vier Pfoten,…), oder habe das in der 

Vergangenheit getan (29%) 

- Ich engagiere mich in kirchlichen/konfessionellen Vereinigungen oder Gruppen (z.B. 

Pfadfinder, Katholische Jugend,…), oder habe das in der Vergangenheit getan (25%) 

- Ich engagiere mich in einer gesellschaftlichen Hilfsorganisation (z.B. Rotes Kreuz, 

Feuerwehr,...), oder habe das in der Vergangenheit getan (20%) 

 

Hinsichtlich der politischen Partizipation der SchülerInnen wurde überprüft, ob es bei den 

konventionellen sowie unkonventionellen Partizipationsformen Unterschiede in der 

Beteiligung zwischen den Geschlechtern gibt. Dazu wurden die jeweiligen Mittelwerte 

miteinander verglichen und jeweils ein t-Test für unabhängige Stichproben durchgeführt. 

Bei den konventionellen Partizipationsformen ergab sich ein Signifikanzwert von p = 0,24910. 

Daraus resultiert, dass es keinen signifikanten Unterschied zwischen den Schülerinnen und den 

Schülern hinsichtlich der konventionellen politischen Partizipation gibt.  

Bei den unkonventionellen Partizipationsformen ergab sich ein Signifikanzwert von p = 

0,01311. Daraus resultiert, dass ein signifikanter Unterschied zwischen den Mittelwerten der 

SchülerInnen und den Schülern hinsichtlich der unkonventionellen Partizipation besteht. Die 

                                                 

10 Siehe Anhang S. 178. 

11 Siehe Anhang S. 178. 
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Burschen partizipieren demnach signifikant häufiger (Mittelwert = 1,318) als die Mädchen 

(1,245). 

8.3. Politische Bildung in der Schule 

8.3.1. Unterrichtsform von Politischer Bildung 

Abbildung 13 zeigt die Verteilung der befragten SchülerInnen hinsichtlich der Unterrichtsform 

in Politischer Bildung, welche sie zum Zeitpunkt der Befragung an ihrer Schule erlebten.  

 

 
Abbildung 13 Aufteilung der SchülerInnen nach Unterrichtsform in Politischer Bildung (eigene Darstellung) 

 

Mit über 67% ist die Unterrichtsform der Fächerkombination die mit Abstand häufigste Art der 

Vermittlung von Politischer Bildung in der Schule. Knapp über 18% geben an, dass sie zum 

Zeitpunkt der Befragung ein eigenes Fach Politische Bildung besuchen und ein kleiner Teil von 

etwa 4% der Teilnehmenden hatte zum Zeitpunkt der Befragung keine Form von Politischer 

Bildung als Modul im Unterricht verankert.  

 

"Politische Bildung" kann in 

Österreich in 

unterschiedlicher Weise im 

Schulunterricht vorkommen. 

Manche Schulen haben ein 

eigenständiges Fach 

"Politische Bildung", an 

anderen Schulen wird es in 

Kombination mit anderen 

Fächern unterrichtet (z.B.: 

Geschichte). Wie sieht es an 

deiner Schule aus? 
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8.3.2. Einfluss von Politischer Bildung auf das politische Interesse 

Die nachfolgende Abbildung beschreibt, wie sich der Unterricht in Politischer Bildung aus 

Sicht der befragten SchülerInnen auf ihr politisches Interesse ausgewirkt hat. Zur Erinnerung: 

Jene UntersuchungsteilnehmerInnen die angaben, dass sie zum Zeitpunkt der Befragung keine 

Form von Politischer Bildung unterrichtet bekamen, schieden für die Folgefragen zum Einfluss 

von Politischer Bildung in der Schule auf das politische Interesse und die politische 

Partizipation automatisch aus. Damit verringerte sich die Anzahl der Befragten um 12 Personen 

auf 269. Ein Untersuchungsteilnehmer, beantworte die Frage nach dem Einfluss von Politischer 

Bildung auf das politische Interesse nicht. 

 

Abbildung 14: Einfluss von Politischer Bildung auf das politische Interesse (eigene Darstellung) 

 

Anhand der Abbildung wird ersichtlich, dass von den insgesamt 268 SchülerInnen, welche die 

Frage nach dem Einfluss von Politischer Bildung an ihrer Schule auf das politische Interesse 

beantworteten, 124 SchülerInnen oder rund 46% meinen, ihr Interesse an der Politik sei durch 

Politische Bildung an ihrer Schule gestiegen. 114 SchülerInnen, oder 42%, sind der Ansicht, 

ihr politisches Interesse ist durch den Unterricht in Politischer Bildung weder gestiegen noch 

gesunken, sondern etwa auf demselben Niveau geblieben. Nur 30 der SchülerInnen, oder ca. 

11% gaben an, ihr politisches Interesse hätte durch den Unterricht abgenommen. 
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Als nächstes wurde untersucht, ob sich die SchülerInnen, welche Politische Bildung in Form 

eines eigenständigen Fachs unterrichtet bekommen, hinsichtlich dem Einfluss ihr politisches 

Interesse, von jenen unterscheiden, welche Politische Bildung in der Schule in Form einer 

Fächerkombination unterrichtet bekommen.  

 

Abbildung 15: Einfluss von Politischer Bildung auf das politische Interesse - nach Unterrichtsform (eigene Darstellung) 

 

Anhand der Abbildung 15 ist erkennbar, dass knapp 48% der SchülerInnen mit einem eigenen 

Unterrichtsfach Politische Bildung und knapp 46% der SchülerInnen bei denen Politische 

Bildung Teil einer Fächerkombination ist, der Ansicht sind, ihr politisches Interesse hätte durch 

den Unterricht zugenommen. Etwa derselbe minimale Abstand zwischen den beiden Gruppen 

besteht bei der Angabe der Unterricht in Politischer Bildung hätte bewirkt, dass das politische 

Interesse in etwa gleich geblieben sei. Einen negativen Einfluss des Unterrichts in Politischer 

Bildung auf ihr politisches Interesse sehen rund 9% der SchülerInnen mit einem eigenen Fach 

Politische Bildung, sowie ca. 12% der SchülerInnen mit Fächerkombination.  
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Ein Man-Whitney-U Test ergab, dass zwischen den beiden Gruppen hinsichtlich des Einflusses 

des Unterrichts in Politischer Bildung auf das politische Interesse kein signifikanter 

Unterschied besteht (p = 0,624)12. 

 

8.3.3. Einfluss von Politischer Bildung in der Schule auf die Motivation sich politisch zu 

beteiligen 

Abbildung 16 zeigt wie sich dem Empfinden der SchülerInnen nach, ihre Bereitschaft sich 

gesellschaftlich oder politisch in irgendeiner Form zu beteiligen durch den Unterricht in 

Politischer Bildung in der Schule entwickelt hat. Von den 269 SchülerInnen, welche diese Frage 

aufgrund Ihrer angegebenen Unterrichtsform von Politischer Bildung (eigenes Fach oder 

Fächerkombination) gestellt bekamen, gaben 14 Personen keine Antwort und übersprangen die 

Frage. 255 Personen beantworteten die Frage. 

 

Abbildung 16: Einfluss von Politischer Bildung in der Schule auf die Motivation zur Partizipation (eigene Darstellung) 

 

  

                                                 

12 Siehe Anhang S. 179. 
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Knapp 62% davon sind der Meinung, dass sich ihre Motivation sich gesellschaftlich oder 

politisch zu beteiligen durch den Unterricht in Politischer Bildung nicht verändert hat. 27% der 

Befragten fanden, dass sich der Unterricht in Politischer Bildung positiv auf ihre Motivation 

zur gesellschaftlichen oder politischen Partizipation ausgewirkt hat. Etwa 12% meinten, ihre 

Motivation zur Partizipation hat durch Politische Bildung in der Schule abgenommen. 

Wiederum wurde als nächstes geprüft ob sich die SchülerInnen, welche Politische Bildung in 

Form eines eigenständigen Fachs unterrichtet bekommen, hinsichtlich dem Einfluss auf ihre 

Motivation sich gesellschaftlich oder politisch zu beteiligen, von jenen unterscheiden, welche 

Politische Bildung in der Schule in Form einer Fächerkombination unterrichtet bekommen. 

 

Abbildung 17: Einfluss von Politischer Bildung auf die Motivation zur gesellschaftlichen und politischen Partizipation – nach 

Unterrichtsform (eigene Darstellung) 

 

Abbildung 17 zeigt, dass etwa 28% der SchülerInnen mit einem eigenen Unterrichtsfach 

Politische Bildung und ca. 26% der SchülerInnen bei denen Politische Bildung Teil einer 

Fächerkombination ist, der Ansicht sind, ihre Bereitschaft sich gesellschaftlich oder politisch 

zu beteiligen hätte durch den Unterricht zugenommen. Rund 59% der SchülerInnen mit einem 

eigenen Fach Politische Bildung sowie etwa 64% jener SchülerInnen mit Fächerkombination 

sind der Ansicht, ihre Motivation zur Partizipation sei durch den Unterricht in etwa 

gleichgeblieben. Einen negativen Einfluss des Unterrichts in Politischer Bildung auf ihre 
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Motivation zur Partizipation sehen rund 15% der SchülerInnen mit einem eigenen Fach 

Politische Bildung sowie ca. 10% der SchülerInnen mit Fächerkombination.  

Ein Man-Whitney-U Test13 ergab, dass zwischen den beiden Gruppen hinsichtlich des 

Einflusses des Unterrichts in Politischer Bildung auf die Motivation sich gesellschaftlich oder 

politisch zu beteiligen kein signifikanter Unterschied besteht (p = 0,753).  

In Kapitel 8 dieser Masterarbeit wurden bis jetzt sämtliche Ergebnisse der durchgeführten 

schriftlichen Befragung mit den SchülerInnen dargelegt. Dazu wurden einerseits deskriptive 

Darstellungen verwendet sowie auch Zusammenhangs- beziehungsweise Unterschiedstests 

mittels SPSS durchgeführt, um spezifischere Erkenntnisse zu den einzelnen 

Untersuchungsfeldern zu erhalten. Im Anschluss erfolgt nun die Überprüfung der in dieser 

Masterarbeit formulierten Hypothesen welche für die Beantwortung der zweiten 

Forschungsfrage leitend sind.  

 

9. Überprüfung der Hypothesen14 

9.1. Interesse – konventionelle Partizipation 

 

Hypothese 1: 

Je stärker sich die SchülerInnen für Politik interessieren, desto eher partizipieren sie auch in 

konventionellen Partizipationsformen. 

 

Die folgende Abbildung stellt das Ergebnis eines Unabhängigkeitstests zur Überprüfung des 

Zusammenhangs zwischen dem politischen Interesse der SchülerInnen und ihrer 

konventionellen politischen Partizipation dar. Die überprüften Merkmale setzen sich einerseits 

aus dem Mittelwert der fünf abgefragten unkonventionellen Partizipationsformen, sowie dem 

Mittelwert aus jenen drei Merkmalen (Subjektives politisches Interesse, Häufigkeit der 

politischen Gespräche, Häufigkeit der politischen Informationseinholung), welche bereits für 

                                                 

13 Siehe Anhang S. 179. 

14 Sämtliche statistische Tests für die Überprüfung der Hypothesen 3 bis 18 siehe Anhang S. 180-203. 
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den Index zum politischen Interesse der SchülerInnen verwendet wurden, zusammen.  Für den 

Unabhängigkeitstest wurde der Korrelationskoeffizient nach Pearson herangezogen.  

 

Abbildung 18: Zusammenhangstest zwischen politischem Interesse und konventioneller Partizipation (eigene Darstellung) 

 

Der Test liefert einen Signifikanzwert von 0,000 sowie einen Korrelationswert von 0,278. 

Daraus lässt sich schließen, dass nach Cohen (1988) zwischen dem politischen Interesse der 

SchülerInnen und ihrer konventionellen politischen Partizipation ein moderater positiver 

Zusammenhang besteht.  Demzufolge kann Hypothese 1 bestätigt werden. Je stärker sich die 

SchülerInnen für Politik interessieren, desto eher partizipieren sie auch in konventionellen 

Partizipationsformen. 

 

9.2. Interesse – unkonventionelle Partizipation 

 

Hypothese 2: 

Je stärker sich die SchülerInnen für Politik interessieren, desto eher partizipieren sie auch in 

unkonventionellen Partizipationsformen. 

 

Die folgende Abbildung stellt den Unabhängigkeitstest zur Überprüfung eines Zusammenhangs 

zwischen dem politischen Interesse der SchülerInnen und ihrer unkonventionellen politischen 

Partizipation dar. Die dazu verwendeten Merkmale setzen sich wiederum aus den Mittelwerten 

der abgefragten unkonventionellen Partizipationsformen und den Mittelwerten aus den für den 

Index Politisches Interesse herangezogenen Merkmalen, zusammen. 
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Abbildung 19: Zusammenhangstest zwischen politischem Interesse und unkonventioneller Partizipation (eigene Darstellung) 

 

Die Überprüfung ergibt einen signifikanten Zusammenhang bei einem 

Korrelationskoeffizienten von 0,517. Dies bedeutet nach Cohen (1988) einen stark positiven 

Zusammenhang zwischen dem politischen Interesse der SchülerInnen und ihrer 

unkonventionellen politischen Partizipation. 

Hypothese 2 lässt sich demnach ebenso bestätigen. Je stärker sich die SchülerInnen für Politik 

interessieren, desto eher partizipieren sie auch in unkonventionellen Partizipationsformen. 

 

9.3. Interesse - Wählen 

 

Hypothese 3a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Bereitschaft sich 

zukünftig bei Wahlen zu beteiligen.  

Hypothese 3b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Bereitschaft sich 

zukünftig bei Wahlen zu beteiligen.  
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Hypothese 3c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Bereitschaft sich 

zukünftig bei Wahlen zu beteiligen. 

  

 
Abbildung 20: Voraussichtliche Wahlteilnahme hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Wie in der obigen Abbildung ersichtlich wird, gaben 98,3% der befragten SchülerInnen mit 

starkem politischen Interesse an, dass sie bei zukünftigen Wahlen von ihrem Stimmrecht 

Gebrauch machen werden. Fast ebenso hoch (98,1%) ist dieser Anteil bei den SchülerInnen mit 

mittlerem politischen Interesse und auch unter den politisch weniger Interessierten geben 

immerhin noch 93,8% an, sie würden in Zukunft wählen gehen.  

Prüft man diese Unterschiede jeweils zwischen den politisch stark, mittel und wenig 

interessierten SchülerInnen mittels dem Chi-Quadrat-Test auf ihre Signifikanz, ergeben sich 

folgende Ergebnisse: Zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem gernigen 

politischen Interesse besteht kein signifikanter Unterschied (p = 0,401) hinsichtlich der 

Bereitschaft für eine zukünftige Wahlbeteiligung. Hypothese 3a kann somit nicht bestätigt 

werden. 

Ich werde in Zukunft 

von meinem 

Wahlrecht Gebrauch 

machen und meine 

Stimme abgeben. 
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Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse ergibt sich ebenfalls kein signifikanter Unterschied (p = 1) hinsichtlich der 

Bereitschaft in Zukunft an Wahlen teilzunehmen. Hypothese 3b kann somit ebenso wenig 

bestätigt werden.  

Auch zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit  mittlerem politischen Interesse 

konnte kein signifikanter Unterschied hinsichtlich der Bereitschaft in Zukunft wählen zu gehen 

festgestellt werden (p = 0,242). Hypothese 3c kann demnach nicht bestätigt werden.  

 

9.4. Interesse – Engagement in Parteien 

 

Hypothese 4a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Mitgliedschaft oder 

aktiven Beteiligung in einer politischen Partei oder Jugendorganisation.  

Hypothese 4b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Mitgliedschaft oder 

aktiven Beteiligung in einer politischen Partei oder Jugendorganisation. 

Hypothese 4c:.  

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Mitgliedschaft oder 

aktiven Beteiligung in einer politischen Partei oder Jugendorganisation. 
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Abbildung 21: Beteiligung in Partei/Jugendorganisation hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Während 23,9% der befragten SchülerInnen mit starkem politischen Interesse angaben sich 

aktuell in einer Partei oder einer Jugendorganisation zu beteiligen beziehungswesie dies in der 

Vergangenheit getan zu haben, sind es von den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse nur 3,3% und von den politisch wenig Interessierten nur 4,3%.  

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich der aktiven Beteiligung oder 

Mitgliedschaft in einer politischen Partei oder Jugendorganisation besteht. Hypothese 4a kann 

somit bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenfalls ein signifikanter Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich der 

aktiven Beteiligung oder Mitgliedschaft in einer politischen Partei oder Jugendorganisation. 

Hypothese 4b kann somit ebenfalls bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit  mittlerem 

politischen Interesse ergab jedoch keinen signifikanten Unterschied hinsichtlich der aktiven 

Beteiligung oder Mitgliedschaft in einer politischen Partei oder Jugendorganisation (p = 0,701). 

Hypothese 4c kann somit nicht bestätigt werden. 

Ich beteilig(t)e 

mich aktiv in einer 

Partei oder 

Jugendorganisatio

n oder bin/war 

sogar Mitglied. 
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9.5. Interesse – Engagement in der SchülerInnenorganisation/-vertretung 

 

Hypothese 5a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Mitgliedschaft in der 

SchülerInnenorganisation/-vertretung. 

Hyptohese 5b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Mitgliedschaft in der 

SchülerInnenorganisation/-vertreung 

Hypothese 5c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Mitgliedschaft in der 

SchülerInnenorganisation/-vertretung. 

 

 
Abbildung 22: Mitgliedschaft in Schülerorganisation/-vertretung hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

Ich bin/war Mitglied 

in der 

SchülerInnenorganisa

tion/-vertretung 
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Aus der Abbildung 22 geht hervor, dass 20,6% der befragten SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse entweder aktuell oder in der Vergangenheit Mitglied in der 

Schülerorganisation oder -vertretung sind beziehungsweise waren. Bei den SchülerInnen mit 

mittlerem politischen Interesse beträgt dieser Anteil 9,2% und bei den politisch wenig 

Interessierten 7,5%. 

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,015) hinsichtlich der Mitgliedschaft in einer 

SchülerInnenorganisation beziehungsweise -vertretung besteht. Hypothese 5a kann somit 

bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenfalls ein signifikanter Unterschied (p = 0,028) hinsichtlich der 

Mitgliedschaft in einer SchülerInnenorganisation beziehungsweise -vertretung. Hypothese 5b 

kann somit ebenfalls bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab hingegen keinen signifikanten Unterschied (p = 0,656) hinsichtlich 

der Mitgliedschaft in einer SchülerInnenorganisation beziehungsweise -vertretung. Hypothese 

5c kann somit nicht bestätigt werden. 

9.6. Interesse – Nominierung bei Klassen-/SchulsprecherInnenwahl 

 

Hypothese 6a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Nominierung bei einer 

Klassen- oder SchulsprecherInnenwahl. 

Hypothese 6b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Nominierung bei einer 

Klassen- oder SchulsprecherInnenwahl. 
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Hypothese 6c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Nominierung bei einer 

Klassen- oder SchulsprecherInnenwahl. 

 

 
Abbildung 23: Kandidatur bei Klassen-/SchulsprecherInnewahl hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Während 70,6% der befragten SchülerInnen mit starkem politischen Interesse angaben sie 

hätten sich bereits einmal bei einer Klassen- oder SchulsprecherInnenwahl aufstellen lassen, 

sind es von den SchülerInnen mittlerem politischen Interesse immerhin 62,6% und von den 

politisch wenig Interessierten 47,8%.  

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,004) hinsichtlich der Nominierung bei einer Klassen- oder 

SchulsprecherInnenwahl, besteht. Hypothese 6a kann somit bestätigt werden. 

Im Gegensatz dazu besteht zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und 

jenen mit einem mittleren politischen Interesse kein signifikanter Unterschied (p = 0,246) 

hinsichtlich Nominierung bei einer Klassen- oder SchulsprecherInnenwahl. Hypothese 6b muss 

somit verworfen werden. 

Ich habe mich schon 

mal bei einer 

KlassensprecherInnen-

/SchulsprecherInnen- 

wahl aufstellen lassen 
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Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit  mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum sehr wohl einen signifikanten Unterschied (p = 0,037) 

hinsichtlich der Nominierung bei einer Klassen- oder SchulsprecherInnenwahl. Hypothese 6c 

kann somit wieder bestätigt werden. 

9.7. Interesse – Diskussionsteilnahme in Sozialen Medien 

 

Hypothese 7a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an  einer 

politischen Diskussion in den Sozialen Medien. 

Hypothese 7b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an einer 

politischen Diskussion in den Sozialen Medien. 

Hypothese 7c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an einer 

politischen Diskussion in den Sozialen Medien 
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Abbildung 24: Diskussionsteilnahme in Sozialen Medien hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

Anhand Abbildung 24 ist zu erkennen, dass sich 55,9% der befragten SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse in der Vergangenheit schon einmal an einer politischen Diskussion in den 

Sozialen Medien beteiligten. Bei den SchülerInnen mit einem mittleren politischen Interesse 

beträgt dieser Anteil 34,2% und bei den wenig Interessierten 17,6%. 

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich der Beteiligung an einer politischen 

Diskussion in den Sozialen Medien besteht. Hypothese 7a kann somit bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenfalls ein signifikanter Unterschied (p = 0,004) hinsichtlich der 

Beteiligung an einer politischen Diskussion in den Sozialen Medien. Hypothese 7b kann somit 

ebenfalls bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum einen signifikanten Unterschied hinsichtlich der 

Beteiligung an einer politischen Diskussion in den Sozialen Medien (p = 0,007). Hypothese 7c 

kann somit ebenfalls verifiziert werden. 

 

Ich beteilige mich an 

politischen 

Diskussionen in den 

sozialen Medien 

(Instagram, Twitter, 

Facebook, WhatsApp, 

usw...) oder habe das in 

der Vergangenheit 

getan 
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9.8. Interesse – Beteiligung bei Demonstration 

 

Hypothese 8a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Demonstration. 

Hypothese 8b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Demonstration. 

Hypothese 8c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Demonstration. 

 

 
Abbildung 25: Demonstrationsteilnahme hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Ich war schon einmal 

auf einer 

Demonstration. 
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Die obige Abbildung zeigt, dass 44,1% der befragten SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse bereits einmal auf einer Demonstration waren. Bei den SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse beträgt dieser Anteil 28,3% und bei den politisch wenig Interessierten nur 

mehr 21,5%. 

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,002) hinsichtlich der Beteiligung bei einer Demonstration 

besteht. Hypothese 8a kann somit bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenfalls ein signifikanter Unterschied (p = 0,028) hinsichtlich der 

Beteiligung bei einer Demonstration. Hypothese 8b kann somit ebenfalls bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab hingegen keinen signifikanten Unterschied hinsichtlich der 

Beteiligung bei einer Demonstration (p = 0,256). Hypothese 8c kann somit nicht bestätigt 

werden. 

 

9.9. Interesse – Unterschreiben einer Petition 

 

Hypothese 9a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Unterschreibens einer 

Petition. 

Hypothese 9b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Unterschreibens einer 

Petition. 

Hypothese 9c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Unterschreibens einer 

Petition. 
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Abbildung 26: Unterschrift einer Petition hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Während 76,7% der befragten SchülerInnen mit starkem politischen Interesse angaben sie 

hätten schon einmal eine Petition unterschrieben, sind es bei den SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse immerhin noch 61,7%, bei den wenig Interessierten jedoch nur mehr 

35,8%.  

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich des Unterschreibens einer Petition. 

Hypothese 9a kann somit bestätigt werden. 

Ebenso besteht zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit 

einem mittleren politischen Interesse ein signifikanter Unterschied (p = 0,048) hinsichtlich des 

Unterschreibens einer Petition. Hypothese 9b kann somit ebenfalls bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum einen signifikanten Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich 

des Unterschreibens einer Petition. Hypothese 9c kann somit ebenfalls bestätigt werden. 

 

Ich habe schon mal 

eine Petition 

unterschrieben (online 

oder handschriftlich) 
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9.10. Interesse – Politischer Konsum/Boykott 

 

Hypothese 10a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Konsums oder Boykotts 

von Waren aus politischen Gründen. 

Hypothese 10b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Konsums oder Boykotts 

von Waren aus politischen Gründen. 

Hypothese 10c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Konsums oder Boykotts 

von Waren aus politischen Gründen. 

 

 
Abbildung 27: Politisches Konsum oder Boykott hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Ich habe schon einmal 

bei meinem Einkauf aus 

politischen Gründen 

bestimmte Waren 

gekauft oder nicht 

gekauft. 
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Abbildung 27 zeigt, dass 70,8% und somit fast Dreiviertel der befragten SchülerInnen mit 

starkem politischen Interesse bereits einmal aus politischen Gründen eine Ware gekauft oder 

nicht gekauft haben. Bei den SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse beträgt dieser 

Anteil 43,3% und bei den politisch wenig Interessierten nur mehr 24,7%. 

Der Chi-Quadrat Test ergab, dass zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit 

einem geringen politischen Interesse ein signifikanter Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich des 

Konsums oder Boykotts von Waren aus politischen Gründen besteht. Hypothese 10a kann somit 

bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenfalls ein signifikanter Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich des 

Konsums oder Boykotts von Waren aus politischen Gründen. Hypothese 10b kann somit 

ebenfalls bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum einen signifikanten Unterschied hinsichtlich des 

Konsums oder Boykotts von Waren aus politischen Gründen (p = 0,005). Hypothese 10c kann 

somit auch bestätigt werden. 

 

9.11. Interesse – Engagement NGO 

 

Hypothese 11a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

NGO. 

Hypothese 11b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

NGO. 
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Hypothese 11c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

NGO. 

 

 
Abbildung 28: Engagement in einer NGO hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Abbildung 28 zeigt, dass sich 36,8% der befragten SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse in einer NGO engagieren oder dies in der Vergangenheit taten. Bei den mittel 

interessierten SchülerInnen beträgt dieser Anteil 31,7% und bei den wenig Interessierten 

lediglich 19,4%. 

Der Chi-Quadrat Test ergab, dass zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit 

einem geringen politischen Interesse ein signifikanter Unterschied (p = 0,014) hinsichtlich des 

Engagements bei einer NGO besteht. Hypothese 11a kann somit bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht hingegen kein signifikanter Unterschied (p = 0,477) hinsichtlich 

des Engagements bei einer NGO. Hypothese 11b kann somit nicht bestätigt werden. 

Ich engagiere mich in 

NGO (z.B. Greenpeace, 

Amnesty International, 

Vier Pfoten,…), oder 

habe das in der 

Vergangenheit getan. 
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Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum einen signifikanten Unterschied hinsichtlich des 

Engagements bei einer NGO (p = 0,043). Hypothese 11c kann somit auch bestätigt werden. 

 

9.12. Interesse – Engagement in kirchlicher Vereinigung 

 

Hypothese 12a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

kirchlichen oder konfessionellen Vereinigung. 

Hypothese 12b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

kirchlichen oder konfessionellen Vereinigung. 

Hypothese 12c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements bei einer 

kirchlichen oder konfessionellen Vereinigung. 

 



131 

 

 
Abbildung 29: Engagement in kirchlicher Vereinigung hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Exakt ein Viertel der befragten SchülerInnen mit starkem politischen Interesse gaben an, sie 

würden sich aktuell in einer kirchlichen beziehungsweise konfessionellen Vereinigung 

beteiligen oder hätten dies in der Vergangenheit getan. Unter den SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse sagen dies nur 21,7%. Von den wenig interessierten SchülerInnen 

engagieren sich 28% in kirchlichen beziehungsweise konfessionellen Vereinigungen.   

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

kein signifikanter Unterschied (p = 0,675) hinsichtlich des Engagements in einer kirchlichen 

oder konfessionellen Vereinigung besteht. Hypothese 12a kann somit nicht bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenfalls kein signifikanter Unterschied (p = 0,601) hinsichtlich 

des Engagements in einer kirchlichen oder konfessionellen Vereinigung. Hypothese 12b kann 

somit ebenfalls nicht bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum keinen signifikanten Unterschied hinsichtlich des 

Engagements in einer kirchlichen oder konfessionellen Vereinigung (p = 0,289). Hypothese 

12c kann somit nicht bestätigt werden. 

Ich engagiere mich in 

kirchlichen/konfessione

llen Vereinigungen 

oder Gruppen (z.B. 

Pfadfinder, Katholische 

Jugend,…), oder habe 

das in der 

Vergangenheit getan. 
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9.13. Interesse – Engagement in gesellschaftlicher Hilfsorganisation 

 

Hypothese 13a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftlichen Hilfsorganisationen (Rotes Kreuz, Feuerwehr,…). 

Hypothese 13b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftlichen Hilfsorganisationen (Rotes Kreuz, Feuerwehr,…). 

Hypothese 13c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftlichen Hilfsorganisationen (Rotes Kreuz, Feuerwehr,…). 

 

 
Abbildung 30: Engagement in gesellschaftlicher Hilfsorganisation hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

Ich engagiere mich in 

gesellschaftlichen 

Hilfsorganisationen 

(Rotes Kreuz, 

Feuerwehr,…). 
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Abbildung 30 zeigt, dass sich 19,1% der befragten SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse in einer gesellschaftlichen Hilfsorganisation (z.B. Rotes Kreuz, Feuerwehr,…) 

engagieren oder dies in der Vergangenheit getan haben. Bei den SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse beträgt dieser Anteil 21,7% und bei den politisch wenig Interessierten 

19,4%. Alle drei Gruppen befinden sich anteilsmäßig also etwa im selben Bereich. 

Der Chi-Quadrat Test ergab, dass zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit 

einem geringen politischen Interesse kein signifikanter Unterschied (p = 0,970) hinsichtlich des 

Engagements in einer gesellschaftlichen Hilfsorganisation. Hypothese 13a kann somit nicht 

bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenso kein signifikanter Unterschied (p = 0,679) hinsichtlich des 

Engagements in einer gesellschaftlichen Hilfsorganisation. Hypothese13b kann somit ebenfalls 

nicht bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum keinen signifikanter Unterschied (p = 0,679) hinsichtlich 

des Engagements in einer gesellschaftlichen Hilfsorganisation. Hypothese 13c kann somit auch 

verworfen werden. 

 

9.14. Interesse – Beteiligung illegaler Protest 

 

Hypothese 14a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an Formen 

des illegalen Protests. 

Hypothese 14b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an Formen 

des illegalen Protests. 
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Hypothese 14c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung an Formen 

des illegalen Protests. 

 

 
Abbildung 31: Beteiligung an illegalem Protest hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Ein kleiner Teil von 8,8% der befragten SchülerInnen mit starkem politischen Interesse gab an, 

er hätte schon einmal aus politischen Gründen an einer illegalen Potestaktion teilgenommen. 

Unter den SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse sagen dies bloß 3,3% und unter den 

politisch wenig Interessierten SchülerInnen lediglich 1,1%. 

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,042) hinsichtlich der Beteiligung bei einer illegalen 

politischen Protestaktion besteht. Hypothese 14a kann somit bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht hingegen kein signifikanter Unterschied (p = 0,173) hinsichtlich 

der Beteiligung bei einer illegalen politischen Protestaktion. Hypothese 14b kann somit nicht 

bestätigt werden. 

Ich habe mich schon 

einmal aus politischen 

Gründen bei einer 

illegalen 

(Protest)Aktion beteiligt 

(z.B. Wände/Häuser 

bemahlen/besprühen, 

Straßensperren, 

Hausbesetzungen, 

Beschädigung 
öffentlicher 

Einrichtungen,...) 
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Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum keinen signifikanten Unterschied hinsichtlich der 

Beteiligung bei einer illegalen politischen Protestaktion (p = 0,389). Hypothese 14c kann somit 

nicht bestätigt werden. 

 

9.15. Interesse – Engagement in Interessensverband 

 

Hypothese 15a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftspolitischen Interessensverbänden (z.B. Gewerkschaften, Wirtschaftsbund, 

Bauernbund). 

Hypothese 15b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftspolitischen Interessensverbänden (z.B. Gewerkschaften, Wirtschaftsbund, 

Bauernbund). 

Hypothese 15c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Engagements in 

gesellschaftspolitischen Interessensverbänden (z.B. Gewerkschaften, Wirtschaftsbund, 

Bauernbund). 
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Abbildung 32: Engagement in Interessensverband hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Abbildung 32 zeigt, dass sich nur 5,9% der befragten SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse in gesellschaftspolitischen Interessensverbänden engagieren oder dies in der 

Vergangenheit getan haben. Bei den SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse beträgt 

dieser Anteil 5,8% und bei den politisch wenig Interessierten 2,2%. 

Der Chi-Quadrat Test ergab, dass zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit 

einem geringen politischen Interesse kein signifikanter Unterschied (p = 0,242) hinsichtlich des 

Engagements in gesellschaftspolitischen Interessensverbänden besteht. Hypothese 15a kann 

somit nicht bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenso kein signifikanter Unterschied (p = 1) hinsichtlich des 

Engagements in gesellschaftspolitischen Interessensverbänden. Hypothese 15b kann somit 

ebenfalls nicht bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum keinen signifikanten Unterschied hinsichtlich des 

Engagements in gesellschaftspolitischen Interessensverbänden (p = 0,304). Hypothese 15c 

kann somit auch verworfen werden. 

 

Ich engagiere mich in 

gesellschaftspolitischen 

Interessensverbänden 

(Gewerkschaft, 

Wirtschaft, 

Landwirtschaft,...) oder 

habe das in der 

Vergangenheit getan. 
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9.16. Interesse – Beteiligung Bürgerinitiative 

 

Hypothese 16a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Bürgerinitiative.  

Hypothese 16b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Beteiligung bei einer 

Bürgerinitiative.  

Hypothese 16c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Beteiligung bei einer 

Bürgerinitiative.  

 

 
Abbildung 33: Beteiligung Bürgerinitiative hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

 

Ich habe mich schon 

einmal bei einer 

Bürgerinitiative 

beteiligt. 
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Der obigen Abbildung zufolge haben sich 8,8% der befragten SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse schon einmal an einer Bürgerinitiative beteiligt. Unter SchülerInnen mit 

mittlerem politischen Interesse liegt der Anteil bei 17,9% und unter den wenig an Politik 

interessierten SchülerInnen nur mehr bei 7,4%. 

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,004) hinsichtlich der Beteiligung bei einer Bürgerinitiative 

besteht. Hypothese 16a kann somit bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht hingegen kein signifikanter Unterschied (p = 0,254) hinsichtlich 

der Beteiligung bei einer Bürgerinitiative. Hypothese 16b kann somit nicht bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit  mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum einen signifikanten Unterschied hinsichtlich der 

Beteiligung bei einer Bürgerinitiative (p = 0,036). Hypothese 16c kann somit wiederum 

bestätigt werden. 

 

9.17. Interesse – Verfassen eines politischen Beitrags 

 

Hypothese 17a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Verfassens eines 

politischen Beitrags in der Öffentlichkeit ( z.B. in Sozialen Medien, als Blog, in Zeitungen). 

Hypothese 17b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich des Verfassens eines 

politischen Beitrags in der Öffentlichkeit ( z.B. in Sozialen Medien, als Blog, in Zeitungen). 

Hypothese 17c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich des Verfassens eines 

politischen Beitrags in der Öffentlichkeit ( z.B. in Sozialen Medien, als Blog, in Zeitungen). 
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Abbildung 34: Verfassen eines politischen Beitrags hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

Knapp ein Drittel (32,4%) der befragten SchülerInnen mit starkem politischen Interesse gaben 

an, sie hätten schon einmal einen politischen Beitrag (in Zeitungen, Zeitschriften, via 

Homepage oder als Blog) verfasst. Unter den SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse 

sagen dies nur mehr 10,3% und unter den wenig an Politik interessierten SchülerInnen lediglich 

3,2%. 

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem gernigen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich des Verfassens von einem politischen 

Beitrag besteht. Hypothese 17a kann somit bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenso ein signifikanter Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich des 

Verfassens von einem poltiischen Beitrag. Hypothese 17b kann somit ebenfalls bestätigt 

werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab wiederum keinen signifikanten Unterschied hinsichtlich des 

Verfassens von einem politischen Beitrag (p = 0,053). Hypothese 17c kann somit nicht bestätigt 

werden. 

Ich habe schon einmal 

einen politischen 

Beitrag (in Zeitungen, 

Zeitschriften, eigener 

Homepage oder als 

Blog) verfasst.  
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9.18. Interesse – Kontaktaufnahme mit Politiker 

 

Hypothese 18a: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Kontaktaufnahme mit 

einem/r Politiker/in. 

Hypothese 18b: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen 

Interesse und jenen mit mittlerem politischen Interesse, hinsichtlich der Kontaktaufnahme mit 

einem/r Politiker/in. 

Hypothese 18c: 

Es besteht ein signifikanter Unterschied zwischen den SchülerInnen mit mittlerem politischen 

Interesse und jenen mit geringem politischen Interesse, hinsichtlich der Kontaktaufnahme mit 

einem/r Politiker/in. 

 

 
Abbildung 35: Kontaktaufnahme PolitikerIn hinsichtlich des politischen Interesses (eigene Darstellung) 

 

 

Ich habe schon einmal 

eine/n PolitikerIn mit 

einem Anliegen 

persönlich kontaktiert 

(Brief, e-mail, 

Facebook,...). 
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Abbildung 35 zeigt, dass 29,4% der befragten SchülerInnen mit starkem politischen Interesse 

angaben, sie hätten schon einmal eine/n Politiker/in persönlich kontaktiert. Unter den 

SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse stimmen dieser Aussage bloß 14,3% und unter 

den politisch wenig interessierten SchülerInnenlediglich 7,6% zu. 

Die Überprüfung hinsichtlich eines Unterschiedes mittels Chi-Quadrat Test ergab, dass 

zwischen SchülerInnen mit einem starken und jenen mit einem geringen politischen Interesse 

ein signifikanter Unterschied (p = 0,000) hinsichtlich der persönlichen Kontaktaufnahme mit 

einem/r Poltiker/in besteht. Hypothese 18a kann somit bestätigt werden. 

Zwischen den SchülerInnen mit starkem politischen Interesse und jenen mit einem mittleren 

politischen Interesse besteht ebenfalls ein signifikanter Unterschied (p = 0,013) hinsichtlich der 

persönlichen Kontaktaufnahme mit einem/r Politiker/in. Hypothese 18b kann somit ebenfalls 

bestätigt werden. 

Der Chi-Quadrat Test zwischen den SchülerInnen mit geringem und jenen mit mittlerem 

politischen Interesse ergab keinen signifikanten Unterschied (p = 0,130) hinsichtlich der  

persönlichen Kontaktaufnahme mit einem/r Politiekr/in.. Hypothese 18c kann somit nicht 

bestätigt werden. 

 

10. Zusammenfassung und Interpretation der Ergebnisse 

Nach dem im vorigen Abschnitt eine umfassende Darstellung der Ergebnisse der im Rahmen 

dieser Masterarbeit vorgenommenen empirischen Untersuchung stattfand, folgt in diesem 

Kapitel eine nähere Interpretation dieser Ergebnisse. Diese Interpretation wird wie schon zuvor 

chronologisch nach den einzelnen in dieser Masterarbeit im Fokus stehenden zentralen 

Interessensfeldern – das politische Interesse, die politische Partizipation und Politische Bildung 

in der Schule – geordnet. Dabei werden sämtliche deskriptive sowie hypothesenprüfende 

Darstellungen, welche zuvor Eingang in diese Masterarbeit fanden, berücksichtigt. 
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10.1. Das politische Interesse 

10.1.1. Ausprägung des politischen Interesses 

Die in Kapitel 8 dargestellten Erebnissen der Untersuchung zum politischen Interesse von 

SchülerInnen aus Österreich im Wahlalter bestätigen, ebenso wie andere aktuelle 

Forschungsbefunde, den Mythos einer politikverdrossenen Jugend nicht. 

Der zur Operationalisierung des politischen Interesses gebildetet Index, welcher sich aus der 

Selbsteinschätzung zur Höhe des eigenen politischen Interesses, der Häufigkeit von politischen 

Gesprächen und Diskussionen, sowie der Häufigkeit der politischen Informationseinholung 

zusammensetzt, bescheinigt etwa zwei Drittel der SchülerInnen im Wahlalter zumindest ein 

mittleres politisches Interesse. Rund ein Viertel aller Befragten sind sogar sehr politisch 

interessiert. Demnach haben rund ein Drittel der Befragten ein geringes politisches Interesse. 

Geht man von der Annahme, dass das politische Interesse mit zunehmenden Alter ansteigt und 

dadurch im Jugendalter ein geringeres Interesse an Politik im Vergleich zu älteren Personen 

vorherrscht (siehe Kapitel 2.2.) aus, lässt einen dieses Ergebnis einen durchaus optimistischen 

Blick auf die Haltung von SchülerInnen im Wahlalter zu Politik werfen. Nicht unberücksicht 

bleiben darf hier jedoch auch der Aspekt, dass Jugendliche, welche sich bereit erklären bei einer 

derartigen Befragung teilzunehmen, in der Regel über ein höheres politisches Grundinteresse 

verfügen als der Durchschnitt. Diese Art der positiven Selbstselektion wird unter anderem von 

Filzmaier (2007, 6) erwähnt. Da bei der im Rahmen dieser Masterarbeit durchgeführten 

schriftlichen Befragung jedoch davon auszugehen ist, dass viele TeilnehmerInnen diese im 

Rahmen des Unterrichts unter Anweisung der Lehrkraft und somit nicht vollkommen freiwillig 

durchführten, dürfte dieser Effekt der positiven Selbstreflexion abgeschwächt werden. Genaue 

Angaben in dieser Hinsicht lassen sich jedoch aufgrund der beschränkten Überprüfbarkeit 

dieses Umstands nicht machen.  

Ebenfalls im Einklang mit dem Forschungsstand zum politischen Interesse ist das aus den 

Ergebnissen der durchgeführten empirischen Untersuchung hervorgehende deutlich höhere 

politische Interesse der Schüler im Vergleich zu ihren weiblichen Kolleginnen. Dieser 

Unterschied ist auch statistisch signifikant. Von den insgesamt 281 in die Auswertung 

miteinbezogenen Personen, waren 195 und somit die überwiegende Merheit (70%) weiblich. 

Dieser Umstand lässt die Annahme zu, dass das politische Interesse aller österreichischen 

SchülerInnen im Wahlalter etwas höher als in der im Rahmen dieser Masterarbeit 
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durchgeführten Untersuchung liegt. Dies gleicht eventuell die zuvor erwähnte positive 

Selbstselektion wieder etwas aus. 

SchülerInnen, welche mit einem eigenen Unterrichtsfach in Politischer Bildung wiesen den 

Ergebnissen der Untersuchung nach nicht vermehrt ein starkes politisches Interesse auf als 

SchülerInnen ohne einem eigenen Unterrichtsfach in Politischer Bildung. Auch vice verca war 

dies nicht der Fall. Es konnte demnach kein signifikanter Unterschied zwischen SchülerInnen 

mit einem eigenen Fach Politische Bildung, jenen mit Politischer Bildung im Rahmen einer 

Fächerkombination und den SchülerInnen bei welchen zum Zeitpunkt der Befragung keine 

Form von Politischer Bildung im Lehrplan vorgschrieben war, in Bezug auf das politische 

Interesse festgestellt werden. 

 

10.1.2. Interesse an einzelnen Themen aus den Lehrplänen im Unterricht in Politischer 

Bildung 

Die bereits zuvor beschriebene Erkenntnis, dass die befragten SchülerInnen dem Thema Politik 

nicht überwiegend mit Desinteresse begegnen, lässt sich ebenso in den Ergebnissen im Hinblick 

auf die Einstellungen der SchülerInnen zu den einzelnen Themenfeldern der Politischen 

Bildung, welche in den Lehrplänen vorgeschrieben sind, feststellen. 

Von den 18 abgefragten Themen wurde nur das Feld Wirtschaftliche Themen (Fragestellungen 

und Konflikte aus unterschiedlichen Perspektiven von einer klaren Mehrheit (55%) der 

SchülerInnen als wenig oder nicht interessant eingestuft. Beim Thema Datenschutz 

(Regelungen und Rechte, Maßnahmen) taten dies 50,9%, was bedeutet, dass etwa die Hälfte der 

Befragten wenig oder kein Interesse, die andere Hälfte jedoch etwas oder großes Interesse am 

Datenschutz-Thema äußerte. 

Drei Themenbereiche (Nationalismus, Rassismus, Antisemitismus; Politische Konflikte und 

Grundwerte der Demokratie und Menschenrechte) empfindet ein beachtlicher Teil von über 

80% der Befragten als etwas oder sehr interessant und immerhin noch vier Themen 

(Umweltpolitik: Klimawandel und -bedrohung, Migration und Integration, Soziale 

Bewegungen (Arbeiter-, Umwelt-, Frauen-, Friedensbewegung,...), Gesellschaftliche 

Ungleichheit (sozial, politisch, wirtschaftlich, ökologisch,...) empfinden über 70% der 

Befragten als sehr etwas oder sehr interessant. Diese hohen Anteile der an den spezifischen 

politischen Themen interessierten Personen sowie auch der Blick auf sämtliche anderen 

abgefragten Themenfelder, welche alle (zum Teil deutlich) von mehr als der Hälfte der 
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Befragten als etwas oder sehr interessant eingestuft wurde, lassen den Schluss zu, dass unter 

der Gruppe der SchülerInnen im Wahlalter ein durchaus vorhandenes Grundinteresse an 

politischen Themen besteht. 

Darüber hinaus fällt bei der Betrachtung der Themen, welche von den befragten SchülerInnen 

am häufigsten als interessant eingestuft wurden auf, dass dabei fast überall Aspekte der 

Gerechtigkeit, Diskriminierung von Teilen der Gesellschaft sowie Menschenrechte eine 

wichtige Rolle spielen. Die Gründe dafür können anhand der im Rahmen dieser Masterarbeit 

durchgeführten empirischen Untersuchung nicht erschlossen werden. Vermutungen in dieser 

Hinsicht werden in der Schlussfolgerung dieser Masterarbeit aufgestellt.  

 

10.1.3. Bewertung des Umfangs der einzelnen Themen aus den Lehrplänen im Unterricht in 

Politischer Bildung 

Bei der Frage welche politischen Themenfelder im Unterricht aus der Sicht der SchülerInnen 

vernachlässigt beziehungsweise welche zu oft thematisiert werden, war auffallend, dass bei 

allen abgefragten Themen jeweils lediglich ein kleiner Teil eine zu häufige Behandlung im 

Unterricht wahrnahm. Die Prozentwerte aller Themenbereiche reichen hierbei von 4,6% 

(Politische Konflikte) bis 19,3% (Politische Kommunikation und Wahlkämpfe). Diese 

Ergebnisse lassen den Schluss zu, dass die SchülerInnen Großteils den einzelnen Themen in 

den Lehrplänen zu Politischer Bildung noch nicht überdrüssig sind. 

Auf der anderen Seite der Antwortskala variiert das Ergebnis der einzelnen Themenfelder 

hinsichtlich der Mehrheit der Antworten zwischen einer ausreichenden Behandlung im 

Unterricht und einer zu seltenen Thematisierung und dem damit einhergehenden Wunsch, mehr 

von diesem Thema im Unterricht in Politischer Bildung zu hören. 

Am häufigsten empfanden die SchülerInnen das Thema rund um Umwelt und Klimaschutz als 

zu selten im Unterricht behandelt. Deutlich mehr als die Hälfte der Befragten waren dieser 

Ansicht, während nur ein Drittel eine ausreichende Thematisierung wahrnahm. Aus den 

vorherigen Ausführungen zu den Erkenntnissen über den Interessensgrad hinsichtlich der 

Themenfelder wird ersichtlich, dass das Thema Umwelt und Klimaschutz von vielen 

SchülerInnen als interessant sowie auch von vielen als zu wenig ausreichend behandelt beurteilt 

wird. 

Betrachtet man nun die Gruppen der an diesem Thema Interessierten sowie der am Thema 

Umwelt und Klimaschutz nicht Interessierten hinsichtlich des wahrgenommenen Umfangs im 
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Unterricht, ist eine deutliche Polarisierung zu erkennen. Es sind vor allem die an dem Thema 

interessierte SchülerInnen, welche auch eine verstärkte Thematisierung im Unterricht fordern, 

auch wenn immerhin ein Drittel der weniger Interessierten ebenso meinen, dieses Thema sollte 

mehr Beachtung im Unterricht erhalten. 

Auch das Thema rund um politische Konflikte ist sowohl für die Mehrheit der SchülerInnen 

interessant, als auch ein Bereich, der zu wenig im Unterricht behandelt wird. Im Gegensatz zum 

Umweltthema, verhalten sich jedoch hier die beiden Gruppen der Interessierten und weniger 

Interessierten beinahe gleich. Es fordert also auch der Großteil jener, welche dieses Thema 

eigentlich nicht besonders interessiert, eine verstärkte Behandlung im Unterricht. Dies lässt auf 

eine besonders hohe Wichtigkeit des Themas Politische Konflikte (Nationalitätenkonflikte, 

ökologische Konflikte, Kriegspolitik und Friedenspolitik) für die SchülerInnen schließen. Auch 

weniger daran interessierte SchülerInnen finden es bedeutsam, dass sie darüber im 

Schulunterricht mehr erfahren.  

Themen die auf der Attraktivitätsskala der SchülerInnen eher im hinteren Bereich liegen (bei 

einem respektablen Anteil von immerhin rund 50% daran interessierten SchülerInnen), jedoch 

von den Befragten mehrheitlich als zu selten im Unterricht behandelt empfunden werden, sind 

der Themenbereich rund um den Datenschutz sowie das Thema über die Möglichkeiten im 

Bereich der gesellschaftlichen Mitbestimmung. Auch hier ist der Anteil jener, welche eigentlich 

nicht besonders an diesen Themen interessiert sind, jedoch trotzdem mehr von davon im 

Unterricht erfahren wollen, relativ hoch. Etwa die Hälfte der an den Themen Datenschutz und 

Möglichkeiten der gesellschaftlichen Mitbestimmung (z.B.: Bürgerinitiativen, 

Jugendparlament, Mitarbeit in Parteien oder Jugendorganisationen, Online-Petitionen,..) 

nicht oder wenig interessierten SchülerInnen, fordern dennoch eine verstärkte Behandlung im 

Unterricht in Politischer Bildung. Auch diesen Themen wird von den SchülerInnen 

offensichtlich eine hohe Relevanz zugeschrieben, sodass sie mehr davon im Unterricht erfahren 

wollen.  

Diese Erkenntnis ist für das in dieser Masterarbeit im Fokus stehende Feld der politischen 

Partizipation besonders interessant. Die befragten SchülerInnen im Wahlalter sind den 

Ergebnissen der empirischen Untersuchung nach zu einem Großteil der Ansicht, dass Wege 

und Möglichkeiten der Partizipation in der Gesellschaft eine wichtige Rolle im Raum Schule 

einnehmen sollen. 

Weitere Themenfelder, wo ebenfalls die Mehrheit der weniger daran interessierten Personen 

trotzdem eine zu seltene Behandlung im Unterricht und dadurch eine verstärkte Thematisierung 
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forderten, sind der Umgang und die Nutzung von neuen und alten Medien sowie die Aspekte 

der Globalisierung. Auch hierbei könnte man also schlussfolgern, dass diesen Bereichen von 

den SchülerInnen eine hohe Relevanz zugesprochen wird und ein erhöhter Informationsbedarf 

besteht.  

Am zufriedensten mit dem Behandlungsumfang im Unterricht in Politischer Bildung sind die 

SchülerInnen mit den Themen Demokratie und Menschenrechte, Das politische System in 

Österreich sowie im internationalen Vergleich, sowie Unterschiedliche demokratische und 

nicht demokratische (autoritäre und totalitäre) Systeme im Vergleich. All diese Bereiche 

erhielten in der Kategorie der ausreichenden Behandlung im Unterricht Werte über 60%. Auch 

die Positionen der politischen Parteien in Österreich, Fragestellungen rund um wirtschaftliche 

Themen oder die politische Kommunikation und Wahlkämpfe erhielten dabei Werte über 50%.  

Bei all diesen Themen ist ein Muster zu erkennen: Inhalte zum politischen System (Österreichs 

oder international) sowie die Grundsteine der Verfassung (Rechte) und die Parteienlandschaft 

beziehungsweise der Parteienwettbewerb sind allesamt dem Bereich der Institutionenkunde 

zuzuordnen. Die Politische Bildung in Österreich versuchte, wie im theoretischen Abschnitt der 

Masterarbeit gezeigt wurde, seit den 90er Jahren, eine Abkehr von einer reinen 

Institutionenkunde, welche mit der Implementierung des Kompetenz-Strukturmodells nach 

Krammer als Basis der Umsetzung von Politischer Bildung auch fachdidaktisch verankert 

wurde. Inwiefern dies gelang, war nicht zentrales Erkenntnisfeld dieser Masterarbeit. Die 

Ergebnisse der empirischen Untersuchung zeigen jedenfalls, dass der Umfang der Themen zur 

Institutionenkunde im Unterricht von den SchülerInnen im Wahlalter Großteils nicht als zu 

groß oder zu klein empfunden wird.  

 

10.2. Politische Partizipation 

Auf den ersten Blick wirkt der Anteil der SchülerInnen, welche sich an den jeweiligen 

Partizipationsformen aktuell beteiligen, beziehungsweise bereits einmal beteiligten, nicht 

gerade hoch. Berücksichtigt man jedoch das junge Alter der Befragten, so ist die Beteiligung 

in manchen Bereichen durchaus respektabel. 

Erwartungsgemäß hoch liegt die Bereitschaft zur Beteiligung bei zukünftigen Wahlen. 

Trotzdem überrascht auch hier der sehr hohe Anteil von knapp 97% aller SchülerInnen mit 

österreichischer Staatsbürgerschaft, welche angab, in Zukunft von seinem Wahlrecht Gebrauch 
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zu machen. Damit liegen die SchülerInnen etwa deutlich über der durchschnittlichen 

Wahlbeteiligung von 80% bei den letzten Nationalratswahlen im Oktober 2017. Auch wenn 

erfahrungsgemäß davon auszugehen ist, dass eine vorausgehende Bereitschaft noch nicht 

gleichbedeutend sei mit einer tatsächlichen Stimmabgabe, ist dieses Ergebnis als durchaus 

außergewöhnlich zu bewerten.  

Von den weiteren Beteiligungsmöglichkeiten welche der konventionellen politischen 

Partizipation zuzurechnen sind, war nur mehr die Beteiligung bei einer Klassen- oder 

SchulsprecherInnenwahl und zwar als KandidatIn, eine Form der Beteiligung, welche von den 

SchülerInnen mehrheitlich genutzt wurde. Ein Anteil von fast 60% ehemaliger Klassen- oder 

SchulsprecherInnenkandidaten, könnte auf eine hohe Bereitschaft sich in innerschulische 

Gestaltungsprozesse einzubringen, hinweisen. Der niedrige Wert im einstelligen Bereich bei 

der aktiven Beteiligung in der SchülerInnenorganisation relativiert diese Schlussfolgerung 

jedoch wieder. 

Die restlichen Formen konventioneller politischer Partizipation, wie eine Mitgliedschaft 

beziehungsweise ein Engagement bei einer politischen Partei oder einem Interessensverband, 

sind bei sehr wenigen SchülerInnen beliebt. Dies entspricht den Befunden aus der 

Jugendforschung, welche wie in Kapitel 2 dieser Masterarbeit beschrieben wurden, jungen 

Menschen eine Parteiverdrossenheit attestieren.  

Bei den unkonventionellen politischen Partizipationsformen heben sich die Beteiligung bei 

einer Petition sowie der politisch motivierte Konsum beziehungsweise Boykott hervor. Diese 

Beteiligungsformen wurden von knapp über, beziehungsweise knapp unter der Hälfte der 

SchülerInnen bereits einmal genutzt. Ein Drittel der Befragten beteiligte sich sowohl schon 

einmal aktiv an politischen Diskussionen in den Sozialen Medien als auch an Demonstrationen. 

Diese Werte zeigen von einer durchaus politisch lebenden und denkenden Gruppe von 

Menschen, welche bereits in jungen Jahren politisch in irgendeiner Form aktiv wurden. 

Die geringen Werte für Partizipationsformen wie die Beteiligung bei einer Bürgerinitiative, die 

persönliche Kontaktaufnahme mit einem/r Politiker/in, das Verfassen eines politischen Beitrags 

sowie die Beteiligung bei einer illegalen Protestaktion, sind nicht überraschend. Während die 

drei Ersten aus dieser Liste allesamt hohe persönliche Anforderungen stellen und ein 

vergleichsweise hoher persönlicher Aufwand betrieben werden muss, was eine Beteiligung 

wesentlich unwahrscheinlicher macht (siehe Kapitel 2.1.), kommt beim illegalen Protest noch 

die bewusste Widersetzung der rechtlichen Lage hinzu.  
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Hinsichtlich der sozialen Partizipation, etwa bei NGO´s, gemeinnützigen Hilfsorganisationen 

oder kirchlichen Vereinigungen, liegt die Beteiligung bei unter einem Drittel. Eine besonders 

hohe gesellschaftliche Beteiligung der SchülerInnen lässt sich aus der durchgeführten 

Untersuchung demnach nicht ableiten. 

In Bezug auf geschlechterspezifische Unterschiede bezüglich der konventionellen sowie der 

unkonventionellen politischen Partizipation lässt sich feststellen, dass ein signifikanter 

Unterschied zwischen den männlichen und den weiblichen SchülerInnen hinsichtlich der 

unkonventionellen politischen Partizipation besteht. Die Burschen beteiligen sich eher an 

unkonventionellen Partizipationsformen als die Mädchen. Kein Unterschied zwischen den 

Geschlechtern konnte hingegen bei der konventionellen politischen Partizipation festgestellt 

werden. 

Ebenfalls den Forschungsstand als bestätigend anzusehen, sind die Erkenntnisse hinsichtlich 

des Zusammenhangs zwischen dem politischen Interesse der SchülerInnen und ihrer politischen 

Partizipation (Hypothesen 1 & 2). Es besteht sowohl zwischen dem politischen Interesse und 

der konventionellen, als auch zwischen dem politischen Interesse und der unkonventionellen 

politischen Partizipation ein positiver Zusammenhang. Bei der unkonventionellen politischen 

Partizipation ist der Zusammenhang noch dabei noch stärker als bei der konventionellen. Dies 

bestätigt auch den gängigen Forschungsstand, welcher in Kapitel 2.1. dargestellt wurde und 

besagt, dass unter Jugendlichen das politische Interesse vor allem bei den unkonventionellen 

politischen Partizipationsformen eine entscheidende Rolle spielt.  

Eine der zentralen Forschungsfragen dieser Masterarbeit war, ob sich politisch eher 

interessierte SchülerInnen im Wahlalter hinsichtlich ihres gesellschaftlichen und politischen 

Partizipationsverhaltens von politisch eher weniger interessierten SchülerInnen unterscheiden. 

Im Hinblick darauf wurden im Rahmen der durchgeführten empirischen Untersuchung jeweils 

SchülerInnen mit starkem, mittlerem und schwachem politischen Interesse hinsichtlich ihrer 

tatsächlichen und voraussichtlichen15 Beteiligung in den einzelnen Formen der 

gesellschaftlichen und politischen Partizipation miteinander verglichen. 

Der höchste Wert (98%) unter den SchülerInnen im Wahlalter mit großem politischen Interesse 

ist dabei bei der voraussichtlichen Stimmabgabe bei den nächsten Wahlen zu finden. 

Gleichzeitig sind jedoch auch die Werte der SchülerInnen mit mittlerem und schwachem 

                                                 

15 Die Frage nach der voraussichtlichen Beteiligung bei der nächsten politischen Wahl war die einzige, welche 

nicht die tatsächliche politische Partizipation maß. 
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politischen Interesse annähernd auf demselben hohen Niveau und es besteht kein signifikanter 

Unterschied zwischen diesen drei Gruppen. Politisch sehr interessierte SchülerInnen im 

Wahlalter beteiligen sich zwar voraussichtlich zu einem sehr großen Teil an Wahlen, 

SchülerInnen welche jedoch lediglich ein mittleres oder gar nur ein schwaches politisches 

Interesse zeigen, tun dies in fast ebenso gleichem Ausmaß. 

Weitere hohe Werte unter der Gruppe der politisch sehr interessierten SchülerInnen im 

Wahlalter, lassen sich beim Unterschreiben einer Petition (77%), dem politischen Kauf oder 

Boykott (71%) sowie der Nominierung zum Klassen- oder Schulsprecher (71%) feststellen. 

Auch an diesen Formen der politischen Partizipation beteiligt sich also ein Großteil der politisch 

sehr interessierten SchülerInnen im Wahlalter. Darüber hinaus bestehen im Gegensatz zur 

voraussichtlichen Wahlteilnahme große, zum Teil signifikante Unterschiede zu SchülerInnen 

im Wahlalter mit geringem und mittlerem politischen Interesse, welche zu einem viel 

geringeren Anteil an den oben genannten Formen partizipieren. Dennoch liegt der Anteil der 

SchülerInnen mit einem mittleren politischen Interesse beim Unterschreiben einer Petition 

sowie der Teilnahme bei einer Klassen- oder Schulsprecherwahl als KandidatIn bei über 50%.  

Die letzte Form von politischer Partizipation, an welcher sich zumindest mehr als die Hälfte 

der politisch sehr interessierten SchülerInnen im Wahlalter beteiligen, ist die politische 

Diskussion in den Sozialen Medien. Auch hierbei ist der partizipierende Anteil der politisch 

mittel sowie der politisch wenig interessierten SchülerInnen deutlich geringer. Der Unterschied 

ist dabei nicht nur zwischen den politisch sehr und den politisch wenig interessierten 

SchülerInnen, sondern auch zwischen den SchülerInnen mit mittlerem und jenen mit geringem 

politischen Interesse signifikant. Es lässt sich also schlussfolgern, dass die Mehrheit der 

politisch sehr interessierten SchülerInnen im Wahlalter an politischen Diskussionen in den 

Sozialen Medien partizipiert. Darüber hinaus, tun sie das zu einem viel größeren Teil als jene 

mit mittlerem sowie mit geringem politischem Interesse. 

Bei den restlichen elf sozialen und politischen Partizipationsformen liegt der Beteiligungsanteil 

der politisch sehr interessierten SchülerInnen im Wahlalter ebenso – zum Teil deutlich und 

signifikant – über dem der SchülerInnen mit mittlerem und geringem politischen Interesse. 

Allerdings erreichen diese Werte der sehr an Politik interessierten SchülerInnen nicht einmal 

mehr 50%, was bedeutet, dass der Großteil der politisch sehr interessierten, sowie in noch 

größerem Ausmaß der mittel und wenig an Politik interessierten SchülerInnen diese elf Formen 

der sozialen und politischen Partizipation nicht nutzt. 
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Somit lässt sich für drei der 16 abgefragten Partizipationsformen feststellen, dass diese von 

SchülerInnen, welche zumindest ein mittleres politisches Interesse aufweisen, überwiegend 

genutzt werden. Diese Formen sind die voraussichtliche Teilnahme an Wahlen, das 

Unterschreiben einer Petition und Teilnahme als KandidatIn bei einer Klassen- oder 

Schulsprecherwahl. Bei zwei Formen partizipieren nur die sehr politisch interessierten 

SchülerInnen mehrheitlich. Diese Formen sind der politische Konsum oder Boykott von Waren 

und die Teilnahme an politischen Diskussionen in den Sozialen Medien. Bei allen anderen 

abgefragten Partizipationsformen beteiligen sich die SchülerInnen, welche zumindest ein 

mittleres politisches Interesse aufweisen, mehrheitlich nicht.  

10.3. Politische Bildung in der Schule 

Von den in die Auswertung der schriftlichen Befragung miteinbezogenen SchülerInnen, erhielt 

der Großteil (67%) Politische Bildung in Form einer Fächerkombination vermittelt. Weniger 

als ein Viertel hatte zum Zeitpunkt der Befragung ein eigenständiges Fach Politische Bildung  

und ein sehr kleiner Teil von vier Prozent hatte zum Befragungszeitpunkt gar keine Form von 

Politischer Bildung.  

Interessante Erkenntnisse lieferte die Auswertung bezüglich des empfundenen Einflusses des 

Unterrichts in Politischer Bildung auf das eigene politische Interesse sowie die eigene politische 

Partizipationsbereitschaft. 

Demnach war knapp die Hälfte und damit die Mehrheit der befragten SchülerInnen der Ansicht, 

der Unterricht in Politischer Bildung hätte ihr politisches Interesse gesteigert. Nahezu gleich 

groß war der Anteil jener, welche meinten, durch den Unterricht wäre ihr Interesse an der 

Politik gleichgeblieben und nur 11% waren der Meinung, der Unterricht hätte bewirkt, dass ihr 

politisches Interesse abnimmt. 

Hinsichltich des Einflusses des Unterrichts auf die Motivation sich politisch zu beteiligen, fällt 

das Ergebnis etwas anders aus. Der Großteil der SchülerInnen meint demnach, durch den 

Unterricht wäre ihre Motivation zur politischen Partizipation gleichgeblieben. Trotzdem ist der 

Anteil jener SchülerInnen, welche der Ansicht sind ihr Unterricht in Politischer Bildung hätte 

ihre politische Partizipationsbereitschaft gesteigert immer noch deutlich größer als der Anteil 

jener, die meinen der Unterricht hätte die Motivation zur Partizipation verringert. 
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Sowohl bezüglich der Angaben der SchülerInnen bezüglich des Einflusses auf das politische 

Interesse, als auch auf die Motivation zur politischen Partizipation wurde kein signifikanter 

Unterschied zwischen den einzelnen Unterrichtsformen von Politischer Bildung festgestellt.  

Die Politische Bildung in Österreichs Schulen schafft es den Ergebnissen der im Rahmen dieser 

Masterarbeit durchgeführten Studie nach, das politische Interesse von etwa der Hälfte der 

SchülerInnen im Wahlalter zu steigern. Nur für einen kleinen Teil von rund 10% bewirkt der 

Unterricht eine Abnahme des politischen Interesses und beim Rest ändert die Politische Bildung 

in der Schule an ihrem Interesse an Politik nichts. Währenddessen schafft es der empirischen 

Untersuchung nach die Politische Bildung in Österreichs Schulen nicht, die Mehrheit der 

SchülerInnen im Wahlalter vermehrt zu einer politischen Beteiligung zu motivieren. Nur bei 

einem Viertel ist dies der Fall. Bei einem Großteil der SchülerInnen ändert sich ihre 

Partizipationsbereitschaft durch den Unterricht nicht, bei einem kleinen Anteil von wiederum 

ca. 10% nimmt diese durch den Unterricht sogar ab.  
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11. Weitere Erkenntnisse aus der empirischen Untersuchung abseits der 

Forschungsfragen 

Wie bereits im empirischen Teil der vorliegenden Masterarbeit in Kapitel 7.1. zur Gestaltung 

des für die empirische Untersuchung formulierten Fragbogens erwähnt wurde, erfolgt nun in 

diesem Zusatzkapitel eine grobe Darstellung der Erkenntnisse aus den ausgewerteten Daten, 

welche nicht für die Beantwortung der Forschungsfragen dienlich waren, jedoch zu einem 

breiteren Blick auf das in dieser Masterarbeit behandelte Thema – insbesondere der politischen 

Partizipation von SchülerInnen sowie deren Haltung zu Politischer Bildung in der Schule – 

beitragen. 

Im Anschluss daran erfolgt ein abschließendes Kapitel in dem noch einmal ein 

zusammenfassender Blick auf alle gesammelten Erkenntnisse dieser Masterarbeit, sowohl aus 

dem theoretischen, als auch aus dem empirischen Teil geworfen und eine abschließende 

Betrachtung des behandelten Themas mitsamt einem Ausblick vorgenommen wird. 

 

11.1. Politische Wirksamkeit 

Abbildungen 36 sowie 37 machen deutlich, dass ein Großteil der befragten SchülerInnen nicht 

daran glaubt politisch etwas bewirken zu können. An die eigene politische Wirksamkeit 

beziehungsweise Fähigkeit politisch etwas verändern zu können, glaubt nur etwa ein Drittel. 

Noch weniger SchülerInnen glauben, sie hätten in der Vergangenheit schon einmal auf 

politischer Ebene etwas bewirkt. Schüler und SchülerInnen verhalten sich in beiden Fragen 

gleich, ein signifikanter geschlechterspezifischer Unterschied konnte demnach nicht festgestellt 

werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



153 

 

 

Politische Wirksamkeit 

  
Abbildung 36: Subjektive politische Wirksamkeit (eigene Darstellung) 

 

 

Politische Wirksamkeit in der Vergangenheit 

 

Abbildung 37: Subjektive politische Wirksamkeit in der Vergangenheit (eigene Darstellung) 

Glaubst du, dass du 

schon einmal politisch 

etwas bewirkt/verändert 

hast? 

Hast du das Gefühl, 

dass du politisch etwas 

bewirken kannst? 
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Einfluss der politischen Wirksamkeit auf die Partizipation 

Hinsichtlich des Einflusses der subjektiv empfundenen politischen Wirksamkeit auf die 

konventionelle sowie die unkonventionelle politische Partizipation, bestätigen die Ergebnisse 

der durchgeführten Untersuchung die aktuellen Forschungserkenntnisse (siehe Kapitel 2.2.). 

Sowohl bei den konventionellen (p = 0,001)16 als auch bei den unkonventionellen politischen 

Partizipationsformen (p=0,000)17 beteiligen sich jene SchülerInnen, welche das Gefühl haben 

politisch etwas bewirken zu können eher, als jene, welche das Gefühl haben nichts bewirken zu 

können. Die wichtige Rolle der persönlichen politischen Wirksamkeit als Motivator für 

politische Partizipation wird dadurch bestätigt. 

 

 

Gründe für eine nicht empfundene politische Wirksamkeit: 

An dieser Stelle ist zu erwähnen, dass von insgesamt 151 Befragten, welche auf die Frage nach 

ihrer politischen Wirksamkeit mit eher nein oder nein geantwortet haben, 95 Personen auch auf 

die darauffolgende offene Frage nach den Gründen für ihr Empfinden antworteten. Die 

gegebenen offenen Antworten wurden in der folgenden Tabelle in Kategorien 

zusammengefasst. Neben der Kategorie steht in Klammer wie oft diese unter den Antworten 

vorkam. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 

16 Siehe Anhang S. 204. 

17 Siehe Anhang S.204f. 
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Eine einzelne Stimme unter vielen bewirkt nichts (24)  

Zu junges Alter um wirksam zu sein/Anliegen der Jungen findet nicht Gehör in der 

Politik (9) 

Keine österreichische Staatsbürgerschaft (7) 

Interessens-/Wissens-/Informationsmangel (8) 

Mangelnde eigene Fähigkeiten/Durchsetzungsfähigkeit (5) 

Keine Parteizugehörigkeit (3) 

Keine Möglichkeiten (z.B. aufgrund des politischen/demokratischen Systems) um 

etwas zu bewirken (8) 

Politiker sind unfähig/korrupt/ignorant/streiten zu viel (9) 

Eigene Beteiligung hat keine Auswirkungen (7) 

Sonstige (15) 

Abbildung 38: Gründe für politische Nicht-Wirksamkeit (eigene Darstellung) 

 

Dieser Abbildung zufolge sind jene SchülerInnen, welche nicht an die eigene politische 

Wirksamkeit glauben, vor allem der Ansicht, ihre Stimme sei lediglich eine von vielen und 

daher nicht bedeutsam im politischen Prozess. Versteht man diese Haltung rein auf die 

Stimmenabgabe bei politischen Wahlen bezogen, so scheint in der Wahrnehmung der 

SchülerInnen diese Form der politischen Beteiligung im Vergleich zu anderen 

Partizipationsmöglichkeiten deutlich im Vordergrund zu stehen. Auch die Begründung im 

Sinne mangelnder Möglichkeiten (unter anderem systembedingt) einer wirksamen 

Einflussnahme in den politischen Prozess, deuten darauf hin, dass die SchülerInnen im 

Wahlalter oft keine adäquaten Mittel sehen, sich in den politischen Prozess einzubringen. 

Neben diesen institutionellen Aspekten, zeigt sich ebenso ein mangelndes Vertrauen in die 

politischen Akteure, welche oft als unfähig, korrupt, streitbar oder ignorant angesehen werden. 

 

Gründe für eine empfundene politische Wirksamkeit 

Von 95 Personen, welche an ihre eigene politische Wirksamkeit zu glauben, gaben 74 eine 

Antwort auf die Folgefrage, warum sie dieser Meinung sind. Manche Antworten enthielten 

mehrere Gründe, weshalb die Gesamtanzahl in Klammer jene der tatsächlichen Antworten 

übersteigt. Folgende Kategorien wurden aus den Antworten gebildet: 
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Aufgrund von Wahlen (23)  

Aufgrund diverser Mitbestimmungsmöglichkeiten (Parteimitgliedschaft, Petitionen, 

Bürgerinitiativen, Demonstrationen, SchülerInnenvertretung,…) (16) 

Recht auf freie Meinungsäußerung (11) 

Aufgrund der eigenen Fähigkeiten (z.B.: Wissen, Durchsetzungsvermögen) (8) 

Jeder kann etwas ändern/jede Stimme zählt (6) 

Aufgrund der Demokratie (10) 

Sonstige (8) 

Abbildung 39: Gründe für politische Wirksamkeit (eigene Darstellung) 

 

Gründe für die eigene politische Wirksamkeit in der Vergangenheit: 

Von den 73 Personen, welche auf die Frage nach der politischen Wirksamkeit in der 

Vergangenheit mit ja antworteten, beantworteten 67 Personen auch die Folgefrage warum sie 

dieser Ansicht sind. Folgende Kategorien wurden zusammengefasst: 

 

Aufgrund von Wahlen (27)  

Aufgrund diverser Mitbestimmungsmöglichkeiten (Parteimitgliedschaft, 

Petitionen, Bürgerinitiativen, Demonstrationen, SchülerInnenvertretung,…) (19) 

Durch Diskussion mit anderen (11) 

Nennung konkreter Wirksamkeit in bestimmten Bereichen (z.B.: Tierrecht, LGBT-

Anliegen, Migration/Integration, Genderstrategien, Feminismus, Tragen eines 

Kopftuches) (7) 

Sonstige (9) 

Abbildung 40: Gründe für politische Wirksamkeit in der Vergangenheit (eigene Darstellung) 

 

Aus den Abbildungen 39 und 40 ist zu entnehmen, dass die Stimmabgabe bei politischen 

Wahlen von den SchülerInnen am öftesten als Grund für eine politische Wirksamkeit in der 

Vergangenheit gesehen wird, deutlich öfter, als sämtliche andere Formen der politischen 

Partizipation zusammen. Dies deutet wie bereits weiter oben im Zuge der Abbildung 38 

beschrieben wurde darauf hin, dass die klassische Form des Wählens aus der Sicht der 
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SchülerInnen als die stärkste und oft auch als die einzige Möglichkeit einer Einflussnahme auf 

den politischen Prozess angesehen wird.  

11.2. Demokratiezufriedenheit 

Bezüglich der Haltung der Befragten mit der österreichischen Staatsform der Demokratie, lässt 

sich eine klare Mehrheit an zufriedenen SchülerInnen feststellen.  Über 80% sind mit 

Demokratie als Staatsform in Österreich sehr oder zumindest einigermaßen zufrieden. 18% der 

SchülerInnen geben hingegen an, mit der der Demokratie als Staatsform in Österreich nicht 

zufrieden zu sein. Davon sind 15% weniger zufrieden und 3% nicht zufrieden. 

 

Abbildung 41: Zufriedenheit mit der Staatsform der Demokratie (eigene Darstellung) 
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Einfluss der Zufriedenheit mit der Staatsform der Demokratie auf die Partizipation 

Es gibt hinsichtlich der konventionellen Partizipation keinen Unterschied zwischen den 

SchülerInnen die mit der Staatsform der Demokratie in Österreich zufrieden sind und jenen, 

welche mit der Staatsform der Demokratie in Österreich unzufrieden sind. (p = 0,235)18. 

Es gibt hinsichtlich der unkonventionellen Partizipation keinen Unterschied zwischen den 

SchülerInnen die mit der Staatsform der Demokratie in Österreich unzufrieden sind und jenen, 

welche mit der Staatsform der Demokratie in Österreich zufrieden sind (p = 0,188)19. 

An dieser Stelle muss wiederholt auf die eventuell missverständliche Formulierung der 

Fragestellung in Bezug auf die Ergründung der Demokratiequalität sowie der Zufriedenheit mit 

der Staatsform hingewiesen werden. 

Anhand der Ergebnisse der empirischen Untersuchung kann festgestellt werden, dass die 

SchülerInnen im Wahlalter überwiegend mit der Demokratie als Staatsform in Österreich 

zufrieden sind. 18% unzufriedene, davon 3% sehr unzufriedene SchülerInnen, erscheinen auf 

den ersten Blick nicht sehr hoch. Geht man jedoch davon aus, dass die befragten Personen die 

Fragstellung nach der Staatsform richtig verstanden haben und weniger die Demokratiequalität 

in Österreich beurteilten, wäre es unvorsichtig diesen Anteil an SchülerInnen, welche die 

Demokratie als Staatsform nicht unterstützen, kleinzureden. Es wurde in weiterer Folge nicht 

nach alternativen Staatsformen gefragt, geht man jedoch davon aus, dass die von den 

SchülerInnen anstatt einer Demokratie bevorzugten Modell autoritäre Züge beinhalten, ist ein 

Wert von knapp 20% durchaus bedenklich. Geht man davon aus, dass die befragten 

SchülerInnen die Fragestellung eher im Sinne der Zufriedenheit mit den demokratischen 

Verhältnisse in Österreich verstanden haben, ist ein Anteil von rund 20% unzufriedener 

Personen weniger besorgniserregend. Es könnte etwa auch der Wunsch nach Veränderung im 

Sinne einer Weiterentwicklung der Demokratie als Motiv hinter der ausgedrückten 

Unzufriedenheit stehen. 

Hierbei ergeben sich insbesondere durch die eventuell unklar formulierte Fragestellung eine 

Vielzahl an Anknüpfungspunkte, welche bei weiteren Forschung eine Fortführung finden 

könnten.  

                                                 

18 Siehe Anhang S.205. 

19 Siehe Anhang S. 206. 
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In weiterer Folge wurde untersucht, ob sich SchülerInnen im Wahlalter, welche mit der 

Demokratie in Österreich unzufrieden sind eher an Formen der unkonventionellen Partizipation 

beteiligen als jene, welche mit der Demokratie in Österreich zufrieden sind. Umgekehrt wurde 

untersucht, ob sich mit der Demokratie zufriedene SchülerInnen eher an konventionellen 

Partizipationsformen beteiligen als mit der Demokratie unzufriedene. Diese Annahmen wurden 

in Anlehnung an die in Kapitel 1.3.2. beschriebenen theoretischen Ausführungen von Lösch 

(2011) zur emanzipativen Weiterentwicklung von Demokratie als Bildungsziel der Politischen 

Bildung, sowie Detjen (2011) zur bevorzugten Beteiligung in konventionellen 

Partizipationsformen im Sinne einer Bejahung zum demokratischen Status Quo geprüft. 

Es muss hierbei noch einmal verdeutlicht werden, dass die eventuell unklar erscheinende 

Fragestellung im Hinblick auf die Ergebnisse berücksichtigt werden muss.  

Aufgrund der Ergebnisse der Überprüfung des Unterschieds hinsichtlich der unkonventionellen 

Partizipation zwischen SchülerInnen, welche mit der Demokratie zufrieden sind mit jenen, 

welche unzufrieden sind, kann die aus den theoretischen Ausführungen von Lösch (2011) 

abgeleitete Annahme aus Kapitel 1.3.2.2. demnach nicht bestätigt werden. 

Eine Überprüfung des Unterschieds hinsichtlich der konventionellen politischen Partizipation 

zwischen den SchülerInnen welche mit der Staatsform der Demokratie in Österreich zufrieden 

sind und jenen, welche mit damit unzufrieden sind ergab ebenfalls keinen signifikanten 

Unterschied. Auch die zweite Annahme aus Kapitel 1.3.3.2., welche aus den Ausführungen von 

Detjen (2011) abgeleitet wurde, kann demnach nicht bestätigt werden. 

 

11.3. Änderungsvorschläge der SchülerInnen zum Unterricht in Politischer Bildung 

Nach den Fragen hinsichtlich des Interesses der SchülerInnen an den einzelnen Themenfeldern 

der Lehrpläne in Politischer Bildung, sowie der Einschätzung bezüglich des Umfangs dieser 

Themen, wurde eine offene Folgefrage gestellt, in der die SchülerInnen gezielt nach 

Änderungsvorschlägen für ihren Unterricht in Politischer Bildung gefragt wurden. 176 

SchülerInnen gaben dabei eine Antwort. 

Die Antworten wurden in Kategorien zusammengefasst und in der folgenden Abbildung 

dargestellt (Anzahl der Nennungen in Klammer): 
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Mehr frauenpolitische Themen (6) 

Mehr Umweltthemen (4) 

Weniger Inhalte zu den politischen Parteien (6) 

Mehr Inhalte zu den politischen Parteien (7) 

Mehr Inhalte zu Mitbestimmungsmöglichkeiten (3) 

Mehr EU-Themen (2) 

Mehr Inhalte zum Thema Migration/Flüchtlingspolitik (6) 

Mehr Diskussionen (12) 

Vermehrt auf Interessen der SchülerInnen eingehen (11) 

Forderung nach eigenem Fach (21) 

Forderung nach mehr Politischer Bildung in Fächerkombination (11) 

Weniger Politische Bildung in der Schule (5) 

Mehr aktuelle Themen/Weniger Vergangenheitspolitik (28) 

Weniger Österreich-Bezug/mehr internationale Themen (8) 

Kein Änderungsbedarf (8) 

Mehr Objektivität/Überparteilichkeit auf LehrerInnenseite (14) 

Mehr Filme/Dokumentationen (4) 

Mehr Exkursionen (3) 

Andere Vermittlungsmethoden (Interaktiver Unterricht, Workshops, Rollenspiele) 

(4) 

Sonstige (14) 

Abbildung 42: Änderungsvorschläge für Unterricht (eigene Darstellung) 

 

Aus den dargestellten Antwortkategorien lässt sich ablesen, dass viele der Befragten auf die 

Frage nach den Veränderungswünschen im Unterricht in Politischer Bildung mit einer 

generellen Forderung nach mehr Politischer Bildung in der Schule reagierten. Demgegenüber 

steht nur eine kleine Anzahl an SchülerInnen, welche weniger Politische Bildung im Unterricht 

vermittelt bekommen will. Ein weiterer oft geforderter Aspekt war die verstärkte Behandlung 

von aktuellen politischen Themen. Auch eine verstärkte Objektivität auf Seiten der Lehrkräfte 

würden sich einige SchülerInnen wünschen.  
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Diese dargestellten Erkenntnisse zu den Aspekten der politischen Partizipation und vor allem 

der Haltung von SchülerInnen im Wahlalter zu Politischer Bildung in der Schule, gehen wie in 

dieser Masterarbeit bereits zuvor erwähnt wurde, über die im theoretischen Abschnitt 

formulierten Forschungsfragen hinaus. Aufgrund dessen, dass dadurch ein noch umfassenderer 

Blick auf das Themenfeld, mit dem sich diese Masterarbeit auseinandersetzt, geworfen wird, 

wurden diese Erkenntnisse dennoch in die Arbeit mitaufgenommen. 

 

12. Schlussbetrachtung und Resümee 

Im Rahmen dieser Masterarbeit standen das politische Interesse und die politische Partizipation 

von SchülerInnen im Wahlalter aus Österreich sowie deren Haltung gegenüber Politischer 

Bildung im Unterricht, insbesondere hinsichtlich der darin behandelten Themen im Fokus. Ziel 

war es zum einen die Ausprägung des allgemeinen politischen Interesses sowie die Richtung 

des Interesses bezüglich der im Lehrplan in Politischer Bildung vorgeschriebenen Themen  von 

SchülerInnen im Wahlalter zu untersuchen, zum anderen das Partizipationsverhalten von 

SchülerInnen im Wahlalter – auch im Verhältnis zu deren politisches Interesse – zu  beleuchten 

sowie auch die Sichtweise der SchülerInnen auf den Einfluss des Unterrichts in Politischer 

Bildung auf ihr politisches Interesse und ihre Partizipationsbereitschaft darzustellen. 

Im theoretischen Abschnitt der Masterarbeit wurde dazu zunächst eine umfassende (Er)Klärung 

der für die beschriebenen Interessensfelder zentralen Begriffe Politik, Partizipation und 

Politische Bildung, sowie eine Darstellung der für das Masterarbeitsthema relevanten 

bisherigen Forschungserkenntnisse vorgenommen. Danach wurde die Politische Bildung in 

Österreich einer genauen Betrachtung unterzogen indem ihre historische Entwicklung seit dem 

späten 19. Jahrhundert bis zu dem erneuerten Grundsatzerlass zum Unterrichtsprinzip 

Politische Bildung im Jahr 2015 im Detail dargestellt wurde. 

Im empirischen Teil dieser Masterarbeit folgten danach die theoretischen Vorüberlegungen 

sowie die methodische Vorgangsweise der durchgeführten empirischen Untersuchung. Diese 

erfolgte im Rahmen einer schriftlichen Online-Befragung als Methode der quantitativen 

Sozialforschung. Infolge dieser Befragung konnten schlussendlich die Daten von 281 

SchülerInnen aus sieben österreichischen Bundesländern für die Auswertung verwendet 

werden. Die Auseinandersetzung mit den Untersuchungsergebnissen erfolgte anhand von 

deskriptiven sowie hypothesenprüfenden Darstellungen welche chronologisch nach den 
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zentralen Interessensfeldern dieser Masterarbeit – dem politischen Interesse, der sozialen und 

politischen Partizipation sowie der Politischen Bildung – Eingang in diese Masterarbeit fanden 

und allesamt der Beantwortung der Forschungsfragen dienten. Die für die Beantwortung der 

zweiten Forschungsfrage leitenden Hypothesen wurden in einem eigenen Kapitel im Anschluss 

an die restlichen Ergebnisdarstellungen überprüft. 

Im Hinblick auf die dadurch gewonnen Erkenntnisse können die drei Forschungsfragen dieser 

Masterarbeit folgendermaßen beantwortet werden: 

 

Im Hinblick auf die erste Forschungsfrage kann festgehalten werden, dass unter SchülerInnen 

im Wahlalter in Österreich ein durchaus respektables Niveau an allgemeinem politischen 

Interesse vorhanden ist. Zwei Drittel der SchülerInnen im Wahlalter, weisen zumindest ein 

mittleres politisches Interesse auf. Davon sind sogar mehr als ein Drittel sehr an Politik 

interessiert. Vor dem Hintergrund, dass das politische Interesse mit zunehmenden Alter in der 

Regel ansteigt, sind diese Werte der SchülerInnen im Wahlalter noch einmal höher zu 

einzustufen. 

Zwischen den männlichen und den weiblichen Befragten herrscht hinsichtlich des politischen 

Interesses ein signifikanter Unterschied. Schüler im Wahlalter weisen demnach ein höheres 

politisches Interesse auf als SchülerInnen im Wahlalter. 

Im Hinblick auf dieses Ergebnis ist zu berücksichtigen, dass der Anteil weiblicher Personen 

unter den Befragten unverhältnismäßig hoch lag. Es ist dadurch anzunehmen, dass bei einer 

ausgewogenen Geschlechterverteilung der Anteil der politisch Interessierten insgesamt noch 

etwas größer wäre. Gleichzeitig muss bei der Frage nach dem politischen Interesse im Rahmen 

einer freiwilligen Befragung das Phänomen der positiven Selbstreflexion stets miteinbezogen 

werden, weshalb der Anteil der politisch interessierten SchülerInnen im Hinblick auf die 

Gesamtbevölkerung wohl wieder etwas nach unten korrigiert werden müsste. 

Das Ergebnis einer ganz und gar nicht politikverdrossenen Jugend untermauern auch die 

Erkenntnisse zu den Einstellungen der SchülerInnen gegenüber den verschiedenen 

Themenfeldern aus den Lehrplänen in Politischer Bildung. Der Großteil der lehrplanmäßigen 

Themen wird von der Mehrheit der SchülerInnen im Wahlalter als interessant empfunden. 

Lediglich wenn es um wirtschaftliche Aspekte, wie Fragestellungen oder Konflikte aus 

unterschiedlichen Perspektiven sowie um das Thema Datenschutz geht, findet dies eine knappe 

Mehrheit der SchülerInnen weniger interessant. Die von einer überzeugenden Mehrheit der 

SchülerInnen im Wahlalter als interessant befundenen Themen Nationalismus, Rassismus, 
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Antisemitismus; Politische Konflikte; Grundwerte der Demokratie und Menschenrechte; 

Umweltpolitik: Klimawandel und -bedrohung; Migration und Integration; Soziale Bewegungen 

Arbeiter-, Umwelt-, Frauen-, Friedensbewegung,...), Gesellschaftliche Ungleichheit (sozial, 

politisch, wirtschaftlich, ökologisch,...), haben bis auf das Umweltthema allesamt Aspekte der 

Gerechtigkeit, der Diskriminierung von gewissen Menschengruppen sowie der 

Menschenrechte gemeinsam. Es zeigt sich demnach ein Trend in die Richtung einer 

Befürwortung solcher Themen im Schulunterricht. Ob ein Grund dafür die momentane 

Aktualität derartiger Themen in den zurzeit immer rauer werdenden politischen Debatten sein 

könnte, lässt sich an dieser Stelle nur mutmaßen und bietet Anknüpfungspunkte für 

weiterführende Forschungen. 

Bis auf das Thema zu den Grundwerten der Demokratie und Menschenrechte sind alle anderen 

Themenbereiche, welche die SchülerInnen im Wahlalter am stärksten interessieren, nicht der 

klassischen Institutionenkunde zuzuordnen. Daraus könnte man ableiten, dass die Entwicklung, 

welche in der Politischen Bildung in Österreich spätestens seit der Verankerung des 

Kompetenz-Strukturmodells nach Krammer im Sinne einer Abkehr von der alleinigen 

Reduzierung auf die Wissensvermittlung im Unterricht mittels Institutionenkunde vollzogen 

wurde, weiterhin forciert werden sollte.   

In Bezug auf die Beantwortung der zweiten Forschungsfrage ist vorauszuschicken, dass sich 

anhand der empirischen Untersuchung im Rahmen dieser Masterarbeit die gängigen Annahmen 

der politischen Partizipationsforschung hinsichtlich eines positiven Zusammenhangs zwischen 

dem politischen Interesse und der politischen Partizipation bestätigen lassen. Ein positiver 

Zusammenhang liegt dabei sowohl für die konventionelle, als auch für die unkonventionelle 

politische Partizipation vor. Es gilt: Je stärker sich SchülerInnen im Wahlalter politisch 

interessieren, desto eher partizipieren sie auch in konventionellen sowie in unkonventionellen 

politischen Beteiligungsformen. 

In Bezug auf den Unterschied hinsichtlich der Partizipation zwischen interessierten und nicht 

interessierten SchülerInnen im Wahlalter lässt sich folgendes aussagen: 

SchülerInnen im Wahlalter, welche zumindest ein mittleres politisches Interesse aufweisen, 

beteiligen sich zum Großteil bei drei der insgesamt 16 abgefragten Formen der Partizipation. 

Dabei handelt es sich um zwei konventionelle Partizipationsmöglichkeiten (Voraussichtliche 

Stimmabgabe bei Wahlen, Kandidatur bei einer Klassen- oder Schulsprecherwahl) sowie einer 

unkonventionellen Partizipationsmöglichkeit (Unterschreiben einer Petition). Während sich 

bei der voraussichtlichen Stimmabgabe bei Wahlen das Verhalten der politisch weniger 



164 

 

interessierten SchülerInnen dem der politisch stärker interessierten SchülerInnen sehr stark 

ähnelt, gibt es bei der Kandidatur als Klassen- oder SchulsprecherIn und beim Unterschreiben 

einer Petition zum Teil signifikante Unterschiede zwischen den politisch stark interessierten 

SchülerInnen und jenen mit einem geringem und mittlerem politischen Interesse. Dennoch liegt 

der Anteil der SchülerInnen mit einem mittleren politischen Interesse beim Unterschreiben 

einer Petition sowie der Kandidatur bei einer Klassen- oder Schulsprecherwahl bei über 50%.  

Bei zwei weiteren Partizipationsformen (Politischer Kauf oder Boykott von Waren, Beteiligung 

bei einer politischen Diskussion in den Sozialen Medien) reicht ein mittleres Interesse an der 

Politik bei einem Großteil der SchülerInnen im Wahlalter nicht mehr aus um sich zu beteiligen. 

Bei diesen beiden Formen der unkonventionellen politischen Partizipation beteiligt sich 

lediglich der Großteil der sehr interessierten SchülerInnen im Wahlalter, während sich 

SchülerInnen mit mittlerem sowie geringem politischen Interesse Großteils nicht daran 

beteiligen. Dementsprechend bestehen bei beiden der genannten Partizipationsformen 

signifikante Unterschiede zwischen allen drei unterschiedlich stark an Politik interessierten 

(gering – mittel – stark) SchülerInnengruppen.  

Alle anderen sozialen sowie politischen Partizipationsformen werden von einem Großteil der 

SchülerInnen, welche zumindest ein mittleres politisches Interesse an den Tag legen, nicht 

genutzt. Bis auf die Partizipationsformen – Engagement  in kirchlichen Vereinigungen, 

Engagement in gesellschaftlichen Hilfsorganisationen und Engagement in 

gesellschaftspolitischen Interessensverbänden – gibt es bei allen anderen Formen der 

Beteiligung signifikante Unterschiede zwischen den politisch weniger interessierten und den 

politisch stärker interessierten SchülerInnen im Wahlalter. 

Bezüglich der dritten Forschungsfrage ist infolge der empirischen Untersuchung festzuhalten, 

dass der Unterricht in Politischer Bildung in Österreichs Schulen das politische Interesse von 

fast der Hälfte aller SchülerInnen im Wahlalter steigert, zumindest wenn es nach dem 

Empfinden der SchülerInnen geht. Gleichzeitig wirkt sich der Unterricht nur bei einem kleinen 

Teil von rund 10% negativ auf deren politisches Interesse aus. 

Ein anderes Bild zeigt sich hinsichtlich der politischen Partizipationsbereitschaft. Hier schafft 

es die Politische Bildung in der Schule nur bei etwa einem Viertel die Motivation zur 

gesellschaftlichen und politischen Partizipation zu steigern. Bei einem kleinen Teil von etwa 

10% der SchülerInnen im Wahlalter bewirkt Politische Bildung in der Schule eine Abnahme 

der Motivation sich politisch und gesellschaftlich zu beteiligen. Auf den Großteil der 
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SchülerInnen hat der Unterricht in Politischer Bildung diesbezüglich laut eigener Angabe keine 

Auswirkung.  

Die Art der Unterrichtsform ist sowohl hinsichtlich des Einflusses der Politischen Bildung in 

der Schule auf das politische Interesse, als auch auf die politische Partizipationsbereitschaft 

nicht entscheidend. Es gibt also keinen Unterschied zwischen den SchülerInnen mit einem 

eigenen Unterrichtsfach in Politischer Bildung und jenen mit einer Fächerkombination 

hinsichtlich der Auswirkung des Unterrichts in Politischer Bildung auf deren politisches 

Interesse sowie politisches Partizipationsverhalten. 

 

Neben diesen dargestellten Erkenntnissen konnte im Rahmen dieser Masterarbeit in Bezug auf 

die Haltung von SchülerInnen im Wahlalter gegenüber den einzelnen Themenfeldern aus den 

Lehrplänen in Politischer Bildung ein weitreichender Überblick gegeben werden. 

Allgemein konnte festgestellt werden, dass bei allen abgefragten Themenfeldern aus den 

Lehrplänen zu Politischer Bildung in Österreichs Schulen, nur ein geinger Anteil der 

SchülerInnen (Werte zwischen 4% und 20%) eine zu häufige Behandlung im Unterricht 

wahrnehmen und deshalb eine seltenere Thematisiserung fordern. Dies zeigt von einer hohen 

allgemeinen Akzeptanz von politischen Themen im Schulunterricht. Politische Bildung in der 

Schule dürfte demnach von SchülerInnen im Wahlalter auf jeden Fall akzeptiert oft sogar 

gefordert werden. Ein hoher politischer Informationsbedarf auf Seiten der SchülerInnen im 

Wahlalter kann anhand der Ergebnisse der empirischen Untersuchung im Rahmen dieser 

Masterarbeit nicht von der Hand gewiesen werden. 

In Bezug auf die Bewertungen der SchülerInnen, welche Themen in Politischer Bildung in der 

Schule zu selten, ausreichend oder zu häufig vorkommen ergaben sich vor allem durch den 

Vergleich der Gruppe an SchülerInnen welche an dem jeweilgen Themenfeld interessiert waren 

mit jener Gruppe, welche an dem selben Themenfeld weniger interessiert waren, 

aussagekräftige Ergebnisse. So wird das Thema Umwelt und Klimaschutz zwar insgesamt am 

häufigsten vermehrt im Unterricht in Politischer Bildung gefordert. Jedoch tun dies in erster 

Linie SchülerInnen, welche dieses Thema auch besonders interessant finden. Die an dem 

Umweltthema weniger Interessierten, sehen Großteils eine ausreichende Behandlung. Anders 

ist dies beim Thema Politische Konflikte (Nationalitätenkonflikte, ökologische Konflikte, 

Kriegspolitik und Friedenspolitik), welches auch bei der allgemeinen Bewertung der Themen 

welche im Unterricht häufiger behandelt werden sollten ganz vorne liegt. Hier fordert auch der 

Großteil der an diesem Thema weniger interessierten Schüler eine häufigere Thematisierung 
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im Unterricht. Weitere Themen bei denen sich ähnliche Ergebnisse in dieser Hinsicht zeigen, 

sind Datenschutz (Regelungen und Rechte, Maßnahmen,...); Möglichkeiten der 

gesellschaftlichen Mitbestimmung (z.B.: Bürgerinitiativen, Jugendparlament, Mitarbeit in 

Parteien oder Jugendorganisationen, Online-Petitionen,..); Globalisierungsprozesse (Chancen 

und Konflikte) sowie Umgang mit und Nutzung von traditionellen und neuen Medien. 

Auch hierbei könnte man also schlussfolgern, dass diesen Bereichen von den SchülerInnen oft 

eine hohe Relevanz zugesprochen wird und dazu ein erhöhter Informationsbedarf besteht. Dass 

dabei das Thema über die Möglichkeiten der gesellschaftlichen Mitbestimmung unter diesen 

Themenbereichen liegt ist für den in dieser Masterarbeit beleuchteten Aspekt der 

Partizipationsbereitschaft junger Menschen besonders interessant. Es zeigt, dass unter 

SchülerInnen im Wahlalter ein hoher Informationsbedarf zu gesellschaftlichen 

Mitbestimmungsmöglichkeiten vorhanden ist und die Schule aus ihrer Sicht ein Ort sein kann, 

um in dieser Hinsicht mehr zu erfahren.  

Der Umstand, dass viele SchülerInnen einzelne politische Themen einerseits als nicht 

besonders interessant einstufen, andererseits jedoch eine vermehrte Behandlung dieser Themen 

im Unterricht fordern, ist vor allem in Bezug auf die im theoretischen Abschnitt dieser Arbeit 

dargestellten Ausführungen von Allenspach (2012, 130f) und dem Zusammenhang zwischen 

politischem Wissen und politischem Interesse spannend zu beobachten. Die SchülerInnen 

wären demnach aufgrund von mangelnden Kenntnisse zu dem Thema weniger daran 

interessiert. Warum sie aber gleichzeitig vermehrt Informationen im Sinne einer 

umfangreicheren Behandlung dieses Themenfeldes im Schulunterricht in Politischer Bildung 

fordern, wirft eine neue spannenden Frage auf und stellt eine der Möglichkeiten für eine 

weiterführende Forschung im Anschluss an diese Masterarbeit dar. 

Genauso bietet sich die Frage nach den Gründen für die im Rahmen der schriftlichen Befragung 

dieser Masterarbeit hervorgehende Bevorzugung von speziellen politischen Themenbereichen 

im Unterricht sowie von manchen Partizipationsformen von SchülerInnen im Wahlalter für 

weitere Forschungen an.  

Abseits jener Aspekte, welche für die Beantwortung der in dieser Masterarbeit formulierten 

Forschungsfragen dienlich waren, konnten aus der empirischen Untersuchung weitere 

Erkenntnisse hinsichtlich der politischen Wirksamkeit von SchülerInnen im Wahlalter, ihrer 

Einstellung zur Demokratie in Österreich sowie ihrer Haltung zum Unterricht in Politischer 

Bildung an ihrer Schule gewonnen werden. 
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So bestätigte sich der in der Partizipationsforschung vorherrschende Tenor, dass junge 

Menschen mehrheitlich nicht an ihre eigene politische Wirksamkeit glauben, auch für die 

befragten SchülerInnen im Wahlalter. Dies betrifft sowohl die männlichen als auch die 

weiblichen Befragten. SchülerInnen im Wahlalter mit einer empfundenen politischen 

Wirksamkeit beteiligen sich auch eher politisch als jene, welche nicht an ihre eigene politische 

Wirksamkeit glauben. Dies lässt sich sowohl für konventionelle als auch für unkonventionelle 

Partizipationsformen feststellen. 

Die Ergebnisse zu den Gründen für eine nicht empfundene politische Wirksamkeit lassen 

erkennen, dass unter vielen SchülerInnen ein Misstrauen gegenüber den politischen Akteuren 

und Institutionen herrscht.  Außerdem zeigen die Ergebnisse, dass neben der Stimmabgabe bei 

Wahlen, nur mit Abstrichen auch andere Möglichkeiten der politischen Einflussnahme 

wahrgenommen werden. Gleichzeitig zweifeln viele die Wirksamkeit und Einflusskraft ihrer 

eigenen Stimme innerhalb des politischen Prozesses an. 

Folgt man den Ergebnissen der Frage nach den Änderungswünschen im Bereich des Unterrichts 

in Politischer Bildung in der Schule, bestätigt sich der bereits zuvor bei den Erkenntnissen zu 

den einzelnen Themenfeldern im Unterricht gewonnene Eindruck, dass Politische Bildung in 

der Schule von den SchülerInnen im Wahlalter durchaus akzeptiert und oftmals sogar vermehrt 

gefordert wird. 

Diese zuletzt beschriebenen Erkenntnisse runden den Gesamteindruck, welcher im Rahmen der 

empirischen Untersuchung dieser Masterarbeit gewonnen werden konnte, ab. Das Interesse von 

SchülerInnen im Wahlalter an Politik ist Großteils vorhanden. Der Unterricht in Politischer 

Bildung hat darauf aus der Sicht der SchülerInnen durchaus einen positiven Einfluss und die 

Tendenz der SchülerInnen geht eher in Richtung einer Forderung von mehr Politischen Bildung 

im Bereich Schule. Gleichzeitig ist die politische Partizipation unter den SchülerInnen nicht 

besonders hoch und die Politische Bildung in der Schule schafft es aus der Sicht der 

SchülerInnen nicht, die Motivation zur gesellschaftlichen und politischen Beteiligung zu 

steigern. 

In all diesen Bereichen würden sich wie bereits zuvor erwähnt, viele Anknüpfungspunkte für 

eine weiterführende Forschung anbieten. Vor allem qualitative Forschungsmethoden könnten 

in dieser Hinsicht weitere Erkenntnisgewinne liefern. 

Ursprünglich wäre im Zuge dieser Masterarbeit im Anschluss an die schriftliche Befragung 

noch eine Gruppendiskussion mit SchülerInnen im Wahlalter geplant gewesen. Dabei sollten 

die Erkenntnisse, welche im Zuge der empirischen Befragung gewonnen wurden, noch einmal 
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vertieft werden. Aus Ressourcengründen konnte dieser qualitative Forschungsprozess nicht 

mehr durchgeführt werden. Die im Zuge dieser Masterarbeit erhobenen Daten könnten jedoch 

Ansätze in dieser Hinsicht liefern. 

Darüber hinaus wäre es wünschenswert, wenn neben den zuletzt vermehrt aufkommenden 

Forschungsarbeiten im Bereich der Politikdidaktik, auch der gesellschaftlichen Bedeutung von 

Politischer Bildung mitsamt ihren Funktionen eine erhöhte Aufmerksamkeit zukommen würde. 

Gerade im Hinblick auf eine aktivere gesellschaftliche und politische Beteiligung junger 

Menschen wäre dies dringend notwendig, wie auch die Untersuchungsergebnisse dieser 

Masterarbeit zeigen. 
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Anhang 

Statistische Tests: 

 

Mann-Whitney-U Test zur Überprüfung eines Unterschiedes hinsichtlich des politischen 

Interesses zwischen den weiblichen und den männlichen Befragten. 

 

 

Kruskal-Wallis Test zur Überprüfung von Unterschieden hinsichtlich des politischen Interesses 

zwischen den SchülerInnen mit unterschiedlichen Unterrichtsformen in Politischer Bildung: 
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T-Test für unabhängige Stichproben zur Überprüfung eines Unterschiedes hinsichtlich der 

konventionellen Partizipation zwischen den weiblichen und den männlichen Befragten: 

 

  

 

 

T-Test für unabhängige Stichproben zur Überprüfung eines Unterschiedes hinsichtlich der 

unkonventionellen Partizipation zwischen den weiblichen und den männlichen Befragten: 
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Mann-Whitney-U Test zur Überprüfung eines Unterschiedes hinsichtlich des Einflusses von 

PB auf das politische Interesse zwischen Befragten mit einem eigenen Fach in Politischer 

Bildung und jenen mit einer Fächerkombination: 

 

 

Mann-Whitney-U Test zur Überprüfung eines Unterschiedes hinsichtlich des Einflusses von 

PB auf die Motivation sich gesellschaftlich und politisch zu beteiligen zwischen Befragten mit 

einem eigenen Fach in Politischer Bildung und jenen mit einer Fächerkombination: 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit niedrigem politischen Interesse hinsichtlich der 

Bereitschaft bei der nächsten Wahl seine Stimme abzugeben. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich der 

Bereitschaft bei der nächsten Wahl seine Stimme abzugeben. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit niedrigem politischen Interesse hinsichtlich der 

Bereitschaft bei der nächsten Wahl seine Stimme abzugeben. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Mitgliedschaft in einer Partei/Jugendorganisation. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich der 

Mitgliedschaft in einer Partei/Jugendorganisation. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Mitgliedschaft in einer Partei/Jugendorganisation. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Mitgliedschaft in der SchülerInnenorganisation/-vertretung. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich der 

Mitgliedschaft in der SchülerInnenorganisation/-vertretung. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Mitgliedschaft in der SchülerInnenorganisation/-vertretung. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Nominierung als Klassen-/SchulsprecherIn.  
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich der 

Nominierung als Klassen-/SchulsprecherIn.  

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Nominierung als Klassen-/SchulsprecherIn.  
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

politischen Diskussionsteilnahme in den Sozialen Medien. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich der 

politischen Diskussionsteilnahme in den Sozialen Medien. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

politischen Diskussionsteilnahme in den Sozialen Medien. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Teilnahme an einer Demonstration. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich der 

Teilnahme an einer Demonstration. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Teilnahme an einer Demonstration. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich 

Unterschrift einer Petition. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich 

Unterschrift einer Petition. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich 

Unterschrift einer Petition. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

politisch motivierten Kaufs oder Boykott von Waren 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich des 

politisch motivierten Kaufs oder Boykott von Waren 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

politisch motivierten Kaufs oder Boykott von Waren 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer NGO. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer NGO. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer NGO. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer kirchlichen/konfessionellen Vereinigung.  
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer kirchlichen/konfessionellen Vereinigung.  

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer kirchlichen/konfessionellen Vereinigung.  
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer gesellschaftlichen Hilfsorganisation (Rotes Kreuz, Feuerwehr,…). 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer gesellschaftlichen Hilfsorganisation (Rotes Kreuz, Feuerwehr,…) 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer gesellschaftlichen Hilfsorganisation (Rotes Kreuz, Feuerwehr,…). 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Beteiligung bei einem illegalen Protest. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich der 

Beteiligung bei einem illegalen Protest. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Beteiligung bei einem illegalen Protest. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einem gesellschaftspolitischen Interessensverband. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einem gesellschaftspolitischen Interessensverband. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einem gesellschaftspolitischen Interessensverband. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer Bürgerinitiative.  
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit stark 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer Bürgerinitiative.  

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Engagements in einer Bürgerinitiative.  
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Verfassens eines politischen Beitrags.  

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich des 

Verfassens eines politischen Beitrags.  
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich des 

Verfassens eines politischen Beitrags.  

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Kontaktaufnahme mit einer/m Politiker/in. 
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Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit starkem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit mittlerem politischen Interesse hinsichtlich der 

Kontaktaufnahme mit einer/m Politiker/in. 

 

 

Chi-Quadrat-Test zur Überprüfung eines Unterschieds zwischen SchülerInnen mit mittlerem 

politischen Interesse und SchülerInnen mit geringem politischen Interesse hinsichtlich der 

Kontaktaufnahme mit einer/m Politiker/in. 
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Mann-Whitney-U Test zur Überprüfung eines Unterschiedes hinsichtlich Häufigkeit der 

konventionellen politischen Partizipation zwischen Befragten die glauben politisch etwas 

bewirken zu können und jenen, die glauben politisch nichts bewirken zu können 

 

 

 

T-Test für unabhängige Stichproben zur Überprüfung eines Unterschiedes hinsichtlich 

Häufigkeit der unkonventionellen politischen Partizipation zwischen Befragten die glauben 

politisch etwas bewirken zu können und jenen, die glauben politisch nichts bewirken zu können. 
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T-Test für unabhängige Stichproben zur Überprüfung eines Unterschiedes hinsichtlich 

der konventionellen politischen Partizipation zwischen Befragten die mit der Staatsform 

der Demokratie in Österreich zufrieden sind und jenen welche damit unzufrieden sind. 
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T-Test für unabhängige Stichproben zur Überprüfung eines Unterschiedes hinsichtlich 

der konventionellen politischen Partizipation zwischen Befragten die mit der Staatsform 

der Demokratie in Österreich zufrieden sind und jenen welche damit unzufrieden sind 
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Fragebogen: 

 

 

Liebe/r Teilnehmer/in 

 

Vielen Dank, dass du dir für diesen Fragebogen Zeit nimmst und somit einen wertvollen 

Beitrag für meine Masterarbeit im Studienfach Politikwissenschaft leistest! 

Dieser Fragebogen dient zur Untersuchung des Interesses von SchülerInnen an der Politik 

und ihres Partizipationsverhaltens. Darüber hinaus wird ein Blick auf den Unterricht in 

Politischer Bildung an deiner Schule geworfen. Um möglichst aussagekräftige Ergebnisse 

zu garantieren, bitte ich dich um eine wahrheitsgemäße und vollständige Beantwortung des 

Fragebogens, du wirst dafür lediglich 8-12 Minuten brauchen. Alle Informationen werden 

von mir natürlich anonym sowie streng vertraulich behandelt und ausschließlich für 

wissenschaftliche Zwecke verwendet. 

 

Noch einmal vielen Dank für deine Unterstützung und viel Spaß beim Fragebogen! 

 

1. Wie alt bist du?  

 

 

  

2. Du bist...  

 

   männlich 

   weiblich 

 

 

 

3. Welchen Schultyp besuchst du?  

 

   AHS-Oberstufe/BORG 

   Handelsakademie (HAK) 

   Höhere technische und gewerbliche Lehranstalt (HTL) 

   Handelsschule (HAS) 

   Bundesbildungsanstalt für Elementarpädagogik/Sozialpädagogik (BAfEP/BASOP) 
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Berufsbildende Höhere Schule (z.B. Höhere Lehranstalt für 

Tourismus/Mode/Wirtschaft,...) 

   Höhere Land- und Forstwirtschaftliche Schule 

   Polytechnische Schule (PTS) 

   Berufsschule 

   
Sonstige (bitte angeben): 

  
 

 

 

4. "Politische Bildung" kann in Österreich in unterschiedlicher Weise im Schulunterricht 

vorkommen. Manche Schulen haben ein eigenständiges Fach "Politische Bildung", an 

anderen Schulen wird es in Kombination mit anderen Fächern unterrichtet (zb.: Geschichte). 

Wie sieht es an deiner Schule aus?  

 

   
Ja ich habe ein eigenständiges Fach "Politische Bildung". (zb.: "Politische Bildung und 

Recht", "Politische Bildung und Wirtschaft", usw.) 

   
Nein ich habe kein eigenständiges Fach "Politische Bildung", sondern nur eine 

Fächerkombination wo politische Bildung ein Teil des Fachs ist. (zb.: "Geschichte, 

Sozialkunde und Politische Bildung", usw.) 

   
Ich habe im Moment in keiner Unterrichtsform "Politische Bildung" in der Schule, weder 

als eigenständiges Fach, noch als Fächerkombination. 

  

 

5. Wie stark interessierst du dich für Politik? Wähle jene Aussage, die auf dich zutrifft:  

 

   Ich interessiere mich außerordentlich für Politik. 

   Ich interessiere mich ziemlich für Politik. 

   Ich interessiere mich mittelmäßig für Politik. 

   Ich interessiere mich kaum für Politik. 

   Ich interessiere mich gar nicht für Politik 
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 6. Wie häufig sprichst/diskutierst du im Alltag über Politik?  

 

   täglich 

   mehrmals pro Woche 

   1x pro Woche 

   seltener als 1x pro Woche 

   nie 

 

Hast du dazu Anmerkungen?   

  

 

 

 

  

  

 7. Wie oft informierst du dich über Politik?  

 

   täglich 

   mehrmals pro Woche 

   1x pro Woche 

   seltener als 1x pro Woche 

   nie 

 

 

8. Es gibt eine ganze Menge von politischen Themenbereichen. Welche der nun folgenden 

Themenbereiche interessieren dich mehr, welche weniger?  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Grundwerte der 

Demokratie und 

Menschenrechte 
            

 

  



210 

 

9. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Das politische System 

in Österreich sowie 

im internationalen 

Vergleich 

            

  

10. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Politische Konflikte: 

Nationalitätenkonflikte, 

ökologische Konflikte, 

Kriegspolitik und 

Friedenspolitik 

            

  

11. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Positionen der 

politischen Parteien             

  

12. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Die Europäische Union 

(System, 

Integrationsbestrebungen 

und Probleme) 
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13. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Umgang mit und 

Nutzung von 

traditionellen und 

neuen Medien 

            

  

14. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Gesellschaftliche 

Ungleichheit (sozial, 

politisch, 

wirtschaftlich, 

ökologisch,...) 

            

  

15. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Unterschiedliche 

demokratische und 

nicht demokratische 

(autoritäre oder 

totalitäre) Systeme 

            

  

16. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Soziale Bewegungen 

(Arbeiter-, Umwelt-, 

Frauen-, 

Friedensbewegung,...) 
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17. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Das österreichische 

Sozial- und 

Wirtschaftssystem 
            

  

18. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Globalisierungsprozesse 

(Chancen und 

Konflikte) 
            

  

19. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Umweltpolitik: 

Klimawandel und -

bedrohung 
            

 

 20. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Politische 

Kommunikation und 

Wahlkämpfe 
            

  

21. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Nationalismus, 

Rassismus, 

Antisemitismus 
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 22. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Wirtschaftliche 

Themen 

(Fragestellungen und 

Konflikte aus 

unterschiedlichen 

Perspektiven) 

            

  

23. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Migration und 

Integration             

  

24. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Datenschutz 

(Regelungen und 

Rechte, 

Maßnahmen,...) 

            

  

25. ...  

 

 interessiert mich 

gar nicht 

interessiert mich 

wenig 

interessiert mich 

etwas 

interessiert mich 

sehr 

Möglichkeiten der 

gesellschaftlichen 

Mitbestimmung (zb.: 

Bürgerinitiativen, 

Jugendparlament, 

Mitarbeit in Parteien 

oder 

Jugendorganisationen, 

Online-Petitionen,...) 
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 26. Wenn du an deinen Unterricht in Politischer Bildung denkst, welche der nun folgenden 

Themenbereiche kommen deiner Meinung nach ausreichend vor, welche sollten häufiger 

behandelt werden? Bewerte bitte jeden Themenbereich.  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Grundwerte der 

Demokratie und 

Menschenrechte 
         

 

  

27. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Das politische 

System in 

Österreich 

sowie im 

internationalen 

Vergleich 

         
 

  

28. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig 

vor und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Politische Konflikte: 

Nationalitätenkonflikte, 

ökologische Konflikte, 

Kriegspolitik und 

Friedenspolitik 
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29. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Positionen 

der 

politischen 

Parteien 

         
 

  

30. ...  

 

 

kommt nicht 

ausreichend vor 

und sollte daher 

häufiger behandelt 

werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig 

vor und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Die Europäische Union 

(System, 

Integrationsbestrebungen 

und Probleme) 

         
 

  

31. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Umgang mit 

und Nutzung 

von 

traditionellen 

und neuen 

Medien 
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32. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Gesellschaftliche 

Ungleichheit 

(sozial, politisch, 

wirtschaftlich, 

ökologisch,...) 

         
 

  

33. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Unterschiedliche 

demokratische 

und nicht 

demokratische 

(autoritäre oder 

totalitäre) 

Systeme 

         
 

  

34. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig 

vor und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Soziale Bewegungen 

(Arbeiter-, Umwelt-, 

Frauen-, 

Friedensbewegung,...) 
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35. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Das 

österreichische 

Sozial- und 

Wirtschaftssystem 

         
 

 

  

36. ...  

 

 

kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher 

häufiger behandelt 

werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig 

vor und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Globalisierungsprozesse 

(Chancen und 

Konflikte) 
         

 

  

 

37. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Umweltpolitik: 

Klimawandel 

und -

bedrohung 
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 38. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Politische 

Kommunikation 

und 

Wahlkämpfe 

         
 

  

 

39. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Nationalismus, 

Rassismus, 

Antisemitismus 
         

 

 

  

40. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Wirtschaftliche 

Themen 

(Fragestellungen 

und Konflikte 

aus 

unterschiedlichen 

Perspektiven) 
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41. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Migration 

und 

Integration 
         

 

 

 

 42. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig vor 

und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Datenschutz 

(Regelungen 

und Rechte, 

Maßnahmen,...) 

         
 

  

 

43. ...  

 

 
kommt nicht 

ausreichend vor und 

sollte daher häufiger 

behandelt werden 

kommt ausreichend 

vor 

kommt zu häufig 

vor und sollte daher 

seltener behandelt 

werden 

 

Möglichkeiten der 

gesellschaftlichen 

Mitbestimmung (zb.: 

Bürgerinitiativen, 

Jugendparlament, 

Mitarbeit in Parteien 

oder 

Jugendorganisationen, 

Online-Petitionen,...) 
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44. Wenn du etwas an deinem Unterricht in Politischer Bildung ändern könntest, was wäre 

dies?  

 

  

 

 

 

  

45. Wenn du an Politische Bildung in deiner Schule denkst, wie hat sich der Unterricht auf 

dein politisches Interesse ausgewirkt?  

 

   durch den Unterricht hat sich mein Interesse an Politik stark gesteigert 

   durch den Unterricht hat sich mein Interesse an Politik etwas gesteigert 

   durch den Unterricht ist mein Interesse an Politik in etwa gleichgeblieben 

   durch den Unterricht hat mein Interesse an Politik eher abgenommen 

   durch den Unterricht hat mein Interesse an Politik stark abgenommen 

  

 

46. Wie zufrieden bist du mit der Staatsform der Demokratie in Österreich?  

 

   sehr zufrieden 

   einigermaßen zufrieden 

   weniger zufrieden 

   nicht zufrieden 

  

47. Hast du das Gefühl, dass du politisch etwas bewirken/verändern kannst?  

 

   ja 

   eher ja 

   eher nein 

   nein 

   weiß ich nicht 
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 48. Glaubst du, dass du schon einmal politisch etwas bewirkt/verändert hast?  

 

   ja 

   nein 

 

Wenn ja, in welchem Bereich?   

  

 

 

 

  

49. Warum hast du das Gefühl, dass du politisch nichts/nicht viel bewirken kannst?  

 

  

  

50. Warum hast du das Gefühl, dass du politisch etwas bewirken kannst?  

 

  

  

51. Bist du österreichische/r Staatsbürger/in und somit in Österreich wahlberechtigt?  

 

   ja 

   nein 

  

 

52. Es gibt viele Möglichkeiten sich gesellschaftlich und politisch zu beteiligen. Welche der 

nun folgenden Aussagen treffen auf dich zu, welche nicht? (Bitte ankreuzen!)  

 

  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich werde in Zukunft 

von meinem Wahlrecht 

Gebrauch machen und 

meine Stimme abgeben 
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 53. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich beteilig(t)e mich 

aktiv in einer Partei oder 

Jugendorganisation oder 

bin/war sogar Mitglied 

      

  

54. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich bin/war Mitglied in 

der Schülerorganisation/-

vertretung 
      

  

55. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich habe mich schon mal 

bei einer 

KlassensprecherInnen-

/SchulsprecherInnenwahl 

aufstellen lassen 

      

  

 

56. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich beteilige mich an 

politischen Diskussionen 

in den sozialen Medien 

(Instagram, Twitter, 

Facebook, WhatsApp, 

usw...) oder habe das in 

der Vergangenheit getan 
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57. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich war schon einmal auf 

einer Demonstration       

  

58. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich habe schon mal eine 

Petition unterschrieben 

(online oder 

handschriftlich) 

      

  

59. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich habe schon einmal 

bei meinem Einkauf aus 

politischen Gründen 

bestimmte Waren 

gekauft oder nicht 

gekauft 

      

  

60. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich engagiere mich in 

einer Umwelt-, 

Menschenrechts-, 

Tierschutzorganisationen 

(z.B. Greenpeace, 

Amnesty International, 

Vier Pfoten,...), oder 

habe das in der 

Vergangenheit getan 
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61. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich engagiere mich in 

kirchlichen/konfessionellen 

Vereinigungen oder 

Gruppen (z.B. Pfadfinder, 

Katholische Jugend,...), 

oder habe das in der 

Vergangenheit getan 

      

  

 

62. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich engagiere mich in 

einer gesellschaftlichen 

Hilfsorganisation (z.B. 

Rotes Kreuz, 

Feuerwehr,...), oder habe 

das in der Vergangenheit 

getan. 

      

  

 

63. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich habe mich schon 

einmal aus politischen 

Gründen bei einer 

illegalen (Protest)Aktion 

beteiligt (zb.: 

Wände/Häuser 

bemahlen/besprühen, 

Straßensperren, 

Hausbesetzungen, 

Beschädigung 

öffentlicher 

Einrichtungen,...) 

      

  

 

 



225 

 

64. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich engagiere mich in 

gesellschaftspolitischen 

Interessensverbänden 

(Gewerkschaft, 

Wirtschaft, 

Landwirtschaft,...) oder 

habe das in der 

Vergangenheit getan 

      

  

 

65. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich habe mich schon 

einmal bei einer 

Bürgerinitiative beteiligt 
      

  

 

66. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich habe schon einmal 

einen politischen Beitrag 

(in Zeitungen, 

Zeitschriften, eigener 

Homepage oder als 

Blog) verfasst 

      

  

 

67. ...  

 
 

trifft zu trifft nicht zu 

Ich habe schon einmal 

einen Politiker mit einem 

Anliegen persönlich 

kontaktiert (Brief, e-

mail, Facebook,...) 
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 68. Man kann sich auf viele Arten politisch in der Gesellschaft beteiligen und engagieren. 

(Denke an die zuvor aufgelisteten Beteiligungsformen) Wenn du an Politische Bildung in 

deiner Schule denkst, wie hat sich der Unterricht auf deine Motivation, dich gesellschaftlich 

und politisch zu beteiligen ausgewirkt?  

 

   
durch den Unterricht hat sich meine Motivation mich gesellschaftlich/politisch zu 

engagieren stark gesteigert 

   
durch den Unterricht hat sich meine Motivation mich gesellschaftlich/politisch zu 

engagieren etwas gesteigert 

   
durch den Unterricht ist meine Motivation mich gesellschaftlich/politisch zu engagieren 

in etwa gleichgeblieben 

   
durch den Unterricht hat meine Motivation mich gesellschaftlich/politisch zu 

engagieren eher abgenommen 

   
durch den Unterricht hat meine Motivation mich gesellschaftlich/politisch zu 

engagieren stark abgenommen 

 

 

 

 

 

69. In welchem Bundesland gehst du zur Schule?  

 

   Burgenland 

   Kärnten 

   Niederösterreich 

   Oberösterreich 

   Salzburg 

   Steiermark 

   Tirol 

   Vorarlberg 

   Wien 

   Ich gehe nicht in Österreich in die Schule 
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